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Vorwort
Das deutsche Steuersystem kennt keine eigenständige Unternehmensbesteuerung. Vielmehr ist die Besteuerung der unternehmerischen Geschäftstätigkeit in ein System eingebunden, das zahlreiche Steuerarten mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Anknüpfungspunkten aufweist. Für Zwecke dieses Buchs wird unterschieden zwischen
	–
	Ertragsteuern (Besteuerung des finanziellen Ergebnisses)

	–
	Substanzsteuern (Besteuerung des Mittelbestands) und

	–
	Verkehrsteuern (Besteuerung von Verkehrsvorgängen).


Die Erbschaft- und Schenkungsteuer weist nebeneinander Merkmale einer Ertragsteuer, einer Substanzsteuer und einer Verkehrsteuer auf. Da sie nicht eindeutig einer der drei Gruppen zugeordnet werden kann, wird sie als Besteuerung des Vermögenstransfers (Besteuerung der Übertragung von Unternehmen) in einem eigenständigen Abschnitt vorgestellt.
Die drei Bände Besteuerung von Unternehmen bilden eine Einheit. Der Band I: Ertrag-, Substanz- und Verkehrsteuern gibt einen Überblick über die wichtigsten Regelungen der einzelnen Ertrag-, Substanz- und Verkehrsteuern. Stoffauswahl und Umfang der Erläuterungen bestimmen sich in erster Linie danach, inwieweit die zahlreichen Vorschriften für die Besteuerung von Unternehmen relevant sind. Die Erläuterungen sind steuerartenbezogen untergliedert. Fragen der steuerlichen Gewinnermittlung und Vermögensbewertung werden nur kurz angesprochen. Sie werden im Band II: Steuerbilanz ausführlich untersucht. Im Band III: Steuerplanung wird aufgezeigt, wie sich die steuerrechtlichen Regelungen auf die Steuerbelastung von Unternehmen auswirken. Zusammen geben die drei Bände einen prägnanten und dennoch umfassenden Überblick über die von Unternehmen zu beachtenden steuerlichen Normen. Die grundrissartige Darstellung der Unternehmensbesteuerung hat sowohl Vorteile als auch Nachteile:
	–
	Vorteil ist, dass durch die Beschränkung auf die wichtigsten Regelungen dem Anfänger auf dem Gebiet der Unternehmensbesteuerung der Einstieg in diese immer undurchsichtiger werdende Materie wesentlich erleichtert wird. Durch die Ausklammerung von zahlreichen Detailregelungen wird ihm die schwierige Aufgabe abgenommen, wichtige von weniger bedeutsamen Normen zu trennen.

	–
	Nachteil ist, dass in weiten Teilen eine Beschränkung auf die Darstellung der rechtlichen Vorschriften vorgenommen werden muss. Auf die Hintergründe und Interpretationsmöglichkeiten der verschiedenen Normen kann nur kurz eingegangen werden. Das Auffinden der relevanten Vorschriften und ihre Auslegung sind aber nicht so einfach, wie es nach der Lektüre dieses Buchs den Anschein hat. Die Problematik der Steuerwirkungslehre kann gleichfalls nur angedeutet werden.


Bei der Neuauflage wurden die in den letzten vier Jahren verabschiedeten Steuergesetze eingearbeitet. Dazu gehören beispielsweise das Investmentsteuerreformgesetz, das Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, das Gesetz zur Förderung der Elektromobilität, das Gesetz zur Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei Körperschaften, das Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen, das Gesetz zur Anpassung kindergeldrechtlicher Regelungen, das Familienentlastungsgesetz, das Gesetz zur Bekämpfung der Steuerumgehung und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, das Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen, das Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze und das Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften („Jahressteuergesetz 2018“). Die Aktualisierung der Steuergesetze, der Rechtsprechung und der Verwaltungsanweisungen führt zu zahlreichen Überarbeitungen bei der Einkommen-, Körperschaft- sowie Gewerbesteuer, der Erbschaft- und Schenkungsteuer und der Umsatzsteuer. Die vor kurzem verabschiedete Grundsteuerreform führte zu einer vollständigen Überarbeitung des Teils zur Grundsteuer. Das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften („Jahressteuergesetz 2019“), das Dritte Bürokratieentlastungsgesetz, das Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht, das Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 sowie das Grundrentengesetz wurden bereits berücksichtigt.
Adressaten sind Anfänger auf dem Gebiet der Unternehmensbesteuerung. Hierzu gehören insbesondere Studierende der Wirtschafts- und Rechtswissenschaften an Universitäten, Hochschulen, Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien. Das Buch kann als eine Art Propädeutik für das Studium der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre und des Steuerrechts angesehen werden. Vermittelt wird das Grundlagenwissen, das Voraussetzung und Fundament für eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den steuerlichen Vorschriften und ihren Wirkungen auf unternehmerische Entscheidungen ist.
Der Band I: Ertrag-, Substanz- und Verkehrsteuern wendet sich darüber hinaus an alle, die sich in der Praxis und Wissenschaft mit den Grundfragen der Unternehmensbesteuerung beschäftigen und einen raschen Einstieg in die Grundzüge unseres Steuersystems suchen, ohne in den Details den Blick für das Wesentliche zu verlieren. Derjenige, der bereits mit dem deutschen Steuerrecht vertraut ist, kann diesen Band als Nachschlagewerk und zur Wissensauffrischung nutzen, um sich schnell und kompakt über die aktuelle Rechtslage zu informieren.
Bei der arbeitsintensiven Aktualisierung des Manuskripts an die aktuelle Rechtslage haben mich Frau Kristin Kerschbaum, M.Sc. sowie Herr Dr. Matthias Blank, Frau Dr. Christina Mair, M.Sc., Frau Nadine Koch, M.Sc. und Herr Lucas Rapp, M.Sc. mit sehr großem Engagement unterstützt. Für diesen Einsatz bedanke ich mich ganz herzlich. Gleichzeitig gilt mein Dank Frau Sandra Büttner, LL.B., Frau Sophie Dinkelmeyer, Frau Lea Geus, B.A., Frau Eva Gottschalk, B.A., Frau Thuy Dung Hoang Tran, B.A., Frau Jessica Müller, B.A., Frau Amelie Trost, B.A. und Herrn Marius Weiß für ihre wertvolle Mithilfe bei der Korrektur des Manuskripts bzw der Druckfahnen.
Nürnberg, im März 2020
Wolfram Scheffler
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Im ersten Abschnitt werden die Begriffe erläutert, die für das Verständnis der Ausführungen zu den zahlreichen, für Unternehmen bedeutsamen Steuerarten hilfreich sind. Der zweite Abschnitt skizziert die Merkmale des deutschen Steuersystems aus betriebswirtschaftlicher Sicht. Auf diese Weise werden die Ursachen für die Komplexität der Unternehmensbesteuerung erkennbar. Der dritte Abschnitt dient dazu, die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Besteuerung der unternehmerischen Geschäftstätigkeit, dh die Rechtsquellen, vorzustellen.
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Steuern sind definiert als Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen kann Nebenzweck sein (§ 3 Abs. 1 AO).[1]
Charakteristische Merkmale einer Steuer sind:
	1.
	
Steuern sind einmalige oder laufende Geldleistungen. Sie bewirken einen Abfluss von liquiden Mitteln. Keine Steuern sind Naturalleistungen (wie früher der „Zehnte“ der Bauern) oder Dienstleistungen, wie der Wehrdienst, Melde-, Anzeige- und andere Mitwirkungspflichten.

	2.
	
Steuern sind gegenleistungslos. Derjenige, der die Steuern schuldet (Steuerschuldner), erwirbt mit der Abführung von Steuern kein unmittelbares Anrecht auf eine bestimmte Leistung desjenigen, der die Zahlungen vereinnahmt (Steuergläubiger).

	3.
	
Der Steuerbegriff beinhaltet, dass die Geldleistung von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen hoheitlich auferlegt wird. Zur Erhebung von Steuern sind neben dem Bund und den Ländern insbesondere Gemeinden, Gemeindeverbände und bestimmte Religionsgemeinschaften mit öffentlich-rechtlichem Status berechtigt.

	4.
	
Steuern werden prinzipiell zur Erzielung von Staatseinnahmen erhoben (Fiskalzweck). Mit der Erhebung einer Steuer können aber auch Beeinflussungen des Verhaltens der Steuerpflichtigen (Lenkungszweck) oder eine Änderung der Einkommens- und Vermögensverteilung (Umverteilungszweck) angestrebt werden. Maßnahmen der Wirtschafts- und Sozialpolitik ergänzen den Fiskalzweck.[2]

	5.
	
Steuern dienen der allgemeinen Deckung des öffentlichen Finanzbedarfs. Es gilt prinzipiell ein Verbot der Zweckbindung einzelner Steuern an bestimmte Staatsausgaben (Grundsatz der Non-Affektation).

	6.
	
Zur Zahlung sind nur die Personen oder Institutionen verpflichtet, die mit ihrer Existenz, mit einer Handlung oder mit dem Vorhandensein einer Steuerbemessungsgrundlage einen gesetzlich normierten Tatbestand erfüllen. Der Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit und Tatbestandsbestimmtheit (§ 38 AO) verbietet es, Steueransprüche durch Analogieschluss zu begründen oder durch private Vereinbarung zwischen dem Steuerpflichtigen und den Finanzbehörden zu modifizieren.
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Einfuhr- und Ausfuhrabgaben nach Art. 5 Nr 20, 21 des Zollkodexes der Europäischen Union (Unionszollkodex) sind gleichfalls als Steuern anzusehen (§ 3 Abs. 3 AO). Zölle dienen der Warenstromregulierung. Im Vordergrund steht der wirtschaftspolitische Lenkungszweck. Die Erzielung von Einnahmen ist lediglich Nebenzweck. Zölle sind Abgaben, die der Staat nach den Vorgaben des Unionszollkodexes bei Warenbewegungen über die Staatsgrenze (Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr) erhebt. Bei Warenbewegungen zwischen den Mitgliedstaaten der EU sind Zölle allerdings bereits seit langem abgeschafft worden.
Abb. 1.1:Öffentlich-rechtliche Lasten

[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]
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Zwangsgelder, Säumniszuschläge (verspätete Zahlung von Steuern), Verspätungszuschläge (verspätete Abgabe einer Steuererklärung), Verzögerungsgelder, Verspätungsgelder, die Zuschläge nach § 162 Abs. 4 AO (bei Verletzung von Mitwirkungspflichten, die speziell für international tätige Unternehmen bestehen), Zinsen und Kosten sind keine Steuern. Sie werden aber zum Teil als steuerliche Nebenleistungen verfahrenstechnisch wie Steuern behandelt (§ 3 Abs. 4 iVm § 37 Abs. 1 AO).
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Steuern sind nur eine – wenngleich die wichtigste – Form von öffentlichen Abgaben, mit denen die öffentliche Hand aufgrund ihres Hoheitsrechts Einnahmen erzielt. Weitere Finanzabgaben an öffentlich-rechtliche Institutionen sind Gebühren, Beiträge und Sonderabgaben.
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Gebühren und Beiträge unterscheiden sich hinsichtlich der Art der Gegenleistung. Gebühren sind Zahlungen für besondere Leistungen einer öffentlichen Körperschaft oder für die (freiwillige oder erzwungene) tatsächliche Inanspruchnahme von öffentlichen Einrichtungen. Sie unterteilen sich in Verwaltungsgebühren (zB Ausstellung eines Ausweises oder Passes, Beurkundungen, Erteilung von Bescheinigungen, Genehmigungen, Bauabnahmen oder Einbürgerungen, Pfändungsgebühren, Kosten für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft nach § 89 AO, Kosten bei besonderer Inanspruchnahme der Zollbehörden nach § 178 AO, Kosten für die Durchführung eines Verständigungsverfahrens mit einer ausländischen Finanzbehörde nach § 178a AO) und Nutzungsgebühren (zB Benutzung von Sportanlagen, Krankenhäusern, Friedhöfen, Büchereien, Schlachthöfen, Nutzung von Verkehrseinrichtungen, wie Häfen, Flughäfen oder öffentlichen Parkplätzen, Inanspruchnahme von öffentlichen Versorgungseinrichtungen für Wasser, Strom oder Gas oder für die Entsorgung, wie Abwasser- und Kanalgebühren).
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Beiträge stellen Aufwandsersatz für die mögliche Inanspruchnahme einer konkreten Leistung einer öffentlichen Einrichtung dar. Auf den konkreten Vorteil für den betreffenden Beitragszahler kommt es im Gegensatz zu Gebühren nicht an. Für die Erhebung eines Beitrags reicht die bloße Möglichkeit der Inanspruchnahme der Leistung aus. Beispiele für Beiträge sind Straßenanliegerbeiträge und Kurtaxen. Besondere Gruppen bilden die Verbandslasten zur Finanzierung einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft durch ihre Mitglieder (Beiträge an die Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer oder Steuerberaterkammer) sowie die Beiträge zu den gesetzlichen Sozialversicherungen (Renten-, Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung). In einer weiten Abgrenzung des Steuerbegriffs können die „Beiträge“ zu den gesetzlichen Sozialversicherungen auch unter den Begriff der Steuern subsumiert werden.
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Sonderabgabe (außersteuerliche Abgabe) ist ein Oberbegriff für ein breites Spektrum öffentlicher Abgaben eigener Art.[3] Die mit diesen parafiskalischen Abgaben verbundenen Zielsetzungen sind so unterschiedlich, dass sich keine allgemeine Definition formulieren lässt. Von Steuern unterscheiden sich Sonderabgaben dadurch,
	–
	dass ihr Aufkommen nicht in den allgemeinen Staatshaushalt eingeht, sondern in einen Sonderfonds, aus dem die vorgegebenen Ziele finanziert werden, und

	–
	dass sie nur von einer bestimmten Gruppe von Bürgern erhoben werden.


Sonderabgaben sind umstritten, weil die Gefahr besteht, dass durch die Anerkennung einer Abgabenkompetenz außerhalb der Finanzverfassung des Grundgesetzes die Abgabenbelastung unüberschaubar wird. Des Weiteren durchbricht die Parafiskalität der Sonderabgaben den Verfassungsgrundsatz der Vollständigkeit des Haushaltsplans und entzieht die Verwendung des Abgabenaufkommens der parlamentarischen Kontrolle. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts[4] sind Sonderabgaben deshalb nur unter sehr restriktiven Voraussetzungen zulässig: Sonderabgaben dürfen nur dann erhoben werden, wenn der verfolgte Zweck in einer besonderen Verantwortung der belasteten Gruppe liegt (Sachverantwortung) und nicht in die Gesamtverantwortung des Staates fällt. Sie müssen die Kriterien Homogenität der Abgabepflichtigen (gemeinsame Interessenlage, von anderen Gruppen abgrenzbar), Gruppenverantwortung sowie Gruppennützigkeit (das Aufkommen ist im Interesse der Abgabenpflichtigen zu verwenden) erfüllen. Beispiele für Sonderabgaben, bei denen eher der Finanzierungszweck im Vordergrund steht, sind Beiträge für den Restrukturierungsfonds (Finanzierung künftiger Restrukturierungs- und Abwicklungsmaßnahmen bei systemrelevanten Banken), die Filmabgabe, die Hebammenabgabe, die Abgabe in Weinbaufonds, die Milchausgleichsabgabe und die Naturschutzabgabe. Eine Sonderabgabe mit Lenkungsaufgabe ist beispielsweise die Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertengesetz.
Die Erhebung von Gebühren, Beiträgen und Sonderabgaben folgt dem Äquivalenzprinzip. Danach steht die spezielle Entgeltlichkeit der Abgabe im Vordergrund, dh der Grundsatz von Leistung und Gegenleistung. Die Erhebung von Steuern folgt hingegen dem Leistungsfähigkeitsprinzip, dh die Belastung richtet sich nach der Fähigkeit des Steuerpflichtigen, zur Finanzierung der staatlichen Ausgaben beizutragen.
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Das Steuersystem umfasst die Gesamtheit der in einem Staat erhobenen Einzelsteuern. Das Steuersystem der Bundesrepublik setzt sich aus ca. 40 Steuerarten zusammen.[5] Ihr Aufkommen betrug im Jahr 2017 rund 734,5 Mrd. €. Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt von 3 277,3 Mrd. € errechnet sich eine Steuerquote von 22,4%.[6] Vom Gesamtsteueraufkommen entfallen auf die fünf bedeutsamsten Einzelsteuern etwa 85%: Einkommensteuer (283,2 Mrd. €), Umsatzsteuer (226,4 Mrd. €), Gewerbesteuer (52,8 Mrd. €), Energiesteuer (41,0 Mrd. €) und Körperschaftsteuer (29,3 Mrd. €). Nur weitere fünfzehn Steuerarten haben ein Aufkommen von mehr als 0,5 Mrd. €. Die anderen Einzelsteuern, insbesondere örtliche Verbrauch- und Verkehrsteuern, werden wegen ihrer geringen fiskalischen Bedeutung auch als Bagatellsteuern bezeichnet.
Die folgende Übersicht zeigt das Steueraufkommen der 20 wichtigsten Steuerarten im Jahr 2017:[7]
Abb. 1.2: Steueraufkommen der 20 wichtigsten Steuerarten im Jahr 2017

	Steuerart
	in Mrd. €
	in% des Steueraufkommens
	Steuerart
	in Mrd. €
	in% des Steueraufkommens

	Einkommensteuer
	283,2
	38,6
	Stromsteuer
	6,9
	0,9

	Umsatzsteuer
	226,4
	30,8
	Erbschaft- und
	6,1
	0,8

	Gewerbesteuer
	 52,8
	7,2
	Schenkungsteuer
	 
	 

	Energiesteuer
	 41,0
	 5,6
	Zölle
	5,1
	0,7

	Körperschaftsteuer
	 29,3
	 4,0
	Alkoholsteuer
	2,1
	0,3

	Solidaritätszuschlag
	 18,0
	 2,5
	Rennwett- und
	1,8
	0,2

	Tabaksteuer
	 14,4
	 2,0
	Lotteriesteuer
	 
	 

	Grundsteuer
	 14,0
	 1,9
	Kaffeesteuer
	1,1
	0,1

	Versicherungsteuer
	 13,3
	 1,8
	Luftverkehrsteuer
	1,1
	0,1

	Grunderwerbsteuer
	 13,1
	 1,8
	Biersteuer
	0,7
	0,1

	Kraftfahrzeugsteuer
	  8,9
	 1,2
	Feuerschutzsteuer
	0,5
	0,1



In der Literatur finden sich zahlreiche Gliederungen und Systematisierungen der Steuerarten, von denen zwei von besonderer Bedeutung sind:
	1.
	
Aus juristischer Sicht wird zwischen Personen-, Objekt-, Verkehr- und Verbrauchsteuern unterschieden.

	2.
	
Bezogen auf die Besteuerungsbasis ist eine Einteilung in Steuern auf das am Markt erzielte Einkommen, Besteuerung von Vermögensmehrungen, die unentgeltlich erworben wurden (Erbfall, Schenkungen), Besteuerung des Vermögensbestands (Substanzsteuern) sowie Steuern auf die Verwendung von Einkommen und Vermögen vorzunehmen.




10


Zu 1. Einteilung nach rechtlichen Kriterien: Gemeinsames Merkmal von Personensteuern ist, dass sich die Steuerpflicht auf eine natürliche oder eine juristische Person bezieht. Personensteuern werden deshalb auch als Subjektsteuern bezeichnet. Bei Ermittlung der Steuerschuld werden die persönlichen Verhältnisse des Steuerpflichtigen (zB Familienstand, Zahl der Kinder, Alter, Krankheit, außergewöhnliche persönliche Ausgaben) berücksichtigt. Personensteuern sollen die Leistungsfähigkeit des steuerpflichtigen Subjekts erfassen (Leistungsfähigkeitsprinzip). Zu dieser Gruppe gehören die Einkommen-, Körperschaft-, Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie die Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag.
Objekt- oder Realsteuern knüpfen an ein bestimmtes Objekt an. Die persönlichen Verhältnisse des Inhabers oder Eigentümers sollen die Höhe der Steuerzahlung nicht beeinflussen. Objektsteuern sind die Gewerbesteuer und die Grundsteuer (§ 3 Abs. 2 AO), bei denen der Gewerbebetrieb bzw der Grundbesitz als Steuergegenstand gilt.
Verkehrsteuern stellen auf Vorgänge des wirtschaftlichen Verkehrs von Gütern und Leistungen ab. Sie belasten Akte oder Vorgänge des Rechtsverkehrs, die Vornahme von Rechtsgeschäften oder wirtschaftliche Vorgänge. Die persönlichen Verhältnisse der Beteiligten wirken sich auf die Höhe der zu zahlenden Verkehrsteuer im Regelfall nicht aus. Zu den Verkehrsteuern gehören die Grunderwerb-, Versicherung-, Feuerschutz-, Rennwett- und Lotteriesteuer sowie die Kraftfahrzeugsteuer.
Verbrauchsteuern belasten den Verbrauch von bestimmten Wirtschaftsgütern (zB Mineralöl, Erdgas, Flüssiggas und Kohle, Strom sowie Alkohol und alkoholhaltige Waren, Bier, Alkopop, Kaffee, Schaumwein, Tabakwaren), ohne auf die persönlichen Verhältnisse des Verbrauchers Rücksicht zu nehmen. Erhoben werden die Verbrauchsteuern nicht direkt beim Verbraucher, sondern indirekt beim Hersteller oder Importeur. Die Auswahl der besteuerten Güter beruht nicht auf einem einheitlichen Konzept. Aufgrund der mehr oder weniger willkürlichen Abgrenzung der Steuergegenstände lassen sich Verbrauchsteuern weder mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip noch mit dem Äquivalenzprinzip (Steuern als Gegenleistung für eine bestimmte vom Staat erbrachte Leistung) begründen.
Die Umsatzsteuer kann nicht eindeutig zugeordnet werden. Die Umsatzsteuer ist rechtlich als Verkehrsteuer ausgestaltet. Bezogen auf ihre wirtschaftliche Wirkung ist sie jedoch als Verbrauchsteuer anzusehen.
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Zu 2. Systematisierung nach der Besteuerungsbasis: Werden die Steuerarten nach der Besteuerungsbasis klassifiziert, sind vier Gruppen zu unterscheiden:
	a)
	
Besteuerung der Einkommenserzielung, dh von Vermögensmehrungen, die am Markt erwirtschaftet wurden, m.a.W. von Vermögensmehrungen, die auf einem entgeltlichen Leistungsaustausch beruhen (Ertragsteuern)
	–
	Einkommensteuer

	–
	Körperschaftsteuer

	–
	Gewerbesteuer

	–
	Zuschlagsteuern zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer (Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag)



	b)
	
Besteuerung von Vermögensmehrungen, die unentgeltlich erworben wurden (Besteuerung des Vermögenstransfers, bei dem kein Leistungsaustausch stattfindet)
	–
	Erbschaft- und Schenkungsteuer



	c)
	
Besteuerung des Vermögensbestands, der für Konsumausgaben verwendet werden könnte, dh Besteuerung des Besitzes von Wirtschaftsgütern (Substanzsteuern)
	–
	Grundsteuer

	–
	Vermögensteuer
(Hinweis: Die Vermögensteuer wird seit dem Jahr 1997 nicht mehr erhoben.)



	d)
	
Besteuerung der Verwendung von Einkommen und Vermögen, dh der tatsächlichen Verwirklichung von Konsumausgaben (Verkehr- und Verbrauchsteuern)
	–
	Umsatzsteuer (als allgemeine Verkehrsteuer [rechtliche Sichtweise] bzw allgemeine Verbrauchsteuer [wirtschaftliche Wirkung])

	–
	spezielle Verkehrsteuern (zB Grunderwerb-, Versicherung-, Feuerschutz-, Rennwett- und Lotteriesteuer sowie Kraftfahrzeugsteuer)


	–
	spezielle Verbrauchsteuern (zB Energie-, Strom-, Tabak- und Alkohol-, Bier- und Alkopopsteuer).




Die Gliederung dieses Buches orientiert sich an der Einteilung der Steuerarten nach der Besteuerungsbasis. Auf die Charakterisierung der Steuern nach juristischen Gesichtspunkten wird bei den Erläuterungen zu der jeweiligen Steuerart eingegangen.
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Ein Gesetz kann nur erlassen werden, wenn das Grundgesetz einem Gesetzgebungsorgan die Kompetenz zur Gesetzgebung übertragen hat. Die Gesetzgebungshoheit für Steuern ergibt sich in erster Linie aus Art. 105 GG.[8]
Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebungshoheit über die Zölle und Finanzmonopole (Art. 105 Abs. 1 GG). Für alle übrigen Steuerarten hat der Bund die konkurrierende Gesetzgebungshoheit, sofern folgende Voraussetzungen vorliegen:
	–
	Das Aufkommen steht dem Bund ganz oder zum Teil zu (Art. 105 Abs. 2 GG).

	–
	Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Herstellung gleicher Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Art. 105 Abs. 2 iVm Art. 72 Abs. 2 GG).

	–
	Es handelt sich weder um eine örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuer noch um den Steuersatz der Grunderwerbsteuer (Art. 105 Abs. 2a GG).

	–
	Es handelt sich nicht um die Kirchensteuer (Art. 140 GG iVm Art. 137 Abs. 6 WRV).


Die Länder können Gesetze verabschieden, solange und soweit der Bund von seiner konkurrierenden Gesetzgebungshoheit nicht Gebrauch gemacht hat (Art. 105 Abs. 2 GG). Darüber hinaus haben die Länder die ausschließliche Befugnis zur Gesetzgebung über die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, sofern diese nicht mit bundeseinheitlich geregelten Steuerarten gleichartig sind, sowie zur Bestimmung des Steuersatzes der Grunderwerbsteuer (Art. 105 Abs. 2a GG).
Eine Besonderheit gilt bei der Grundsteuer. Der Bund hat zwar für diese Steuerart die konkurrierende Gesetzgebung (Art. 105 Abs. 2 S. 1 GG). Allerdings können die Länder ab dem Jahr 2025 von der bundesgesetzlichen Regelung abweichende länderspezifische Regelungen einführen (Abweichungsgesetzgebung, Öffnungsklausel, Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr 7 GG).
Gemeinden haben kein eigenes Recht zur Steuergesetzgebung. Sie dürfen lediglich die Hebesätze für die Grundsteuer und die Gewerbesteuer festsetzen (Art. 106 Abs. 6 S. 2 GG).
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gesetzgebungshoheit im Steuerrecht im Wesentlichen beim Bund liegt. Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen ganz oder teilweise den Ländern oder den Gemeinden zufließen, dürfen allerdings nur mit Zustimmung des Bundesrats erlassen werden (Art. 105 Abs. 3 GG).
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D. Steuerertragshoheit
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Die Steuerertragshoheit beinhaltet das Recht einer staatlichen Gebietskörperschaft, das Aufkommen einer Steuerart ganz oder teilweise zu vereinnahmen. Die Steuerertragshoheit ist in Art. 106 GG geregelt.
Dem Bund stehen folgende Abgaben zu (Art. 106 Abs. 1, 3, 6 GG):
	–
	Finanzmonopole,

	–
	Zölle,

	–
	Verbrauchsteuern, sofern sie nicht den Ländern oder den Gemeinden zustehen, also zB die Energie-, Strom-, Tabak-, Kaffee-, Alkohol-, Alkopop- und Schaumweinsteuer,

	–
	Kraftfahrzeugsteuer und sonstige auf motorisierte Verkehrsmittel bezogene Verkehrsteuern (zB Luftverkehrsteuer),

	–
	Versicherungsteuer,

	–
	einmalige Vermögensabgaben und zur Durchführung des Lastenausgleichs erhobene Ausgleichsabgaben,

	–
	Ergänzungsabgaben zur Einkommen- und Körperschaftsteuer, zB Solidaritätszuschlag,

	–
	Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften,

	–
	ein Anteil an den Gemeinschaftsteuern (Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer) sowie

	–
	ein Anteil an der Gewerbesteuerumlage.


Für folgende Steuerarten liegt die Steuerertragshoheit bei den Ländern (Art. 106 Abs. 2, 3, 6 GG):
	–
	Erbschaft- und Schenkungsteuer,

	–
	Verkehrsteuern, sofern sie nicht dem Bund oder den Gemeinden zufließen, also zB Grunderwerb-, Feuerschutz- sowie Rennwett- und Lotteriesteuer,

	–
	Biersteuer,

	–
	Spielbankabgabe,

	–
	einen Anteil an den Gemeinschaftsteuern (Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer) sowie

	–
	einen Anteil an der Gewerbesteuerumlage.


Die Gemeinden erhalten (Art. 106 Abs. 5–7 GG):
	–
	Grundsteuer,

	–
	Gewerbesteuer (abzüglich der Gewerbesteuerumlage),

	–
	örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern (nach Maßgabe der Landesgesetzgebung), zB Hunde- und Vergnügungsteuer,

	–
	einen Anteil an der Einkommensteuer,

	–
	einen Anteil an der Umsatzsteuer sowie

	–
	einen Anteil am Länderanteil der Gemeinschaftsteuern, soweit es die Landesgesetzgebung vorsieht.


Zum Ausgleich des Steuergefälles zwischen Ländern mit einem hohen Steueraufkommen und Ländern mit einem geringen Steueraufkommen sind ein (horizontaler) Finanzausgleich zwischen den Ländern sowie Ergänzungszuweisungen des Bundes (vertikaler Finanzausgleich) vorgesehen (Art. 107 GG). Der horizontale Finanzausgleich unterteilt sich in Umsatzsteuer-Ergänzungsanteile (Beteiligung der einzelnen Länder am Länderanteil der Umsatzsteuer) sowie zusätzliche Ausgleichszahlungen zwischen den Ländern („Länderfinanzausgleich“). Die Verfassungen der Länder sehen zur Minderung der Finanzkraftunterschiede zwischen den Gemeinden einen kommunalen Finanzausgleich vor.

Die allgemeinen Regelungen des Grundgesetzes zum bundesstaatlichen Finanzausgleich werden durch das Finanzausgleichsgesetz (FAG) ergänzt. Im FAG werden neben den Grundsätzen für die Verteilung des Umsatzsteueraufkommens, für den Finanzausgleich zwischen den Ländern sowie für die Gewährung von Bundesergänzungszuweisungen auch die detaillierten Verteilungs- und Ausgleichsregelungen festgelegt. Im Zerlegungsgesetz wird insbesondere die Aufteilung der Körperschaftsteuer sowie der Lohnsteuer (als eine Form zur Erhebung der Einkommensteuer) zwischen den Ländern geregelt.
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E. Steuerverwaltungshoheit
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Bei der Steuerverwaltungshoheit ist der Vollzug der Steuergesetze angesprochen. Die Steuerverwaltungshoheit liegt insbesondere beim Bund und bei den Ländern. Bundesfinanzbehörden sind insbesondere das Bundesministerium der Finanzen (BMF), das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) sowie die Hauptzollämter. Landesfinanzbehörden bilden die Landesfinanzministerien bzw -senatoren, die Landesämter für Steuern (LfSt) bzw die Oberfinanzdirektionen (OFD) und die (örtlichen) Finanzämter. In Teilbereichen übernehmen die Steuerämter der Gemeinden Aufgaben der Steuerverwaltung.
Von den Bundesfinanzbehörden werden die Zölle, Finanzmonopole, bundesgesetzlichen Verbrauchsteuern (einschließlich Einfuhrumsatzsteuer und Biersteuer), die Kraftfahrzeugsteuer und die sonstigen auf motorisierte Verkehrsmittel bezogenen Verkehrsteuern sowie die Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften verwaltet (Art. 108 Abs. 1 GG).
Im Auftrag des Bundes verwalten Landesfinanzbehörden die Steuern, die ganz oder zum Teil dem Bund zufließen, dh die Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, den Solidaritätszuschlag, die Umsatzsteuer und Versicherungsteuer (Art. 108 Abs. 3 GG). Im eigenen Auftrag verwalten die Landesfinanzbehörden die Erbschaft- und Schenkungsteuer, Grunderwerbsteuer, Feuerschutzsteuer, Rennwett- und Lotteriesteuer, Spielbankabgabe, Gewerbesteuer und Grundsteuer (Art. 108 Abs. 2 GG). Von den Steuerämtern der Gemeinden werden die Gewerbesteuer und die Grundsteuer festgesetzt und erhoben. Darüber hinaus kann den Gemeinden die Verwaltung der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern übertragen werden (Art. 108 Abs. 4 GG).
Die Aufgaben der verschiedenen Behörden sind im Gesetz über die Finanzverwaltung (FVG) im Einzelnen geregelt.
Die Abb. 1.3 gibt einen Überblick über die wichtigsten Merkmale des Finanzsystems in Deutschland.
Abb. 1.3: Grundzüge der Verteilung der Steuerkompetenzen

	Steuerart
	Gesetzgebung
	Verwaltung
	Ertragshoheit

	Einkommensteuer
	Bund
	Länder
	Bund
Länder
Gemeinden

	Körperschaftsteuer
	Bund
	Länder
	Bund
Länder

	Gewerbesteuer
	Bund
Gemeinden
(Hebesatz)
	Länder
Gemeinden
	Gemeinden
(Bund, Länder)

	Kirchensteuer
	Länder
	Länder
Kirchen
	Kirchen

	Solidaritätszuschlag
	Bund
	Länder
	Bund

	Erbschaft- und Schenkungsteuer
	Bund
	Länder
	Länder

	Grundsteuer
	Bund
Länder (Öffnungsklausel für abweichendes Landesrecht)
Gemeinden
(Hebesatz)
	Länder
Gemeinden
	Gemeinden

	Grunderwerbsteuer
	Bund
Gemeinden
(Steuersatz)
	Länder
	Länder

	Energiesteuer
	Bund
	Bund
	Bund

	Stromsteuer
	Bund
	Bund
	Bund

	Umsatzsteuer
	Bund
	Länder
	Bund
Länder
(Gemeinden)
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F. Steuersubjekt, Steuerschuldner, Steuerzahler, Steuerträger, Steuerdestinatär, Steuergläubiger
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Die Begriffe Steuersubjekt, Steuerschuldner, Steuerzahler, Steuerträger, Steuerdestinatär und Steuergläubiger stellen darauf ab, wer die steuerlichen Verpflichtungen erfüllen muss, wer die Steuerbelastung zu tragen hat und wem die Steuereinnahmen zufließen.


16


Steuersubjekt oder Steuerpflichtiger ist derjenige, der eine durch die Steuergesetze auferlegte Verpflichtung zu erfüllen hat (§ 33 AO). Hierzu gehören insbesondere die Verpflichtung zur Steuerzahlung (materielle Steuerpflicht) sowie Aufzeichnungs-, Aufbewahrungs-, Erklärungs- und Auskunftspflichten (verfahrensrechtliche Verpflichtungen).
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Steuerschuldner ist ein Unterbegriff des Steuerpflichtigen. Steuerschuldner ist derjenige, der den Tatbestand verwirklicht, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft (§ 43 iVm § 37, § 38 AO). Die Steuerschuldnerschaft bezieht sich nur auf die materielle Steuerpflicht. Jeder Steuerschuldner ist gleichzeitig Steuerpflichtiger (Steuersubjekt), aber nicht jeder Steuerpflichtige ist Steuerschuldner.
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Steuerzahler (Steuerentrichtungsverpflichteter) ist derjenige, der nach dem jeweiligen Steuergesetz die Steuer an den Fiskus zu leisten hat (§ 43 AO). In den meisten Fällen stimmen Steuerschuldner und Steuerzahler überein, so zB nach § 36 Abs. 4 EStG, § 19 GewStG, § 28, § 29, § 31 GrStG, § 13a, § 18 Abs. 4, 4a UStG.
In Ausnahmefällen hat der Steuerzahler die Steuer für Rechnung des Steuerschuldners einzubehalten und an die Finanzbehörden abzuführen. Beispiele hierfür sind die Lohnsteuer (Arbeitgeber für Rechnung des Arbeitnehmers, § 38, § 41a EStG), die Kapitalertragsteuer (Schuldner der Kapitalerträge für den Gläubiger der Kapitalerträge, § 44 EStG), der Steuerabzug bei Bauleistungen (der Leistungsempfänger für den Leistenden, § 48 EStG), die Aufsichtsratsteuer (Kapitalgesellschaft für den Aufsichtsrat, § 50a EStG) und die Versicherungsteuer (Versicherer für den Versicherungsnehmer, § 7 VersStG).
Die Lohnsteuer, die Kapitalertragsteuer, den Steuerabzug bei Bauleistungen und die Aufsichtsratsteuer bezeichnet man auch als Abzugssteuern (Quellensteuern), da die Steuer vom Zahlungsverpflichteten an der Quelle einbehalten und an das Finanzamt abgeführt wird (Abzugsverfahren). Die Auszahlung an den Zahlungsempfänger wird damit auf den Nettobetrag reduziert.
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Steuerträger ist derjenige, der eine Steuer wirtschaftlich trägt. Steuerschuldner und Steuerträger fallen auseinander, wenn es dem Steuerschuldner gelingt, die von ihm geschuldete Steuer auf eine andere Person – den Steuerträger – zu überwälzen. Kann ein Steuerschuldner seine Absatzpreise in gleichem Umfang wie seine Steuerschuld erhöhen, ist der Abnehmer Steuerträger. Gelingt die Überwälzung nur zum Teil, sind Steuerschuldner und Abnehmer gemeinsam Steuerträger. Bei (mengen- und preismäßig) unveränderten Umsätzen ist ausschließlich der Steuerschuldner der Steuerträger.


20


Als Steuerdestinatär wird die Person bezeichnet, die nach dem Willen des Gesetzgebers die Steuer wirtschaftlich tragen soll. Bei der Einkommensteuer ist dies der Einkommensbezieher, bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer der Erbe oder Beschenkte und bei der Umsatzsteuer der private Endverbraucher.
Steuerträger und Steuerdestinatär müssen nicht identisch sein. Kann beispielsweise ein Unternehmer seine Absatzpreise nicht um die bei ihm erhobene Umsatzsteuer oder Energiesteuer erhöhen, wird er zumindest teilweise zum Steuerträger, obwohl der Endverbraucher Steuerdestinatär ist.
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Steuergläubiger (Steuerberechtigter) ist das öffentlich-rechtliche Gemeinwesen, dem die Steuer zusteht, das also über das Steueraufkommen verfügen kann. Die Steuerertragshoheit ergibt sich aus Art. 106 – Art. 107 GG. Dieser Gegenbegriff zum Begriff des Steuerschuldners ist aus betriebswirtschaftlicher Sicht vor allem dann von Bedeutung, wenn es darum geht, inwieweit verfahrensrechtlich Steuerschulden und Steuererstattungsansprüche von unterschiedlichen Steuerarten miteinander verrechnet werden können.
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Steuerobjekt (Steuergegenstand) ist der Tatbestand, an den die jeweilige Steuerpflicht anknüpft. Steuerobjekt kann ein Vorgang, ein Zustand oder ein Gegenstand sein. Über die Umschreibung des Steuerobjekts wird die Besteuerung dem Grunde nach festgelegt, dh es wird konkretisiert, was besteuert wird. Bei der Einkommensteuer bilden die Einkünfte den Steuergegenstand, bei der Gewerbesteuer der Gewerbebetrieb, bei der Umsatzsteuer entgeltliche Lieferungen und sonstige Leistungen, bei der Kraftfahrzeugsteuer das Halten eines Kraftfahrzeugs zum Verkehr auf öffentlichen Straßen.
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Bemessungsgrundlage ist die Wert- oder Mengengröße, die den Umfang des Steuerobjekts quantifiziert. Durch die Bemessungsgrundlage wird die Besteuerung der Höhe nach konkretisiert. Bemessungsgrundlage bei der Einkommensteuer ist das zu versteuernde Einkommen, bei der Gewerbesteuer der Gewerbeertrag, bei der Umsatzsteuer das Entgelt und bei der Kraftfahrzeugsteuer der Hubraum, das verkehrsrechtlich zulässige Gesamtgewicht oder die Schadstoff- und Geräuschemission.
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H. Steuertarif, Steuersatz
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Beim Steuertarif handelt es sich um eine tabellarische oder formelmäßige Zusammenstellung, die für jede Höhe der Bemessungsgrundlage den dazugehörenden Steuersatz angibt. Daraus folgt, dass ein Steuertarif aus zwei Komponenten besteht: Bemessungsgrundlage und Steuersatz. Durch Multiplikation der Bemessungsgrundlage mit dem Steuersatz ergibt sich die Steuerschuld.
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Der Steuersatz wird entweder durch eine Tarifformel (zB Einkommensteuer), eine Tariftabelle (zB Erbschaft- und Schenkungsteuer), einen Prozentsatz (zB Körperschaft- oder Umsatzsteuer) oder einen Geldbetrag pro Einheit einer Mengen- oder Wertgröße vorgegeben (zB Kraftfahrzeug- oder Energiesteuer).
Der Steuersatz kann entweder von der Höhe der Bemessungsgrundlage unabhängig sein (konstanter Steuersatz) oder mit ihrer Höhe variieren (variabler Steuersatz). Ein konstanter Steuersatz führt zu einem proportionalen Tarif. Bei variablen Steuersätzen ist zwischen progressiven, degressiven, regressiven und fixen Tarifen zu unterscheiden. Die meisten Steuerarten kennen proportionale Tarife. Bei wichtigen Steuerarten (insbesondere Einkommensteuer sowie Erbschaft- und Schenkungsteuer) werden jedoch progressive Tarife verwendet. Degressive, regressive und fixe Tarife kommen im deutschen Steuersystem nicht zur Anwendung.
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Betriebswirtschaftlich ist insbesondere die Unterscheidung zwischen Durchschnittssteuersatz und Grenzsteuersatz von Bedeutung. Der Durchschnittssteuersatz errechnet sich dadurch, dass die Steuerschuld durch die Bemessungsgrundlage dividiert wird. Der Durchschnittssteuersatz gibt an, mit welchem Betrag die (steuerrechtliche) Bemessungsgrundlage im Durchschnitt belastet ist:


	 
	Steuerschuld

	Durchschnittssteuersatz = 
	

	 
	Bemessungsgrundlage




Der Grenzsteuersatz oder Differenzsteuersatz zeigt, welche zusätzliche Steuerschuld aus einer Erhöhung der Bemessungsgrundlage resultiert. Er entspricht dem Steuersatz, mit dem die Veränderung der Bemessungsgrundlage besteuert wird:


	 
	Veränderung der Steuerschuld
	 
	δ Steuerschuld

	Grenzsteuersatz = 
	
	 = 
	

	 
	Veränderung der Bemessungsgrundlage
	 
	δ Bemessungsgrundlage




Von einem Grenzsteuersatz kann man nur bei einer infinitesimal kleinen Veränderung (δ) der Bemessungsgrundlage sprechen. Mathematisch gibt der Grenzsteuersatz die erste Ableitung des Steuertarifs wieder. Für die Unternehmenspraxis sind betragsmäßig eindeutig feststehende Veränderungen der Bemessungsgrundlage bedeutsamer, wie Erhöhung der Einkünfte um 10 000 €. Bezieht man die in Euro ausgedrückte Veränderung der (steuerrechtlichen) Bemessungsgrundlage auf die dadurch ausgelöste Veränderung der Steuerschuld, erhält man den Differenzsteuersatz.


	 
	Veränderung der Steuerschuld in Euro

	Differenzsteuersatz = 
	

	 
	Veränderung der Bemessungsgrundlage in Euro




Bei einem proportionalen Tarif stimmen Durchschnittssteuersatz und Differenzsteuersatz überein. Diese Aussage gilt unabhängig davon, wie hoch die Bemessungsgrundlage ist. Bei proportionalen Tarifen decken sich sowohl der Durchschnittssteuersatz als auch der Differenzsteuersatz mit dem vorgegebenen (konstanten) Steuersatz.
Progressive Tarife sind dadurch gekennzeichnet, dass der Durchschnittssteuersatz umso höher ist, je höher die Bemessungsgrundlage ist. Progressive Tarife weisen den Anstieg des Durchschnittssteuersatzes entweder direkt oder indirekt aus.
Die direkte (offene) Progression (Abb. 1.4) kann unmittelbar aus dem Tarif ersehen werden. Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass sich bei einem Anstieg der Bemessungsgrundlage nicht nur der Durchschnittssteuersatz erhöht, sondern auch der Differenzsteuersatz (Grenzsteuersatz). Der Anstieg des Differenzsteuersatzes verläuft steiler als die Erhöhung des Durchschnittssteuersatzes, sodass unabhängig von der Höhe der Bemessungsgrundlage der Durchschnittssteuersatz immer unter dem Differenzsteuersatz liegt. Beispiele für direkt progressive Steuertarife finden sich bei der Einkommen-, Erbschaft- und Schenkung- sowie Biersteuer und für Lastkraftwagen bei der Kraftfahrzeugsteuer.
Abb. 1.4:Steuerschuld und Steuersatz bei einem direkt progressiven Tarif

[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]
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Die indirekte (versteckte) Progression entsteht insbesondere durch Freibeträge (Abb. 1.5, oberer Teil). Wird von der Bemessungsgrundlage ein Freibetrag abgezogen, ergibt sich trotz (formal) konstantem Steuersatz ein progressiver Tarif: (1) Liegt die Bemessungsgrundlage unter dem Freibetrag, fällt keine Steuer an. Sowohl Durchschnittssteuersatz als auch Differenzsteuersatz betragen null. (2) Die Teile der Bemessungsgrundlage, die den Freibetrag übersteigen, werden mit dem vorgegebenen Steuersatz belastet, der in diesem Bereich dem Differenzsteuersatz entspricht. Der Durchschnittssteuersatz erhöht sich sukzessive und nähert sich dem Differenzsteuersatz immer mehr an. Aufgrund des Freibetrags kann er ihn aber – mathematisch gesehen – nie erreichen.
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Freibeträge sind von Freigrenzen zu unterscheiden (Abb. 1.5, unterer Teil). Ein Freibetrag stellt einen bestimmten Teil der Bemessungsgrundlage von der Besteuerung frei, lediglich der darüber hinausgehende Teil unterliegt dem Tarif. Auch bei einer Freigrenze fällt keine Steuer an, sofern die Bemessungsgrundlage unter der Freigrenze liegt. Übersteigt die Bemessungsgrundlage die Freigrenze, unterliegt allerdings die gesamte Bemessungsgrundlage der Besteuerung, (im Gegensatz zu einem Freibetrag) nicht nur der Teil, der über die Freigrenze hinausgeht.
Bis zum Erreichen des Grenzwerts betragen sowohl bei Freigrenzen als auch bei Freibeträgen der Durchschnittssteuersatz und der Differenzsteuersatz null. Übersteigt die Bemessungsgrundlage die Freigrenze, entfaltet eine Freigrenze keine Wirkung mehr: Durchschnittssteuersatz und Differenzsteuersatz richten sich in diesem Bereich nach dem vorgegebenen Steuersatz. Beim Übergang von der Freigrenze in den steuerpflichtigen Teil kommt es zu einem sehr hohen Differenzsteuersatz. Durch die kontinuierliche Angleichung des Durchschnittssteuersatzes an den vorgegebenen Steuersatz bei einem Tarif mit Freibetrag bzw durch den starken einmaligen Anstieg des Durchschnittssteuersatzes bei einem Tarif mit Freigrenze entsteht ein (indirekter) Progressionseffekt.
[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]

Abb. 1.5:Steuerschuld und Steuersatz bei einem indirekt progressiven Tarif

[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]


Beispiel: 
Gewährt ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer Sachbezüge, bleiben diese außer Ansatz, wenn sie die Freigrenze von 44 €/Monat nicht übersteigen (§ 8 Abs. 2 S. 11 EStG). Bei Sachbezügen im Wert von 35 €/Monat hat der Arbeitnehmer diese nicht als geldwerten Vorteil zu versteuern, weil die Freigrenze unterschritten wird. Werden die Sachbezüge auf 50 €/Monat erhöht, sind diese in vollem Umfang als Arbeitslohn steuerpflichtig. Beträgt der Einkommensteuersatz des Arbeitnehmers 40%, hat er auf die Sachbezüge in jedem Monat 20 € Einkommensteuer (Lohnsteuer) zu bezahlen. Bezogen auf die zusätzlichen Sachbezüge von 15 €/Monat (= 50 €/Monat – 35 €/Monat) entspricht dies einem Differenzsteuersatz von 133% (= 20 €/Monat/15 €/Monat).

Freibeträge sind in den Steuergesetzen an den Formulierungen „insoweit“, „soweit“ oder „bis … insgesamt“ erkennbar. Freigrenzen werden mit „wenn“ oder „sofern“ bezeichnet.
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Zusätzlich besteht noch eine spezielle Form des Freibetrags. Übersteigt die Bemessungsgrundlage einen bestimmten Wert, vermindert sich der Freibetrag sukzessive, bis er ab einem zweiten (höheren) Wert der Bemessungsgrundlage vollständig entfällt. Diese spezielle Form eines Freibetrags wirkt wie eine gleitende Freigrenze.

Beispiel:
Für Gewinne, die bei der Veräußerung eines Betriebs entstehen, wird unter bestimmten Voraussetzungen ein Freibetrag von 45 000 € gewährt. Dieser Freibetrag verringert sich um den Betrag, um den der Veräußerungsgewinn (dh die Bemessungsgrundlage) 136 000 € übersteigt (§ 16 Abs. 4 EStG).
	–
	Bis zu einer Bemessungsgrundlage von 136 000 € wirkt diese Regelung wie ein Freibetrag.

	–
	Zwischen 136 000 und 181 000 € geht der steuerfreie Teil der Bemessungsgrundlage schrittweise zurück. Bei einem Veräußerungsgewinn von 150 000 € reduziert sich der Freibetrag auf 31 000 € = 45 000 € – (150 000 € – 136 000 €).

	–
	Bei einer Bemessungsgrundlage von über 181 000 € (= 45 000 € + 136 000 €) ist der Veräußerungsgewinn in vollem Umfang steuerpflichtig.
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A. Fehlen einer eigenständigen Unternehmensbesteuerung
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Das deutsche Steuersystem kennt keine eigenständige Unternehmensbesteuerung. Vielmehr ist die Besteuerung der unternehmerischen Geschäftstätigkeit in ein System eingebunden, das zahlreiche Steuerarten mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Steuerobjekten und Bemessungsgrundlagen umfasst.[9]
Die folgenden Beispiele vermitteln einen ersten Einblick, auf Einzelheiten wird in den späteren Kapiteln eingegangen: Die Gewinne eines gewerblichen Einzelunternehmens und der Anteil am Gewinn einer gewerblich tätigen Personengesellschaft unterliegen der Einkommensteuer. Sie gehen als eine der sieben Einkunftsarten in das zu versteuernde Einkommen einer natürlichen Person (Einzelunternehmer, Gesellschafter einer Personengesellschaft) ein. Da die Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag an die Einkommensteuer anknüpfen, unterliegen die Gewinne zusätzlich der Kirchensteuer (nur bei kirchensteuerpflichtigen Personen) und dem Solidaritätszuschlag.
Die Erfolge einer Kapitalgesellschaft werden mit Körperschaftsteuer belastet. Ergänzend wird der Solidaritätszuschlag erhoben. Darüber hinaus werden Gewinnausschüttungen einer Kapitalgesellschaft auf Ebene der Gesellschafter (natürliche Personen, die ihre Anteile im Privatvermögen halten) als Einkünfte aus Kapitalvermögen von der Einkommensteuer (zuzüglich den beiden Zuschlagsteuern) erfasst. Eine Doppelbelastung mit Einkommen- und Körperschaftsteuer wird in pauschalierender Form vermieden: Auf Ebene des Anteilseigners einer Kapitalgesellschaft erfolgt die Entlastung bei der Einkommensteuer dadurch, dass die Dividenden einem Sondersteuersatz von 25% (und nicht dem persönlichen Einkommensteuersatz von bis zu 45%) unterliegen.
Die Gewerbesteuer knüpft an die Bemessungsgrundlagen der Personensteuern an, sodass auf den Gewinnen eines gewerblich tätigen Unternehmers neben Einkommen- bzw Körperschaftsteuer (einschließlich Zuschlagsteuern) auch Gewerbesteuer lastet.
Die wichtigsten Tatbestände der Erbschaft- und Schenkungsteuer sind „Erwerb von Todes wegen“ und „Schenkungen unter Lebenden“. Hierunter fallen auch unentgeltliche Übertragungen von Einzelunternehmen sowie von Anteilen an Personen- und Kapitalgesellschaften.
Der inländische Grundbesitz unterliegt der Grundsteuer.
Bei den Verkehrsteuern bilden entgeltliche Lieferungen und sonstige Leistungen (Umsatzsteuer) und der Erwerb von Grundstücken (Grunderwerbsteuer) die wichtigsten Steuerobjekte. Daneben unterliegen die Zahlung eines Versicherungsentgelts (Versicherungsteuer), die Entgegennahme eines Versicherungsentgelts für bestimmte Versicherungen (Feuerschutzsteuer), Wetten bei öffentlichen Pferderennen bzw Lotterien und Ausspielungen (Rennwett- und Lotteriesteuer), das Halten eines Kraftfahrzeugs zum Verkehr auf öffentlichen Straßen (Kraftfahrzeugsteuer) sowie der Betrieb einer Spielbank (Spielbankabgabe) der Besteuerung.
Zu den bedeutsamsten Verbrauchsteuern gehören die Energiesteuer (Verbrauch von Mineralöl, Erdgas, Flüssiggasen und Kohle, nachwachsenden Energieerzeugnissen (zB Biodiesel) und synthetischen Kohlenwasserstoffen aus Biomasse als Kraft- oder Heizstoff), die Stromsteuer (Verbrauch von elektrischem Strom), die Alkoholsteuer (Verbrauch von Alkohol und alkoholhaltigen Waren), die Biersteuer (Verbrauch von Bier, als lex specialis zur Alkoholsteuer), die Alkopopsteuer (Verbrauch von bestimmten branntweinhaltigen Mischgetränken, als lex specialis zur Alkoholsteuer), die Kaffeesteuer (Verbrauch von Kaffee), die Schaumweinsteuer (Verbrauch von Schaumwein) und die Tabaksteuer (Verbrauch von Tabakwaren).
Die auf Gemeindeebene erhobenen Aufwandsteuern erfassen beispielsweise die entgeltliche Abgabe bestimmter alkoholischer und nichtalkoholischer Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle (Getränkesteuer), das Halten eines Hundes (Hundesteuer), das Unterhalten einer Jagd oder einer Fischerei (Jagd- und Fischereisteuer), Erlaubnis zum Betrieb einer Gastwirtschaft oder eines Kleinhandels mit Branntwein (Schankerlaubnissteuer), Tanzveranstaltungen, Filmvorführungen usw (Vergnügungsteuer) und das Innehaben einer Zweitwohnung (Zweitwohnungsteuer).
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Die Komplexität der Unternehmensbesteuerung erhöht sich dadurch, dass die einzelnen Steuerarten nebeneinander anfallen können:
	–
	Bei der Einordnung eines wirtschaftlichen Sachverhalts in das Steuersystem wird zum Teil das gleiche Steuerobjekt von mehreren Steuerarten erfasst.

Beispiele: 
Gewerbliche Gewinne unterliegen bei Einzelunternehmern sowohl der Einkommensteuer als auch der Gewerbesteuer, bei Kapitalgesellschaften sowohl der Körperschaftsteuer als auch der Gewerbesteuer.
Entnahmen von Wirtschaftsgütern aus dem Unternehmen für private Zwecke sind sowohl bei der Einkommensteuer und Gewerbesteuer als auch bei der Umsatzsteuer steuerlich relevante Vorgänge.


	–
	Die verschiedenen Steuerarten sind in vielfältiger Weise miteinander verknüpft. Die Verknüpfungen können über die Bemessungsgrundlage oder durch die Abzugsfähigkeit einer Steuerart bei Ermittlung der Steuerschuld einer anderen Steuerart auftreten.

Beispiele: 
Die Kirchensteuer bemisst sich nach der Einkommensteuer einer natürlichen Person. Die Kirchensteuer ist wiederum von der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer abzugsfähig. Dies bedeutet, dass sich die Kirchensteuer und die Einkommensteuer gegenseitig beeinflussen.



Die effektive steuerliche Belastung der von Unternehmen erzielten Erträge, des unternehmerischen Zwecken dienenden Vermögens und von Verkehrsvorgängen ist deshalb im Regelfall nicht unmittelbar erkennbar.[10]
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Ziel der Unternehmensbesteuerung ist es, wirtschaftliche Tatbestände zu erfassen, wie beispielsweise das am Markt erwirtschaftete Einkommen oder das an einem Stichtag vorhandene Vermögen. Bei Konkretisierung der Steuergegenstände, dh bei der Festlegung dessen, was der Besteuerung unterliegt, wird aber nicht an betriebswirtschaftliche Zielgrößen – zB kapitaltheoretischer Gewinn, Kapitalwert, Deckungsbeitrag, Unternehmenswert nach der Discounted-Cash-Flow-Methode, Verkehrswert eines Grundstücks – angeknüpft, vielmehr bestimmt sich die Steuerbelastung nach juristisch definierten Bemessungsgrundlagen: das zu versteuernde Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG, § 7 Abs. 2 KStG), der Gewerbeertrag (§ 6 GewStG), die Bereicherung des Erwerbers (§ 10 ErbStG) oder der in einem speziellen Verfahren ermittelte Grundsteuerwert eines Grundstücks (§ 13 GrStG). Die für die Steuerbilanz geltenden Gewinnermittlungsvorschriften weichen erheblich von den betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zur Berechnung des Erfolgs eines Unternehmens ab.
Weitere Abweichungen vom betriebswirtschaftlichen Erfolgs- bzw Vermögensbegriff ergeben sich bei den Personensteuern durch die Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse eines Unternehmers (zB weitere Einkünfte oder Vermögenswerte außerhalb des Unternehmens, Familienstand, Zahl der Kinder, Alter).
Bei der Bestimmung des Steuersubjekts, dh bei der Frage, welche Person der Besteuerung unterliegt, wird gleichfalls auf zivilrechtliche Wertungen und nicht auf den betriebswirtschaftlichen Unternehmensbegriff abgestellt. Eine Kapitalgesellschaft unterliegt als juristische Person der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer. Unabhängig davon sind zusätzlich die Gesellschafter als natürliche oder juristische Personen steuerpflichtig (Trennungsprinzip). Personengesellschaften sind aufgrund der eingeschränkten zivilrechtlichen Rechtsfähigkeit weder einkommen- noch körperschaftsteuerpflichtig. Als natürliche oder juristische Personen sind die Gesellschafter einer Personengesellschaft Steuersubjekte (Transparenzprinzip). Der Erfolg eines rechtlich unselbständigen Einzelunternehmens wird unmittelbar bei seinem Inhaber erfasst (Einheitsprinzip).
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Die zivilrechtliche Form eines Rechtsgeschäfts wird im Steuerrecht prinzipiell anerkannt. Die steuerlichen Folgen einer Tätigkeit hängen deshalb häufig davon ab, ob diese über einen Kauf-, Miet- oder Pacht-, einen Darlehens-, einen Arbeitsvertrag oder auf gesellschaftsrechtlicher Basis abgewickelt wird.
Das Merkmal „Anknüpfung an zivilrechtliche Wertungen“ bildet die Hauptursache dafür,[11]
	–
	dass die Steuerbelastung eines Unternehmens von der gewählten Rechtsform abhängt,

	–
	dass die verschiedenen Formen der Außenfinanzierung (Eigen- und Fremdfinanzierung, Kreditkauf und Leasing) unterschiedlich besteuert werden,

	–
	dass bei Kapitalgesellschaften die Gesamtsteuerbelastung von der Art der Gewinnverwendung (Thesaurierung oder Ausschüttung) bestimmt wird und

	–
	dass die Vorteilhaftigkeit einer Investition von der Besteuerung beeinflusst wird.


Allgemein gilt: Je mehr die betriebswirtschaftliche Würdigung eines Sachverhalts von der steuerrechtlichen Einordnung abweicht, desto mehr wirkt sich die Besteuerung auf Rechtsform-, Investitions- und Finanzierungsentscheidungen aus. Ein entscheidungsneutrales Steuersystem würde sich demgegenüber dadurch auszeichnen, dass die ohne Berücksichtigung der Besteuerung feststellbare Rangfolge zwischen verschiedenen Handlungsalternativen mit der Reihenfolge übereinstimmt, die sich ergibt, wenn die steuerlichen Effekte dieser Handlungsalternativen mit einbezogen werden (Entscheidungsneutralität in Form von Rangfolgeinvarianz).[12] Im geltenden Steuerrecht ist es nicht ausgeschlossen, dass sich eine Handlungsalternative nur deshalb als vorteilhaft erweist, weil sie steuerlich geringer belastet wird als eine andere (ohne Berücksichtigung von Steuern vorzuziehende) Handlungsalternative. Besonders deutlich wird die fehlende Entscheidungsneutralität des Steuerrechts bei „Steuersparmodellen“, die sich in allgemeiner Form dadurch kennzeichnen lassen, dass sich ein Steuerpflichtiger nur aufgrund von (tatsächlichen oder vermuteten) steuerlichen Vorteilen für eine bestimmte Art der Vermögensanlage entscheidet, für die er sich ohne Betrachtung der steuerlichen Effekte nicht entschieden hätte.
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Ein weiteres Merkmal des deutschen Steuersystems ist die Wertungsabhängigkeit. Dieses Kriterium unterteilt sich in Beurteilungsabhängigkeit und Optionsabhängigkeit.
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Die Beurteilungsabhängigkeit ergibt sich daraus, dass die Prüfung der Steuerbarkeit eines Vorgangs und der Befreiungsvorschriften, die Ermittlung der Bemessungsgrundlage sowie die Anwendung des Tarifs eine subjektive Komponente aufweisen. Die Einordnung eines wirtschaftlichen Sachverhalts in die steuerlichen Normen gelingt nicht immer in eindeutiger Weise. Die Höhe der Steuerbelastung bestimmt sich deshalb auch danach, wie der Steuerpflichtige, sein Berater, die Angehörigen der Finanzverwaltung und die Richter der Finanzgerichte den betrachteten wirtschaftlichen Sachverhalt beurteilen und wie sie das Steuerrecht interpretieren. Die beiden Hauptursachen für die Beurteilungsabhängigkeit bilden die Komplexität des Steuersystems sowie die Unbestimmtheit zahlreicher steuerlicher Vorschriften:
	–
	Aufgrund der Komplexität des Steuersystems bereiten das Erkennen und die Anwendung sämtlicher Regelungen, die für die steuerliche Behandlung eines konkreten Sachverhalts bedeutsam sind, erhebliche Schwierigkeiten. Die Beurteilungsabhängigkeit ergibt sich daraus, dass von den Beteiligten die für den Sachverhalt relevanten Normen nicht vollständig zur Kenntnis genommen oder unterschiedlich ausgelegt werden.

	–
	Die Beurteilungsabhängigkeit wird dadurch verstärkt, dass die steuerlichen Vorschriften zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe und unklare Formulierungen beinhalten (Unbestimmtheit der Rechtsnormen). Dies gilt insbesondere im Bilanzsteuerrecht und bei der Gewinnaufteilung zwischen verbundenen Unternehmen. Beispielsweise bereitet die Konkretisierung der Begriffe Teilwert, Herstellungskosten, verdeckte Gewinnausschüttung oder angemessener Verrechnungspreis für Leistungsbeziehungen zwischen zwei Konzernunternehmen erhebliche Probleme und führt zu zahlreichen Meinungsverschiedenheiten zwischen Steuerpflichtigen und Finanzbehörden.
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Aufgrund der Optionsabhängigkeit des Steuerrechts kann der Steuerpflichtige die Höhe der Steuerschuld zum Teil selbst beeinflussen. Dabei ist zwischen Wahlrechten innerhalb des Rechnungswesens und Wahlrechten außerhalb des Rechnungswesens zu differenzieren:
	–
	Wahlrechte innerhalb des Rechnungswesens (rechnungslegungspolitische Wahlrechte) sind Optionen, die sich auf die Bemessungsgrundlage auswirken. Sie finden sich insbesondere bei der steuerlichen Gewinnermittlung mithilfe der Steuerbilanz. Bedeutsame Beispiele für rechnungslegungspolitische Wahlrechte bilden die Wahl der Methode zur Berechnung der Abschreibungen von abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die Entscheidung über die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen, erhöhten Absetzungen oder von Bewertungsabschlägen, die Inanspruchnahme von Bewertungsvereinfachungen, die Passivierung von steuerfreien Rücklagen oder die Verrechnung eines Investitionsabzugsbetrags. Von erheblicher praktischer Bedeutung ist das im Umwandlungssteuergesetz beim Wechsel der Rechtsform eines Unternehmens im Regelfall gewährte Wahlrecht, die bisherigen Buchwerte fortzuführen oder die stillen Reserven vollständig oder teilweise aufzulösen.

	–
	Wahlrechte außerhalb des Rechnungswesens (Rechtswahlmöglichkeiten) erlauben dem Steuerpflichtigen eine Entscheidung über die steuerliche Einordnung eines Sachverhalts. Beispielsweise hängt es von der Ausübung der Umsatzsteueroption ab, ob eine Leistung umsatzsteuerpflichtig oder umsatzsteuerfrei ist (§ 9 UStG). Bei Verpachtung eines Betriebs kann der bisherige Betriebsinhaber bestimmen, ob das Entgelt als Einkünfte aus Gewerbebetrieb oder als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung zu qualifizieren ist (§ 16 Abs. 3b EStG). Bei ausländischen Einkünften stehen zum Teil mehrere Methoden zur Vermeidung der internationalen Doppelbesteuerung zur Verfügung (§ 34c EStG, § 26 KStG). Einzelunternehmer und Gesellschafter einer Personengesellschaft können darüber entscheiden, ob sie die Begünstigung für nicht entnommene Gewinne in Anspruch nehmen (§ 34a EStG).
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Die allgemeine Ungewissheit über die zukünftige Entwicklung wird im Steuerrecht dadurch verstärkt, dass die Höhe der Steuerzahlung, die durch ein Vorhaben ausgelöst wird, im Planungsstadium aufgrund der langen Verfahrensdauern und der Unbeständigkeit der Rechtsnormen häufig nicht bestimmt werden kann.
Bis zur verbindlichen Entscheidung über die Beurteilung des Sachverhalts können mehrere Jahre vergehen. Nicht nur die Realisierung des Sachverhalts selbst nimmt einige Zeit in Anspruch, zusätzlich sind die Erfassung im Rahmen der steuerlichen Veranlagung und unter Umständen das Ergebnis einer Außenprüfung sowie die Entscheidung über Rechtsmittel abzuwarten. Aufgrund der langen Verfahrensdauern vergeht zwischen der Verwirklichung einer betriebswirtschaftlichen Entscheidung und ihrer steuerrechtlichen Würdigung nicht selten ein Zeitraum, der sich über mehr als ein Jahrzehnt erstreckt.

Beispiele: 
Für einen bestimmten Sachverhalt war strittig, zu welcher Einkunftsart die erzielten Mieteinnahmen gehörten. Das Finanzamt ging davon aus, dass die Voraussetzungen einer „Betriebsaufspaltung“ vorlagen, sodass die Einnahmen als gewerbliche Einkünfte behandelt wurden, während der Steuerpflichtige die Mieten als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung versteuern wollte. Im Anschluss an eine Außenprüfung erließ das Finanzamt im Jahr 1974 für die Jahre 1967–1970 entsprechend geänderte Steuerbescheide. Gegen diese Steuerbescheide erhob der Steuerpflichtige vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg Klage. Dieses entschied am 23.6.1977 im Sinne des Finanzamts, woraufhin der Kläger Revision beim Bundesfinanzhof einlegte. In seinem Urteil vom 5.2.1981 entschied auch der Bundesfinanzhof im Sinne des Finanzamts. Der Kläger wandte sich daraufhin mit der Begründung an das Bundesverfassungsgericht, dass die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs seine Grundrechte verletzen würde. Mit Beschluss vom 12.3.1985 hob das Bundesverfassungsgericht das Urteil des Bundesfinanzhofs auf und verwies die Sache an diesen zurück. Erst mit dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 24.7.1986 wurde der Fall endgültig entschieden. Zwischen Streitjahr (1967) und endgültiger Beantwortung, welcher Einkunftsart die Mieteinnahmen zuzurechnen sind (1986), sind 19 Jahre vergangen.
Bei einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in Deutschland (Tochterunternehmen eines italienischen Unternehmens) bestand zwischen dem Unternehmen und den Finanzbehörden Uneinigkeit darüber, ob der für die Lieferung der Bekleidungsartikel durch das italienische Mutterunternehmen in Rechnung gestellte Preis in den Jahren 1980 bis 1990 angemessen war. Im Anschluss an zwei Außenprüfungen ergingen in den Jahren 1992 und 1993 geänderte Körperschaftsteuerbescheide. Über den Einspruch des Tochterunternehmens entschied das Finanzgericht Düsseldorf am 8.12.1998. Gegen dieses Urteil wurde sowohl von dem Tochterunternehmen als auch von der Finanzverwaltung Revision eingelegt. Der Bundesfinanzhof hat seine Entscheidung am 17.10.2001 getroffen. Die Finanzverwaltung hat dieses Urteil erst im Jahr 2004 im Bundessteuerblatt veröffentlicht. Für den Steuerpflichtigen bestand erst nach mehr als zwanzig Jahren Klarheit über die zu zahlende Körperschaftsteuer.

Aus der langen Verfahrensdauer resultiert Unklarheit über die abschließende Beurteilung von in der Vergangenheit verwirklichten Sachverhalten. Demgegenüber ergeben sich aus der Unbeständigkeit der steuerlichen Normen und deren Interpretation durch Finanzbehörden und Finanzgerichte erhebliche Schwierigkeiten bei der betragsmäßigen Festlegung der durch ein beabsichtigtes Vorhaben in zukünftigen Jahren ausgelösten steuerlichen Folgen. Verhältnismäßig unproblematisch sind in diesem Zusammenhang „große“ Steuerreformen, wie die Einführung des Mehrwertsteuersystems bei der Umsatzsteuer im Jahr 1967 oder die Änderung des Konzepts der Grunderwerbsteuer im Jahr 1983, da sich diese bereits frühzeitig abzeichnen. Weitaus weniger vorhersehbar sind ständige Modifikationen der Einzelsteuergesetze und Änderungen der Rechtsprechung. In den letzten Jahren wurden allerdings auch Änderungen des Besteuerungskonzepts innerhalb kürzester Zeit und ohne ausführliche Diskussion im Gesetzgebungsverfahren umgesetzt. Typische Beispiele hierfür sind die durch die Unternehmensteuerreform 2000 vorgenommenen Änderungen der für Einzelunternehmen, Personen- und Kapitalgesellschaften geltenden Besteuerungskonzeption und deren erneute Veränderung durch die Unternehmensteuerreform 2008. Die Bedeutung dieser speziellen Form der Ungewissheit wird auch daran erkennbar, dass allein im Einkommensteuergesetz die Übergangsvorschriften in § 52 EStG einen Umfang von 75 Absätzen erreichen. Eine weitere Erschwernis für die Steuerpflichtigen ergibt sich daraus, dass in den letzten Jahren bedeutsame Änderungen des Steuerrechts nur wenige Tage vor ihrer erstmaligen Anwendung verabschiedet wurden. So wurden beispielsweise das Jahressteuergesetz 2009 am 24.12.2008 und das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz am 31.12.2008 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht, obwohl beide Gesetze erhebliche Neuerungen beinhalten, die bereits ab dem 1.1.2009 zu beachten waren.

Der Gesetzgebungsprozess ist zum Teil so dynamisch, dass zahlreiche steuerliche Normen bereits vor ihrem Inkrafttreten geändert oder aufgehoben werden. Andererseits besteht zum Teil zu dem Zeitpunkt, zu dem ein steuerlich relevanter Vorgang ausgeführt wird, keine gültige steuerrechtliche Vorschrift. Bei der aufgrund eines Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts notwendigen Neugestaltung des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes wurde das Gesetzgebungsverfahren erst Ende Dezember 1996 abgeschlossen. Angewendet wurde das neue Recht jedoch bereits für unentgeltliche Vermögensübertragungen, die ab dem 1.1.1996 vorgenommen wurden.
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In einer weiten Interpretation gehören zu den steuerlichen Rechtsquellen das Grundgesetz, völkerrechtliche Normen, das primäre und sekundäre Europarecht, Gesetze, Durchführungsverordnungen, Verwaltungsvorschriften und die Rechtsprechung.
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(1) Grundgesetz: Von den Vorschriften des Grundgesetzes ist für die Besteuerung insbesondere die Finanzverfassung von Bedeutung, dh die Regelungen über die Gesetzgebungs-, Ertrags- und Verwaltungshoheit (Art. 105 – Art. 108 GG). Darüber hinaus sind die allgemeinen Grundsätze eines Rechtsstaates (zB Gewaltenteilung, Gesetzesbindung, Art. 20 GG) sowie die Grundrechte (zB Gleichheitsgrundsatz nach Art. 3 GG, Schutz von Ehe und Familie nach Art. 6 GG, Eigentumsgarantie nach Art. 14 GG) zu beachten.
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(2) Völkerrechtliche Normen: Bei den völkerrechtlichen Normen ist zwischen den allgemeinen Regeln des Völkerrechts und Doppelbesteuerungsabkommen zu unterscheiden. Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind zwar gegenüber dem innerstaatlichen Recht vorrangig anzuwenden (Art. 25 GG). Sie entfalten aber für die Besteuerung nur eine geringe Wirkung. Als Beispiel kann die Freistellung der Bezüge von ausländischen Diplomaten von der Besteuerung im Inland angeführt werden.
Wesentlich bedeutsamer sind Doppelbesteuerungsabkommen (DBA). Dies sind bilaterale völkerrechtliche Verträge zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den wichtigsten ausländischen Staaten. Doppelbesteuerungsabkommen werden in innerstaatliches Recht transformiert und gehen als spezielle Regelung den allgemeinen nationalen Steuergesetzen vor (§ 2 AO). Doppelbesteuerungsabkommen dienen in erster Linie dazu, bei grenzüberschreitender Geschäftstätigkeit eine internationale Doppelbesteuerung zu vermeiden oder zumindest abzuschwächen. Sie enthalten Regelungen, in denen die beiden beteiligten Staaten ihre nationale Steuerhoheit durch die Vereinbarung von gegenseitigen Steuerverzichten begrenzen, sodass grenzüberschreitend tätige Unternehmer nicht höher belastet werden als Steuerpflichtige, die ihre unternehmerischen Aktivitäten ausschließlich in einem Staat ausüben. Der Hauptanwendungsfall von Doppelbesteuerungsabkommen liegt im Bereich der Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer. Spezielle Doppelbesteuerungsabkommen bestehen für Erbschaften und Schenkungen, die Luft- und Schifffahrt sowie die gegenseitige Amts- und Rechtshilfe (insbesondere Informationsaustausch zwischen den in- und ausländischen Finanzbehörden). Zur Umsetzung der Ergebnisse des BEPS-Projekts (Base Erosion and Profit Shifting), das die Zielsetzung der Verhinderung von internationaler Steuergestaltung verfolgt, soll ein multilaterales Doppelbesteuerungsabkommen (Multilaterales Instrument) Anwendung finden. Dieses soll eine einheitliche und effiziente Anpassung des bestehenden Doppelbesteuerungsnetzwerks ermöglichen.
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(3) Europarecht: Beim Europäischen Gemeinschaftsrecht handelt es sich um eine neben dem Völkerrecht bestehende supranationale Rechtsquelle, die gleichfalls dem innerstaatlichen Recht grundsätzlich vorgeht. Die Europäische Union besitzt als zwischenstaatliche Organisation eine eigenständige Rechtsetzungskompetenz. Diese wurde ihr im Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der in Maastricht unterzeichnet und durch die Verträge von Amsterdam und Nizza reformiert wurde, übertragen. Durch den Vertrag von Lissabon (EUV, AEUV) wurde die Europäische Gemeinschaft in die Europäische Union überführt (primäres Gemeinschaftsrecht, Art. 23 Abs. 1 GG). Bei den vom Rat der Europäischen Union und der Europäischen Kommission erlassenen Rechtsakten handelt es sich um sekundäres Gemeinschaftsrecht. Hierzu gehören insbesondere Verordnungen und Richtlinien.[13]
Vom primären Gemeinschaftsrecht sind für die Besteuerung in erster Linie die Grundfreiheiten der Gemeinschaftsbürger sowie das Beihilfeverbot bedeutsam. Die Grundfreiheiten umfassen folgende Rechte der Bürger der EU:
	–
	allgemeines Diskriminierungsverbot aufgrund der Staatsangehörigkeit (Art. 18 AEUV)

	–
	allgemeines Freizügigkeitsrecht, dh das Recht eines jeden Bürgers der EU, sich innerhalb der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten (Art. 21 AEUV)

	–
	Warenverkehrsfreiheit, dh das Verbot von mengenmäßigen und verschleierten Beeinträchtigungen sowie vergleichbarer Maßnahmen, die den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen (Art. 34 – Art. 37 AEUV)

	–
	Arbeitnehmerfreizügigkeit, dh das Recht eines jeden Arbeitnehmers auf Erwerbstätigkeit in jedem Mitgliedstaat, wobei hinsichtlich Beschäftigung, Entlohnung und den sonstigen Arbeitsbedingungen Gleichbehandlung zu gewährleisten ist (Art. 45 – Art. 48 AEUV)

	–
	Niederlassungsfreiheit, dh das Recht zur Aufnahme und Ausübung einer Erwerbstätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat sowie das Verbot einer Behinderung bei der Gründung und Leitung eines Unternehmens (Art. 49 – Art. 55 AEUV)

	–
	Dienstleistungsfreiheit, dh das Recht eines jeden Anbieters von Dienstleistungen auch in den anderen Mitgliedstaaten tätig zu sein (Art. 56 – Art. 62 AEUV)

	–
	Kapitalverkehrsfreiheit, dh das Verbot zur Behinderung des Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten und des Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten und Drittstaaten (Art. 63 – Art. 66 AEUV).
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Die Grundfreiheiten sind unmittelbar anwendbares Recht. Jeder Bürger und jedes Unternehmen der Europäischen Union kann sich auf sie berufen, soweit grenzüberschreitende Sachverhalte betroffen sind. Die Grundfreiheiten beinhalten ein Diskriminierungsverbot und ein Behinderungsverbot: (a) Ausländische Steuerpflichtige dürfen bei ihrer Betätigung im Inland nicht höher belastet werden als inländische Steuerpflichtige, die sich in einer vergleichbaren Situation befinden. (b) Grenzüberschreitende Aktivitäten eines inländischen Steuerpflichtigen dürfen nicht schlechter behandelt werden als vergleichbare rein nationale Vorgänge.
Nach dem Beihilfeverbot besteht grundsätzlich das Verbot von staatlichen Beihilfen oder aus staatlichen Mitteln gewährten Beihilfen, die durch Begünstigung ausgewählter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, soweit sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen (Art. 107, Art. 108 AEUV). Als Begünstigung wird eine Minderung der üblicherweise anfallenden Belastung verstanden. Dazu gehören überhöhte Abschreibungen (zB Sonderabschreibungen), Bildung von überhöhten Passiva (zB steuerfreie Rücklagen), außerbilanzielle Abzüge von der Bemessungsgrundlage (zB Investitionsabzugsbetrag), Steuerbefreiungen, Steuergutschriften (Steuerermäßigungen), Zahlungsaufschub (Stundung) oder sonstige außergewöhnliche Vereinbarungen. Eine Maßnahme gilt als Beihilfe, wenn sie zu einem Einnahmeverzicht des Staates und zu einer Verbesserung der Stellung des begünstigten Unternehmens gegenüber Konkurrenten führt und sie auf bestimmte Unternehmen oder Branchen beschränkt ist. Bestimmte Beihilfen (zB sozialer Art, Beseitigung von Schäden einer Naturkatastrophe oder Förderung von Gebieten, in denen die Lebenshaltung ungewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht) sind ausnahmsweise zulässig.
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Verordnungen sind, wie nationales Recht, für jedermann verbindlich. Sie gelten in jedem Mitgliedstaat der Europäischen Union unmittelbar (Art. 288 Abs. 2 AEUV). Verordnungen dienen der Rechtsvereinheitlichung. Der alle grundlegenden zollrechtlichen Vorschriften zusammenfassende Unionszollkodex ist beispielsweise eine Verordnung.
Im steuerlichen Bereich sind Richtlinien von größerer Bedeutung als Verordnungen. Richtlinien verpflichten die Mitgliedstaaten zu einer Anpassung der nationalstaatlichen Vorschriften an die darin vorgegebenen Ziele (Art. 288 Abs. 3 AEUV). Richtlinien haben die Aufgabe der Rechtsangleichung, dh sie beschränken sich auf die Vorgabe eines Harmonisierungsziels. In welcher Form und mit welchen Mitteln dieses Vorhaben verwirklicht wird, bleibt innerhalb des vorgegebenen Rahmens den Mitgliedstaaten überlassen. Für den einzelnen Steuerpflichtigen sind die Regelungen einer Richtlinie grundsätzlich erst nach ihrer Transformation in innerstaatliches Recht verbindlich. Der Steuerpflichtige kann sich ausnahmsweise direkt auf eine Richtlinie berufen, wenn der Mitgliedstaat seiner Umsetzungsverpflichtung innerhalb der gesetzten Frist nicht nachgekommen ist, die getroffene Regelung inhaltlich hinreichend bestimmt ist und keine Bedingung enthält.
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Das Schwergewicht der Richtlinien liegt bislang im Bereich der Umsatzsteuer. Rechtsgrundlage für die Harmonisierung der indirekten Steuern (Umsatzsteuer, spezielle Verbrauchsteuern) bildet Art. 113 AEUV, nach dem sicherzustellen ist, dass der innergemeinschaftliche Waren- und Dienstleistungsverkehr durch steuerliche Regelungen nicht behindert wird. Die Einführung des Mehrwertsteuersystems, die Regelungen über die Bemessungsgrundlage oder den Ort der Leistung im deutschen Umsatzsteuergesetz sind weitgehend das Ergebnis einer Harmonisierung auf europäischer Ebene. Erhebliche Änderungen des deutschen Umsatzsteuergesetzes ergaben sich im Zusammenhang mit der Errichtung des europäischen Binnenmarktes und der Neufassung der Mehrwertsteuersystemrichtlinie. Bei der Auslegung des nationalen Umsatzsteuergesetzes muss immer geprüft werden, ob dieses mit den Richtlinien vereinbar ist. Die Beschränkung der Verbrauchsteuern auf Energieerzeugnisse, Tabakwaren und Alkohol sowie die Bandbreiten der zulässigen Steuersätze sind durch drei Richtlinien zu den speziellen Verbrauchsteuern vorgegeben. Die konkrete Ausgestaltung der Verbrauchsteuergesetze in Bezug auf grenzüberschreitende Lieferungen von verbrauchsteuerpflichtigen Waren steht gleichfalls im Zusammenhang mit dem freien Waren- und Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU.
Da von den direkten Steuern (insbesondere Einkommen- und Körperschaftsteuer) im Prinzip keine unmittelbaren Beeinträchtigungen des innergemeinschaftlichen Waren- und Dienstleistungsverkehrs ausgehen, gibt es für die Ertragsteuern nur wenige Richtlinien. Die Begrenzung der Harmonisierung im Bereich der direkten Steuern durch die Grundsätze der Subsidiarität und Erforderlichkeit ermöglicht den „Wettbewerb der Steuersysteme“. Für die Harmonisierung im Bereich der Ertragsteuern existiert keine spezielle Vorschrift, sie erfolgt im Rahmen der allgemeinen Angleichung der Rechtssysteme der Mitgliedstaaten (Art. 115 AEUV). Ausnahmen sind die Richtlinie über Fusionen, Spaltungen, Einbringung von Unternehmensteilen und Austausch von Anteilen (Fusionsrichtlinie), die Richtlinie über die Besteuerung von Gewinnausschüttungen innerhalb eines grenzüberschreitend tätigen Konzerns (Mutter-Tochter-Richtlinie) sowie die Richtlinie über die Besteuerung von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (Zins-Lizenz-Richtlinie). In den letzten Jahren wurden diese durch die Richtlinie über Verfahren zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten in der EU (Streitbeilegungsrichtlinie), die Richtlinie zur Bekämpfung von Steuermeidungspraktiken (ATAD-Richtlinie) und die Ergänzung der Amtshilferichtlinie mit einer europaweiten, einheitlichen Anzeigepflicht für Steuergestaltungsmodelle (DAC 6-Richtlinie) erweitert.
Auf dem Gebiet des Verfahrensrechts sind die Richtlinie in Bezug auf die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und die Beitreibungsrichtlinie hervorzuheben, die die rechtliche Grundlage für einen Informationsaustausch zwischen den Finanzbehörden der EU-Staaten sowie die gegenseitige Unterstützung bei der Erhebung von Steuern schaffen.
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(4) Gesetze: Die mit Abstand wichtigste steuerliche Rechtsquelle sind Gesetze. Dies ergibt sich zum einen aus dem Rechtsstaatsgedanken, wonach ein Eingriff in die Privatsphäre des Bürgers einer gesetzlichen Grundlage bedarf (Art. 20 Abs. 3 GG), und zum anderen aus dem im Steuerbegriff enthaltenen Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit und Tatbestandsbestimmtheit (§ 3 Abs. 1, § 38 AO).[14]
Als übergreifende Gesetze sind die Abgabenordnung und das Bewertungsgesetz zu nennen. Die Abgabenordnung fasst die wichtigsten Regelungen des allgemeinen Steuerschuldrechts sowie des Steuerverfahrensrechts zusammen. Sie gilt für alle Steuerarten, die durch Bundesrecht oder das Recht der Europäischen Union geregelt werden, soweit sie durch Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwaltet werden (§ 1 AO). Durch die Abgabenordnung werden die Einzelsteuergesetze entlastet, Wiederholungen und widersprüchliche Regelungen vermieden. Die Abgabenordnung wird ergänzt durch mehrere Nebengesetze, wie die Finanzgerichtsordnung (gerichtlicher Rechtsschutz), das Gesetz über die Finanzverwaltung (Behördenorganisation) und das Steuerberatungsgesetz (Einschränkungen des Kreises der zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen befugten Personen sowie Berufsrecht der steuerberatenden Berufe).
Während die Abgabenordnung in erster Linie dem allgemeinen Steuerrecht zuzuordnen ist, zählt das Bewertungsgesetz zum besonderen Steuerrecht. Das Bewertungsgesetz enthält Vorschriften zur Bewertung von Wirtschaftsgütern. Der Anwendungsbereich des Bewertungsgesetzes (§ 1, § 17 BewG) liegt – soweit Bewertungsfragen angesprochen sind – insbesondere im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer (Ermittlung des gemeinen Werts von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, Grundvermögen, Betriebsvermögen und von Anteilen an Personen- und Kapitalgesellschaften) sowie der Grundsteuer (Ermittlung des Grundsteuerwerts des Grundbesitzes).
Die Regelungen zu Steuersubjekt, Steuerobjekt, Bemessungsgrundlage und Steuertarif sind für die wichtigsten Steuerarten in speziellen Einzelsteuergesetzen zusammengefasst. Die wichtigsten Einzelsteuergesetze sind: Einkommensteuergesetz, Körperschaftsteuergesetz, Gewerbesteuergesetz, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz, Grundsteuergesetz, Grunderwerbsteuergesetz und Umsatzsteuergesetz.
Von den Gesetzen zu besonderen Regelungsbereichen sind hervorzuheben:
	–
	Außensteuergesetz (AStG): Maßnahmen zur Sicherstellung des Steueranspruchs im Inland, zB bei unangemessenen Verrechnungspreisen innerhalb eines internationalen Konzerns, bei Wegzug eines Steuerpflichtigen aus der Bundesrepublik Deutschland oder bei Gründung einer passiv tätigen Kapitalgesellschaft in einem Niedrigsteuergebiet

	–
	Umwandlungssteuergesetz (UmwStG): ertragsteuerliche Erleichterungen für Umstrukturierungen von Unternehmen, wie Rechtsformwechsel oder Fusion (als Alternative zur Bewertung des übertragenen Vermögens mit dem gemeinen Wert: Wahlrecht, die bisherigen Buchwerte fortzuführen, um dadurch im Zeitpunkt der Umstrukturierung eine Auflösung und damit Besteuerung stiller Reserven zu vermeiden)

	–
	Investmentsteuergesetz (InvStG): einkommensteuerliche Behandlung der Erträge aus in- und ausländischen Investmentfonds

	–
	Investitionszulagengesetz 2010 (InvZulG 2010): Zulagen für unternehmerische Investitionen in den neuen Bundesländern und in Berlin (für Investitionen bis zum Jahr 2013)

	–
	Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung (Forschungszulagengesetz, FZulG): Zulage für Forschungen und Entwicklungen im Bereich Grundlagenforschung, industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung

	–
	Vermögensbildungsgesetz (5. VermBG) und Wohnungsbau-Prämiengesetz: Förderung der Vermögensbildung von Arbeitnehmern.
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(5) Durchführungsverordnungen: Viele Einzelsteuergesetze werden durch eine Durchführungsverordnung ergänzt. Durchführungsverordnungen entfalten die gleiche Wirkung wie Gesetze. Sie werden jedoch nicht von der Legislative (Bundestag, Bundesrat), sondern von der Exekutive (im steuerlichen Bereich: Bundesregierung, Bundesministerium der Finanzen) erlassen. Allerdings ist zumeist die Zustimmung des Bundesrats erforderlich. Durchführungsverordnungen sind Rechtsverordnungen iSd Art. 80 GG.
Bundestag und Bundesrat bestimmen die wesentlichen Elemente des Besteuerungstatbestands. Zur Entlastung der formellen Gesetze konkretisiert die Exekutive in den Durchführungsverordnungen die Ausgestaltung der gesetzlichen Regelung oder spezifiziert Begriffe. Die wichtigsten Durchführungsverordnungen sind die Einkommensteuer-, Lohnsteuer-, Körperschaftsteuer-, Gewerbesteuer- und Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung.
Um das Prinzip der Gewaltenteilung nicht zu gefährden, sind Durchführungsverordnungen nur unter vier Voraussetzungen zulässig (Art. 80 Abs. 1 GG):
	–
	Es muss eine gesetzliche Ermächtigung vorliegen. Beispiele sind § 41 Abs. 1 S. 7, § 51 EStG, § 33 KStG, § 35c GewStG und § 15 Abs. 5, § 26 UStG.

	–
	Die Ermächtigung muss nach Inhalt, Zweck und Ausmaß hinreichend bestimmt sein.

	–
	Die Rechtsgrundlage muss angegeben werden.

	–
	Die Verordnung muss ordnungsgemäß (im Bundesgesetzblatt oder im Bundesanzeiger) verkündet werden.
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(6) Verwaltungsvorschriften: Verwaltungsvorschriften beinhalten Anweisungen von übergeordneten Verwaltungsbehörden an ihnen unterstellte, nachgeordnete Behörden und Amtsträger. Sie unterteilen sich in Richtlinien (von der Bundesregierung), Schreiben oder Erlasse (von einem Bundes- oder Landesministerium) und Verfügungen (von einer Oberfinanzdirektion bzw vom Landesamt für Steuern). Nach dem Regelungszweck ist zwischen norminterpretierenden, ermessenskonkretisierenden, verwaltungsvereinfachenden und organisatorischen Verwaltungsvorschriften zu differenzieren.
Verwaltungsvorschriften geben die Auffassung der Finanzverwaltung zum geltenden Recht wieder. Als interne Anweisungen binden sie (rechtlich) nur die nachgeordneten Verwaltungsbehörden und die Bediensteten der Finanzverwaltung, aber nicht die Gerichte oder die Steuerpflichtigen. Verwaltungsvorschriften sind der Auslegung von steuerlichen Normen zuzuordnen, nicht der Normenbildung.
Für die Besteuerungspraxis sind Verwaltungsvorschriften sehr bedeutsam, da sie eine einheitliche Auslegung der Steuergesetze durch die Finanzbehörden sicherstellen und in ihnen eine Vielzahl von Entscheidungen der Finanzgerichte (insbesondere die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs) berücksichtigt ist. Darüber hinaus orientieren sich viele Steuerpflichtige und ihre Berater bei Erstellung der Steuererklärungen an den veröffentlichten Verwaltungsvorschriften.
Die mit Abstand wichtigsten steuerlichen Verwaltungsvorschriften sind die (Steuer-)Richtlinien. Sie behandeln Zweifelsfragen und Auslegungsschwierigkeiten von allgemeiner Bedeutung und geben den Bediensteten in den Finanzämtern Anweisungen, wie sie zur Vermeidung von unbilligen Härten und aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung handeln sollen. Damit soll eine einheitliche Rechtsanwendung durch die Finanzbehörden gewährleistet werden. Richtlinien beziehen sich jeweils auf eine Steuerart: Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer-, Gewerbesteuer- und Erbschaftsteuer-Richtlinien.[15] Sie werden von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrats erlassen (Art. 108 Abs. 7 GG).

Richtlinien sind im Teil I des Bundessteuerblatts veröffentlicht.

Zur Klärung von ausgewählten Einzelfragen dienen Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen (BMF-Schreiben) und Erlasse eines Landesfinanzministeriums sowie Gleich lautende gemeinsame Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder. Ein BMF-Schreiben wird dann veröffentlicht, wenn die Referatsleiter des Bundes und der Länder eine einheitliche Auffassung vertreten. Auf diese Weise wird trotz Verwaltung der Steuern durch Länderfinanzbehörden ein bundeseinheitliches Vorgehen sichergestellt.
Die wichtigsten Schreiben und Erlasse werden im Teil I des Bundessteuerblatts veröffentlicht (bis 1967 enthielt Teil I des Bundessteuerblatts die Veröffentlichungen des Bundesministeriums der Finanzen und Teil II die Veröffentlichungen der Länder). Zum Teil werden sie auch in Fachzeitschriften (zB Betriebs-Berater, Der Betrieb, Deutsches Steuerrecht) abgedruckt.
Verfügungen, die von einer Oberfinanzdirektion (OFD) bzw einem Landesamt für Steuern (LfSt) erlassen werden, enthalten gleichfalls Anweisungen zur Behandlung von konkreten Einzelfällen. Der Geltungsbereich einer Verfügung ist auf den Bereich der erlassenden Dienststelle begrenzt.

Einige dieser speziellen Verwaltungsvorschriften werden in Fachzeitschriften veröffentlicht.
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(7) Rechtsprechung: Die Rechtsprechung zu steuerlichen Fragen ergibt sich in erster Linie aus Entscheidungen der Finanzgerichte (FG, erste Instanz) und des Bundesfinanzhofs (BFH, zweite und letzte fachliche Instanz). Im Einzelfall sind auch Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) von Bedeutung.

In den letzten Jahren waren die Entscheidungen des BVerfG zur Zinsbesteuerung, zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums, zur Besteuerung von Altersbezügen sowie zur Bewertung von Grundstücken und anderen Wirtschaftsgütern für substanzsteuerliche Zwecke von allgemeinem Interesse. Die Rechtsprechung des BVerfG hat zu einer deutlichen Erhöhung des Sparer-Freibetrags[16] sowie des steuerfreien Grundfreibetrags, zur Einführung des (seit 2009 nicht mehr erhobenen) Zinsabschlags, zur Nichterhebung der Vermögensteuer sowie zur Neugestaltung des Familienleistungsausgleichs und der Besteuerung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung geführt. Das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz wurde aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts dreimal erheblich verändert: zum Ersten mit Wirkung zum 1.1.1996, zum Zweiten mit Wirkung ab dem 1.1.2009 und zum Dritten mit Wirkung ab dem 1.7.2016. Die Vorschriften zur Bewertung von Grundstücken für die Grundsteuer wurden zum Ende des Jahres 2019 an die aktuellen Entwicklungen angepasst. Die aktualisierten Werte werden erstmals zum 1.1.2025 angewendet.
Der Schwerpunkt der Rechtsprechung des EuGH lag zunächst im Bereich der Umsatzsteuer. In den letzten Jahren hat jedoch die Rechtsprechung zur ertragsteuerlichen Behandlung grenzüberschreitender Geschäftsvorgänge deutlich zugenommen. Dies gilt sowohl für den Inboundfall (im Ausland ansässige Steuerpflichtige erzielen im Inland Einkünfte) als auch für den Outboundfall (deutsche Steuerpflichtige betätigen sich im Ausland). Die Rechtsprechung des EuGH beeinflusst nicht nur die Auslegung der deutschen Steuergesetze, sondern auch das Gesetzgebungsverfahren. Bei zahlreichen Regelungen des deutschen Steuerrechts wird diskutiert, inwieweit diese mit dem primären Gemeinschaftsrecht (insbesondere Grundfreiheiten des Binnenmarkts) oder dem sekundären Gemeinschaftsrecht (insbesondere Richtlinien) vereinbar sind.[17]

Gerichtliche Entscheidungen binden (rechtlich) nur die am Verfahren beteiligten Personen (§ 110 FGO). Sie haben – wie Verwaltungsvorschriften – nur einen norminterpretierenden Charakter, keinen normschaffenden. Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, die vom Bundesministerium der Finanzen im Teil II des Bundessteuerblatts (bis 1967 im Teil III) veröffentlicht werden, sind jedoch von den Angehörigen der Finanzverwaltung bei der Bearbeitung von vergleichbaren Sachverhalten zu beachten. Diese Entscheidungen werden auch von den meisten Steuerpflichtigen bei der Aufstellung ihrer Steuererklärung akzeptiert. Damit wirken die höchstrichterlichen Entscheidungen des Bundesfinanzhofs faktisch über den konkreten Einzelfall hinaus. Will die Finanzverwaltung ein Urteil des Bundesfinanzhofs nicht allgemein übernehmen, beschränkt sie dessen Anwendungsbereich durch einen – häufig umstrittenen – Nichtanwendungserlass,[18] der regelmäßig zeitgleich mit der Veröffentlichung des Urteils des Bundesfinanzhofs im Bundessteuerblatt abgedruckt wird. Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, die nicht im Bundessteuerblatt veröffentlicht sind, haben – wie Entscheidungen der Finanzgerichte – keine über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung.[19]

Die bedeutsamsten erstinstanzlichen Entscheidungen der Finanzgerichte werden in der Zeitschrift „Entscheidungen der Finanzgerichte“ (EFG, nichtamtliche Veröffentlichung durch Richter des Bundesfinanzhofs) zusammengestellt. Die Entscheidungen des Bundesfinanzhofs werden nicht nur im Bundessteuerblatt veröffentlicht, sondern auch in der Entscheidungssammlung des Bundesfinanzhofs (BFHE, Herausgeber Bundesfinanzhof) und in den (nicht amtlichen) Zeitschriften „Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung“ (HFR) sowie „Sammlung der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs“ (BFH/NV) und in zahlreichen weiteren Fachzeitschriften.
Der Aufbau einer Entscheidung ist gesetzlich vorgegeben. Nach § 105 FGO enthält eine Entscheidung als wichtigste Bestandteile:
	(1)
	
Leitsatz (Urteilsformel, Tenor),

	(2)
	
Beschreibung des Sachverhalts und

	(3)
	
Erläuterung der Entscheidungsgründe.


Aus der Zitierweise „BFH vom 4.4.2019, VI R 18/17, BStBl. 2019 II, S. 449“ lässt sich entnehmen,
	–
	dass das Urteil am 4.4.2019 verkündet wurde,

	–
	dass das Verfahren vom VI. Senat geführt wurde,[20]

	–
	dass es sich um die Revision einer erstinstanzlichen Entscheidung handelt,

	–
	dass es sich um die 18. Klage handelt, die im Jahr 2017 beim Bundesfinanzhof einging und

	–
	dass das Urteil im Teil II des Bundessteuerblatts, Jahrgang 2019, auf Seite 449 veröffentlicht wurde.


Regelmäßig wird nach dem Leitsatz zusätzlich die Fundstelle des erstinstanzlichen Urteils, dh des Urteils des Finanzgerichts, angegeben (im Beispiel vom FG Düsseldorf).
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Nach einem kurzen Überblick über die Ertragsteuern und ihre Beziehungen zueinander werden die Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer im Einzelnen erläutert sowie die beiden Zuschlagsteuern (Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag) vorgestellt.
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A. Gemeinsamkeiten
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Aus betriebswirtschaftlicher Sicht besteht die wichtigste Gemeinsamkeit der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer darin, dass sie an derselben Besteuerungsbasis anknüpfen: dem finanziellen Ergebnis der unternehmerischen Tätigkeit. Als finanzielles Ergebnis eines Unternehmens wird der am Markt erwirtschaftete Vermögenszuwachs verstanden. Die auf einen entgeltlichen Leistungsaustausch zurückzuführenden Vermögensmehrungen werden steuerrechtlich als Gewinn, Überschuss oder Ertrag bezeichnet.
Die drei Ertragsteuern sind Jahressteuern. Besteuert wird der in einer Periode (Wirtschaftsjahr, Kalenderjahr) erzielte Erfolg.
Die Steuerschuld wird in einem Veranlagungsverfahren ermittelt. Der Steuerpflichtige gibt jährlich eine Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuererklärung ab. Anhand der vom Steuerpflichtigen übermittelten Angaben berechnet die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen und erlässt den Steuerbescheid (Einkommen- und Körperschaftsteuer) bzw Steuermessbescheid (Gewerbesteuer). Auf die voraussichtliche Steuerschuld werden vierteljährlich Vorauszahlungen erhoben. Die Differenz zwischen der tatsächlichen Steuerschuld und der Summe der Vorauszahlungen wird durch eine Abschlusszahlung des Steuerpflichtigen getilgt oder dem Steuerpflichtigen erstattet.
Die Einkommensteuer wird teilweise in einem Abzugsverfahren erhoben: Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit führt der Arbeitgeber die Lohnsteuer an das Finanzamt ab. Bei bestimmten Einkünften aus Kapitalvermögen wird vor Auszahlung der Kapitalerträge die Kapitalertragsteuer abgezogen. Bei Bauleistungen hat unter bestimmten Voraussetzungen der Leistungsempfänger für Rechnung des Leistenden einen Steuerabzug vorzunehmen. Diese Abzugssteuern (Quellensteuern) sind keine eigenständigen Steuerarten, sondern spezielle Erhebungsformen der Einkommensteuer bzw der Körperschaftsteuer. Die Besonderheit von Abzugssteuern besteht darin, dass sie bei Auszahlung der Einnahmen, dh an der Quelle, einbehalten werden. Die Abzugssteuern werden im Regelfall wie die vierteljährlichen Vorauszahlungen auf die Einkommen- bzw Körperschaftsteuerschuld des Steuerpflichtigen angerechnet. Nur ausnahmsweise stellen die Abzugssteuern die endgültige Steuerbelastung dar. Ein wichtiger Anwendungsfall für diese Sonderregelung sind die Einkünfte aus Kapitalvermögen, bei denen die Steuerschuld grundsätzlich durch die Erhebung der 25%igen Kapitalertragsteuer abgegolten ist (Abgeltungsteuer).
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Die bedeutsamste Abweichung zwischen den Ertragsteuern besteht darin, dass es sich bei der Einkommen- und der Körperschaftsteuer um Personensteuern handelt, während die Gewerbesteuer den Objektsteuern zuzurechnen ist.
Die Unterscheidung zwischen Personen- und Objektsteuern wirkt sich auf die Steuerpflicht, die Bemessungsgrundlage und den Steuertarif aus:
	–
	Bei der Einkommensteuer und bei der Körperschaftsteuer steht das Steuersubjekt im Vordergrund. Steuerpflichtig sind bei der Einkommensteuer natürliche Personen, bei der Körperschaftsteuer sind es juristische Personen. Bei der Gewerbesteuer wird an das Steuerobjekt „Gewerbebetrieb“ angeknüpft. Die Person des Inhabers des Gewerbebetriebs ist konzeptionell nur für die Steuerschuldnerschaft bedeutsam.

	–
	Die Differenzierung zwischen Personen- und Objektsteuern zeigt sich des Weiteren bei der Bemessungsgrundlage. Bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer wird auf das Nettoergebnis abgestellt, dh von den Einnahmen werden grundsätzlich alle damit zusammenhängenden Ausgaben abgezogen (sachliche Leistungsfähigkeit, sachliches Nettoprinzip). Bei der Einkommensteuer werden zusätzlich die persönlichen Verhältnisse des Steuerpflichtigen (wie Familienstand, Alter, Zahl der Kinder, bestimmte persönliche Ausgaben) berücksichtigt (persönliche Leistungsfähigkeit, persönliches Nettoprinzip). Bei der Gewerbesteuer sollen die persönlichen Verhältnisse des Inhabers, die Art der Finanzierung, die Eigentumsverhältnisse bei den im Betrieb eingesetzten Wirtschaftsgütern und weitere personenbezogene Merkmale des Inhabers die Bemessungsgrundlage nicht beeinflussen. Die Gewerbesteuer will die tatsächliche Ertragskraft eines Gewerbebetriebs besteuern (Objektcharakter).

	–
	Die Einkommensteuer kennt einen progressiven Steuertarif. Liegen die Einkünfte unter dem Existenzminimum (für Alleinstehende 9 408 €, für Verheiratete 18 816 €), wird keine Einkommensteuer erhoben.[1] Für Einkünfte, die den Grundfreibetrag übersteigen, erhöht sich der Differenzsteuersatz (Grenzsteuersatz) sukzessive von 14% bis auf 42% (bei Ledigen für Einkünfte ab 57 052 €, bei Verheirateten ab 114 104 €). Ab einem zu versteuernden Einkommen von 270 501 € (Ledige) bzw 541 002 € (Verheiratete) erhöht sich der Steuersatz auf den Spitzensteuersatz von 45% („Reichensteuer“). Demgegenüber ist der Körperschaftsteuersatz unabhängig von der Höhe des Gewinns der Kapitalgesellschaft und der Verwendung des Gewinns. Sowohl einbehaltene Gewinne als auch ausgeschüttete Gewinne werden auf Ebene einer Kapitalgesellschaft (einheitlich) mit 15% besteuert. Die Gewerbesteuer weist grundsätzlich einen proportionalen Steuersatz auf, der sich aus der Multiplikation von gesetzlich vorgegebener Steuermesszahl (3,5%) und Hebesatz der Gemeinde errechnet. Bei einem Hebesatz von beispielsweise 467% (so in Nürnberg) errechnet sich ein Gewerbesteuersatz von 16,345% (= 3,5% × 467%). Für Einzelunternehmen und Personengesellschaften ergibt sich allerdings durch die Gewährung eines Freibetrags von 24 500 € ein (indirekt) progressiver Tarifverlauf.
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Bei jeder Steuerart werden die Anknüpfungsmerkmale grundsätzlich unabhängig voneinander festgelegt. Dies kann dazu führen, dass mehrere Ertragsteuern gleichzeitig anfallen. Zu unterscheiden sind drei Fälle:[2]
	–
	Unterhält eine natürliche Person ein Unternehmen, das steuerrechtlich nicht als Gewerbebetrieb angesehen wird, unterliegt das finanzielle Ergebnis nur der Einkommensteuer (so zB bei Freiberuflern sowie Land- und Forstwirten).

	–
	Übt eine natürliche Person eine gewerbliche Tätigkeit aus (Einzelunternehmer, Gesellschafter einer gewerblichen Personengesellschaft), werden die Gewinne sowohl mit Einkommensteuer als auch mit Gewerbesteuer belastet. Besteuert werden zum einen das Einkommen einer natürlichen Person und zum anderen der Gewerbeertrag eines Gewerbebetriebs.

	–
	Kapitalgesellschaften gelten aufgrund ihrer Rechtsform generell als Gewerbebetrieb. Bei Kapitalgesellschaften führt dies zu einem Nebeneinander von Körperschaftsteuer (Einkommen einer juristischen Person) und Gewerbesteuer (Gewerbeertrag eines Gewerbebetriebs).


Eine Mehrbelastung von Gewerbetreibenden durch das Nebeneinander von Einkommen- und Gewerbesteuer wird jedoch dadurch weitgehend vermieden, dass bei Einkünften aus Gewerbebetrieb eine Steuerermäßigung gewährt wird (§ 35 EStG). Durch diese Steuerermäßigung wird in pauschalierter Form die Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer des Einzelunternehmers bzw des Gesellschafters einer Personengesellschaft angerechnet.
Aufgrund der Trennung zwischen natürlichen und juristischen Personen fallen – rechtlich – die beiden Personensteuern (Einkommen- und Körperschaftsteuer) nicht gleichzeitig an. Bei wirtschaftlicher Betrachtung werden aber die Gewinne, die eine Kapitalgesellschaft erwirtschaftet und an ihre Anteilseigner ausschüttet, dreifach erfasst: Die Kapitalgesellschaft bezahlt Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, bei Ausschüttung des Gewinns bezieht der Gesellschafter einkommensteuerpflichtige Einkünfte. Wie die daraus resultierende Doppelbelastung vermieden wird, hängt davon ab, ob die Anteile an der Kapitalgesellschaft beim Gesellschafter dem Privatvermögen oder dem Betriebsvermögen zugeordnet werden. Gehören die Anteile zum Privatvermögen einer natürlichen Person, erfolgt eine Entlastung durch Festsetzung eines Sondersteuersatzes von 25%, der deutlich unter dem Spitzensteuersatz der Einkommensteuer von 45% liegt (Abgeltungsteuer). Werden die Anteile an der Kapitalgesellschaft dem Betriebsvermögen eines einkommensteuerpflichtigen Gesellschafters zugeordnet, sind die Dividenden zu 40% steuerfrei (Teileinkünfteverfahren), dh die Entlastung wird durch eine Reduzierung der Bemessungsgrundlage erreicht.
Zusätzlich zu den drei Ertragsteuern fällt der Solidaritätszuschlag zur Einkommen- und Körperschaftsteuer an. Bei kirchensteuerpflichtigen natürlichen Personen wird des Weiteren die Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer erhoben.
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A. Überblick



I. Allgemeine Charakterisierung
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Die Einkommensteuer ist eine Personensteuer. Steuerpflichtig sind natürliche Personen mit den von ihnen erzielten Einkünften (§ 1 Abs. 1 EStG). Die Einkommensteuer ist keine allgemeine Bereicherungssteuer, vielmehr werden nur die Vermögensmehrungen erfasst, die durch eine Erwerbstätigkeit am Markt erwirtschaftet werden. Unberücksichtigt bleiben Vermögensmehrungen, die nicht durch eine aktive Teilnahme am Marktgeschehen in Form eines entgeltlichen Leistungsaustauschs erzielt werden (wie Erbschaften, Lotteriegewinne, Wettgewinne, Finderlohn, Belohnungen für Hinweise zur Ergreifung eines Straftäters), empfangene Unterhaltsleistungen sowie die Haushaltsproduktion (produktive Tätigkeiten, für die kein Entgelt bezahlt wird, wie Kochen, Waschen und Heimwerken, soweit sie vom Steuerpflichtigen selbst ausgeübt werden) und die Nutzung von privaten Wirtschaftsgütern.
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Ein charakteristisches Merkmal der Einkommensteuer ist die Orientierung am Leistungsfähigkeitsprinzip. Dieser steuerjuristische Ansatz wirkt sich sowohl auf die Bemessungsgrundlage als auch auf den Steuertarif aus. Der Abgrenzung der steuerpflichtigen Einkünfte liegt eine sachliche Interpretation des Leistungsfähigkeitsprinzips zugrunde. Die Summe der Einkünfte wird bei allen Steuerpflichtigen anhand von sachlichen Kriterien berechnet. Einkommensteuerlich relevant sind sämtliche Einnahmen und Ausgaben, die mit einer Tätigkeit im Zusammenhang stehen, die mit der Absicht ausgeübt wird, auf Dauer Überschüsse zu erzielen. Liegt keine Einkunftserzielungsabsicht vor, wird die Tätigkeit einkommensteuerlich dem Bereich der (konsumtiven) Einkommensverwendung zugeordnet, der nach der sachlichen Interpretation des Leistungsfähigkeitsprinzips für die Ermittlung der steuerpflichtigen Einkünfte unbeachtlich ist. Bei der sachlichen Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips geht es darum, den am Markt erwirtschafteten Vermögenszuwachs zu erfassen.
Die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer stimmt nicht mit dem Markteinkommen überein (so nach der sachlichen Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips), vielmehr wird lediglich das disponible Einkommen der Besteuerung unterworfen (aufgrund der zusätzlichen Berücksichtigung der persönlichen Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips).[3] Die individuellen Verhältnisse des Steuerpflichtigen (zB Familienstand, Zahl der Kinder, Vorsorge für Notlagen und sonstige besondere Lebenslagen, wie Alter, Krankheit oder Pflegebedürftigkeit, oder außergewöhnliche private Ausgaben) werden gleichfalls über die persönliche Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips berücksichtigt:
	–
	Steuerpflichtige, deren Einkünfte geringer sind als das Existenzminimum, haben keine Einkommensteuer zu zahlen. Umgesetzt wird diese Zielsetzung durch die Gewährung eines Grundfreibetrags (im Jahr 2020 für Alleinstehende 9 408 €, für Verheiratete 18 816 €).

	–
	Bei Überleitung der Summe der Einkünfte aus den sieben Einkunftsarten in die Bemessungsgrundlage „zu versteuerndes Einkommen“ werden gesetzlich im Einzelnen konkretisierte, privat veranlasste Ausgaben abgezogen, die der (konsumtiven) Einkommensverwendung zuzuordnen sind. Durch den Abzug von Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen wird der Grundsatz durchbrochen, dass für die Einkommensteuer nur Tatbestände bedeutsam sind, die im Zusammenhang mit der Einkommenserzielung stehen.

	–
	Der Steuertarif ist progressiv ausgestaltet. Für Einkünfte, die den Grundfreibetrag übersteigen, sieht der Einkommensteuertarif einen Anstieg des Grenzsteuersatzes von zunächst 14% auf bis zu 45% vor. Aufgrund der direkten Progression fällt die durchschnittliche Einkommensteuerbelastung umso höher aus, je mehr Einkünfte eine natürliche Person bezieht. Der progressive Verlauf des Einkommensteuertarifs ist mit einer Umverteilung verbunden. Derjenige, der mehr verdient, zahlt nicht nur absolut mehr Einkommensteuer, sondern bezogen auf sein Einkommen auch relativ mehr.

	–
	Ehegatten werden zusammenveranlagt, sodass sich der Progressionseffekt des Einkommensteuertarifs nur auf die Hälfte des (von den Ehegatten gemeinsam) zu versteuernden Einkommens auswirkt (Splitting-Verfahren).

	–
	Die Integration des Familienleistungsausgleichs (Kindergeld, Kinderfreibetrag) in die Einkommensteuer begründet sich gleichfalls mit der persönlichen Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips.

	–
	Die Regelungen des Einkommensteuergesetzes zu Ehegatten und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften anzuwenden.


Die persönliche Komponente der Leistungsfähigkeit wird also an mehreren Stellen des Einkommensteuergesetzes berücksichtigt. Dies führt auch dazu, dass sich die wirtschaftlichen Effekte unterscheiden:
	–
	Freistellung des Existenzminimums
Die Integration des Grundfreibetrags in den Einkommensteuertarif wirkt wie ein Abzug von der Bemessungsgrundlage

	–
	Sonderausgaben
Abzug von der Bemessungsgrundlage: entweder betragsmäßig unbeschränkt oder betragsmäßig beschränkt

	–
	außergewöhnliche Belastungen
Abzug von der Bemessungsgrundlage: entweder betragsmäßig beschränkt oder nur in dem Umfang, in dem eine zumutbare Belastung überschritten wird („Eigenbeteiligung“), wobei die Höhe der zumutbaren Belastung nach der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte, dem Familienstand und der Zahl der Kinder gestaffelt ist

	–
	progressiver Tarif
Umverteilungseffekt (Steuersatzeffekt)

	–
	Ehegattenbesteuerung
Das Splitting-Verfahren führt gegenüber der Einzelveranlagung der Ehepartner zu einer Abschwächung des Progressionseffekts der Einkommensteuer

	–
	Familienleistungsausgleich
entweder Gewährung einer betragsmäßig konstanten Steuervergütung (Kindergeld) oder Abzug von der Bemessungsgrundlage, dessen Wirkung aufgrund des progressiven Tarifs von der Höhe der Einkünfte abhängig ist (Kinderfreibetrag).


Bemessungsgrundlage und Steuersatz bestimmen sich nicht allein nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip, vielmehr werden über die Ausgestaltung der einkommensteuerlichen Normen zusätzlich wirtschafts- und sozialpolitische Ziele verfolgt (zB Beschäftigungs-, Vermögensbildungs-, Standort-, Struktur- und Umweltpolitik). Ansatzpunkte hierfür bilden beispielsweise Sonderabschreibungen oder erhöhte Absetzungen, steuerfreie Rücklagen, Zulagen und Zuschüsse, Abzug von als förderungswürdig angesehenen Ausgaben sowie Freibeträge und Steuerermäßigungen für bestimmte Einkünfte bzw beim Anfall von ausgewählten Ausgaben und Sondersteuersätze für bestimmte Einkünfte.
Die einkommensteuerlichen Normen sind also aus steuerrechtlicher Sicht mit drei Zielen verbunden:[4]
	–
	Fiskalzweck: Erfassung des disponiblen Einkommens als Markteinkommen (sachliche Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips) abzüglich zwangsweise anfallender Ausgaben für die Sicherung der eigenen Existenz, Unterhaltsverpflichtungen sowie Ausgaben für die Zukunftsvorsorge (persönliche Komponente)

	–
	Lenkungszweck: Modifikation der steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage und des Steuertarifs aus wirtschafts- und sozialpolitischen Gründen

	–
	Umverteilungszweck: progressiver Verlauf des Einkommensteuertarifs.[5]
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Die Einkommensteuer beruht auf dem Individualprinzip. Dies bedeutet, dass grundsätzlich jede Person für sich steuerpflichtig ist und dass jede Person ihre Einkünfte für sich ermittelt. Eine Ausnahme gilt für Ehegatten, die zusammenveranlagt werden. Die Zusammenveranlagung ist dadurch gekennzeichnet, dass zunächst für den Ehemann und die Ehefrau die Einkünfte getrennt ermittelt werden. Insoweit bleibt es beim Individualprinzip. Erst anschließend werden die Einkünfte der beiden Ehepartner addiert. Lediglich für die weiteren Berechnungsschritte werden die beiden Ehegatten gemeinsam als ein Steuerpflichtiger behandelt. Es findet jedoch keine Haushaltsbesteuerung statt, dh die Kinder sind entsprechend dem Individualprinzip für sich steuerpflichtig, sie werden nicht zusammen mit den Eltern veranlagt.
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Bei natürlichen Personen, die einer kirchensteuererhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehören, unterliegen die Einkünfte zusätzlich der Kirchensteuer. Bemessungsgrundlage der Kirchensteuer ist regelmäßig die festgesetzte Einkommensteuer (§ 51a Abs. 2 EStG). Als weitere Zuschlagsteuer wird der Solidaritätszuschlag erhoben, der sich bei natürlichen Personen gleichfalls grundsätzlich nach der festgesetzten Einkommensteuer berechnet (§ 3 Abs. 1 Nr 1 SolZG).






II. Ertragshoheit
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Das Aufkommen der Einkommensteuer wird zwischen Bund, Ländern und Gemeinden aufgeteilt. Der Bund und die Länder erhalten jeweils die Hälfte des Steueraufkommens, soweit es nicht den Gemeinden zusteht (Art. 106 Abs. 3 GG). Da die Gemeinden zu 15% am Aufkommen der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommensteuer und zu 12% am Aufkommen aus der Kapitalertragsteuer auf bestimmte Einnahmen aus Kapitalanlagen beteiligt sind, gilt folgende Aufteilung (Art. 106 Abs. 5 GG iVm § 1 Gemeindefinanzreformgesetz):
Abb. 2.1: Aufteilung des Einkommensteueraufkommens zwischen Bund, Ländern und Gemeinden

	 
	Bund
	Länder
	Gemeinden

	Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer
	42,5%
	42,5%
	15,0%

	Kapitalertragsteuer auf bestimmte Einnahmen aus Kapitalanlagen
	44,0%
	44,0%
	12,0%



Die Verteilung des Aufkommens der Einkommensteuer auf die Bundesländer erfolgt im Verhältnis der in dem jeweiligen Bundesland vereinnahmten Einkommensteuer (Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG). Unter bestimmten Voraussetzungen (zB ein Arbeitnehmer arbeitet in einem anderen Bundesland, bei bestimmten Kapitalerträgen liegen Wohnsitz bzw Sitz des Empfängers der Kapitalerträge und Ort der Zahlstelle in unterschiedlichen Ländern) kommt es zu einer Aufteilung der Lohn- und Kapitalertragsteuer zwischen den Ländern (§ 7 – § 8a Zerlegungsgesetz). Die Verteilung des auf die Gemeinden entfallenden Aufkommens erfolgt im Verhältnis der für die einzelnen Gemeinden ermittelten Einkommensteuerbeträge. Bei der Festlegung des Verteilungsschlüssels werden nur die Steuerbeträge berücksichtigt, die aus zu versteuernden Einkommen von bis zu 35 000 € (für zusammenveranlagte Ehegatten 70 000 €) stammen (§ 2, § 3 Gemeindefinanzreformgesetz).






III. Aufbau des Einkommensteuergesetzes
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Das Einkommensteuergesetz ist in dreizehn Abschnitte gegliedert. In diesen sind folgende Regelungen enthalten:
	I.
	
Steuerpflicht (§ 1, § 1a EStG): Der erste Abschnitt legt fest, wer der Einkommensteuer unterliegt.

	II.
	
Einkommen (§ 2 – § 24b EStG): Der zweite Abschnitt konkretisiert, was in die einkommensteuerliche Bemessungsgrundlage eingeht und wie diese zu ermitteln ist. Hierzu gehören die sachlichen Voraussetzungen der Besteuerung (Umfang der Besteuerung, Begriffsbestimmungen, bestimmte negative Einkünfte, § 2, § 2a EStG), steuerfreie Einnahmen (§ 3 – § 3c EStG), Vorschriften zur Berechnung des Gewinns (§ 4 – § 7i EStG) und des Überschusses der Einnahmen über die Werbungskosten (§ 8 – § 9a EStG), Rückwirkungen des umsatzsteuerrechtlichen Vorsteuerabzugs (§ 9b EStG), Sonderausgaben (§ 10 – § 10g EStG), Zeitpunkt der Vereinnahmung und Verausgabung (§ 11 – § 11b EStG), nicht abzugsfähige Ausgaben (§ 12 EStG) und als umfangreichster Teil die Abgrenzung des Inhalts der sieben Einkunftsarten (§ 13 – § 24 EStG). Darüber hinaus werden der Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG) und der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG) geregelt.

	III.
	
Veranlagung (§ 25 – § 28 EStG): Veranlagungszeitraum, Steuererklärungspflicht und die Besonderheiten für Ehegatten werden im dritten Abschnitt angesprochen.

	IV.
	
Tarif (§ 31 – § 34b EStG): Die Höhe des Steuersatzes, die Grundlagen des Familienleistungsausgleichs (einkommensteuerliche Berücksichtigung von Kindern) sowie die außergewöhnlichen Belastungen ergeben sich aus dem vierten Abschnitt. Darüber hinaus enthält dieser Abschnitt den Sondersteuersatz für Einkünfte aus Kapitalvermögen (Abgeltungsteuer, § 32d EStG) sowie die Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne bei Gewinneinkünften (§ 34a EStG).

	V.
	
Steuerermäßigungen (§ 34c – § 35c EStG): Die unter bestimmten Voraussetzungen gewährten Abzüge von der tariflichen Einkommensteuer sind im fünften Abschnitt geregelt. Zu den wichtigsten Steuerermäßigungen gehören die Anrechnung von im Ausland bezahlten Steuern (zur Vermeidung einer internationalen Doppelbesteuerung, § 34c EStG), die Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb (zum pauschalierten Ausgleich für die zusätzliche Belastung von gewerblichen Einkünften mit Gewerbesteuer, § 35 EStG), die Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen (§ 35a EStG), die Steuerermäßigung bei Belastung mit Einkommen- und Erbschaftsteuer (§ 35b EStG) und die Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden (§ 35c EStG).

	VI.
	
Steuererhebung (§ 36 – § 46 EStG): Der sechste Abschnitt fasst die Vorschriften zur Steuererhebung zusammen. Zu unterscheiden ist zwischen der Erhebung der Einkommensteuer (§ 36 – § 37b EStG), dem Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer, § 38 – § 42g EStG), dem Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer, § 43 – § 45e EStG) und der Veranlagung von Steuerpflichtigen mit steuerabzugspflichtigen Einkünften (§ 46 EStG).

	VII.
	
Steuerabzug bei Bauleistungen (§ 48 – § 48d EStG): Bei Bauleistungen ist unter bestimmten Voraussetzungen der Leistungsempfänger verpflichtet, 15% des Entgelts einzubehalten und für Rechnung des Leistungserbringers an die Finanzbehörde abzuführen.

	VIII.
	
Besteuerung beschränkt Steuerpflichtiger (§ 49 – § 50a EStG): Der achte Abschnitt enthält Vorschriften zur Abgrenzung des Umfangs und der Form der Besteuerung von im Ausland ansässigen Personen mit ihren im Inland erzielten Einkünften.

	IX.
	
Sonstige Vorschriften, Bußgeld-, Ermächtigungs- und Schlussvorschriften (§ 50b – § 58 EStG): Die im neunten Abschnitt zusammengestellten Vorschriften umfassen Besonderheiten bei Bestehen eines Doppelbesteuerungsabkommens, Bußgeldvorschriften, Regelungen zur Umsetzung der Zins-Lizenz-Richtlinie sowie die Rechtsgrundlagen für den Erlass von Durchführungsverordnungen, Übergangsbestimmungen und Regelungen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands.

	X.
	
Kindergeld (§ 62 – § 78 EStG): Die Vorschriften zur Festsetzung des Kindergeldes dem Grunde und der Höhe nach sowie zur Auszahlung des Kindergeldes werden grundsätzlich im Einkommensteuergesetz geregelt.

	XI.
	
Altersvorsorgezulage (§ 79 – § 99 EStG): Die Vorschriften für die Gewährung der Altersvorsorgezulage für Beiträge, die der Steuerpflichtige im Rahmen der privaten Zusatzvorsorge leistet („Riester-Rente“), werden im elften Abschnitt des Einkommensteuergesetzes zusammengefasst.

	XII.
	
Förderbetrag zur betrieblichen Altersvorsorge (§ 100 EStG): Zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge von Arbeitnehmern mit einem geringen Einkommen (im Jahr nicht mehr als 26 400 €) wird dem Arbeitgeber unter bestimmten Voraussetzungen ein 30%iger Zuschuss, höchstens 288 €/Arbeitnehmer, auf die an ausgewählte Versorgungseinrichtungen gezahlten Beiträge gewährt.

	XIII.
	
Mobilitätsprämie (§ 101 – § 109 EStG): Für Steuerpflichtige, bei denen sich die Entfernungspauschale aufgrund eines geringen Einkommens nicht auswirkt, wird eine Mobilitätspräme ausbezahlt.








IV. Schema zur Ermittlung der Einkommensteuer
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Die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer – das zu versteuernde Einkommen – setzt sich wie folgt zusammen (§ 2 EStG, R 2 Abs. 1 EStR):


	 
	Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft
Ermittlung: in der Regel Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG)

	+
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb
Ermittlung: in der Regel Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich (Steuerbilanz, § 5 EStG)

	+
	Einkünfte aus selbständiger Arbeit
Ermittlung: in der Regel Gewinn als Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 3 EStG)

	+
	Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
Ermittlung: Arbeitslohn abzüglich Versorgungsfreibetrag, Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag und Werbungskosten (ggf Arbeitnehmer-Pauschbetrag bzw Werbungskosten-Pauschbetrag beim Empfang von Versorgungsbezügen)

	+
	Einkünfte aus Kapitalvermögen
Ermittlung: Kapitalerträge abzüglich Sparer-Pauschbetrag 
Besonderheiten: Sondersteuersatz von 25% auf die Einnahmen (Abgeltungsteuer, § 32d EStG), kein Abzug der tatsächlich angefallenen Werbungskosten (§ 2 Abs. 2 S. 2 iVm § 20 Abs. 9 EStG)

	+
	Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
Ermittlung: Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten

	+
	sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG
Ermittlung: Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten (ggf Werbungskosten-Pauschbetrag)

	=
	Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 1 EStG)
(damit verbunden: Verlustausgleich)

	–
	Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG)

	–
	Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG)

	–
	Freibetrag für Land- und Forstwirte (§ 13 Abs. 3 EStG)

	=
	Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)

	–
	Verlustabzug (Verlustrücktrag, Verlustvortrag, § 10d EStG)

	–
	Sonderausgaben (§ 10 – § 10c EStG)

	–
	außergewöhnliche Belastungen (§ 33 – § 33b EStG)

	–
	Steuerbegünstigung für zu eigenen Wohnzwecken genutzte Baudenkmale sowie für schutzwürdige Kulturgüter (§ 10f, § 10g EStG)

	=
	Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)

	–
	Freibeträge für Kinder (Kinderfreibetrag, Freibetrag für die Betreuung, Erziehung und Ausbildung des Kindes, § 31, § 32 Abs. 6 EStG, sofern günstiger als Kindergeld)

	=
	zu versteuerndes Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG)





60


Die von einem Steuerpflichtigen erzielten Einnahmen lassen sich vier Gruppen zuordnen:
	–
	Steuerpflichtige Betriebseinnahmen sind Einnahmen, die bei einer der Gewinneinkunftsarten erfasst werden. Zu den Gewinneinkunftsarten zählen die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit (§ 2 Abs. 2 S. 1 Nr 1 EStG).

	–
	Steuerpflichtige Einnahmen stehen im Zusammenhang mit einer der Überschusseinkunftsarten. Das sind die verbleibenden vier Einkunftsarten (§ 2 Abs. 2 S. 1 Nr 2 EStG).

	–
	Bei steuerfreien Betriebseinnahmen bzw steuerfreien Einnahmen handelt es sich um Vermögenszuwächse, die zwar bei einer der sieben Einkunftsarten steuerbar sind, die aber von der Besteuerung freigestellt werden.

	–
	Nicht steuerbare Einnahmen sind Einnahmen, die keiner der sieben Einkunftsarten zuordenbar sind. Diese Vermögensmehrungen bleiben einkommensteuerlich generell unberücksichtigt.


Hinsichtlich der steuerlichen Behandlung von Ausgaben ist zwischen fünf Formen zu unterscheiden:
	–
	Betriebsausgaben sind Vermögensminderungen, die bei einer der Gewinneinkunftsarten anfallen.

	–
	Ausgaben, die im Zusammenhang mit einer der Überschusseinkunftsarten stehen, stellen Werbungskosten dar.

	–
	Nichtabziehbare Betriebsausgaben bzw nichtabziehbare Werbungskosten sind Ausgaben, die zwar einer der sieben Einkunftsarten zugeordnet werden, die jedoch die Höhe der steuerpflichtigen Einkünfte nicht verringern.

	–
	Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen sind privat veranlasste Ausgaben, die keiner der sieben Einkunftsarten zurechenbar sind, die jedoch im Hinblick auf die persönliche Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips über den Abzug vom Gesamtbetrag der Einkünfte die einkommensteuerpflichtige Bemessungsgrundlage mindern.

	–
	Ausgaben, die keiner der sieben Einkunftsarten zuordenbar sind, zB Kosten der privaten Lebensführung, Ausgaben, die mit einer Tätigkeit zusammenhängen, die nicht mit Einkunftserzielungsabsicht ausgeübt wird (Liebhaberei), und die nicht den Sonderausgaben oder außergewöhnlichen Belastungen zugerechnet werden, sind von der einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage nicht abziehbar. Sie werden dem nicht steuerbaren Bereich zugerechnet.


In einer groben Vereinfachung lässt sich die Berechnung der einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage wie folgt schematisieren:


	 
	Die am Markt erwirtschafteten Einnahmen (Erwerbseinnahmen: Betriebseinnahmen oder Einnahmen) sind steuerpflichtig, soweit sie einer der sieben Einkunftsarten zurechenbar sind und keine Steuerbefreiung gewährt wird.

	–
	Aufgrund des sachlichen Nettoprinzips sind von den steuerpflichtigen Erwerbseinnahmen die damit zusammenhängenden Erwerbsaufwendungen (Betriebsausgaben, Werbungskosten) abzuziehen, sofern kein Abzugsverbot besteht.
Das sachlichen Nettoprinzip beinhaltet auch den Verlustausgleich (Verlustverrechnung innerhalb eines Jahres) und den Verlustabzug (Verlustverrechnung zwischen den Einkünften aus unterschiedlichen Jahren). Das Nettoprinzip wird allerdings durch Einschränkungen beim Verlustausgleich sowie durch die Begrenzungen beim Verlustabzug („Mindestbesteuerung“) zum Teil verletzt.

	=
	Gesamtbetrag der Einkünfte nach Verlustabzug
(sachliche Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips)

	–
	ausgewählte privat veranlasste Ausgaben (insbesondere Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen, Freibeträge für Kinder)
(persönliche Komponente des Leistungsfähigkeitsprinzips)

	=
	zu versteuerndes Einkommen (Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer)
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Der Steuersatz, der auf die Bemessungsgrundlage „zu versteuerndes Einkommen“ anzuwenden ist, errechnet sich aus dem progressiven Einkommensteuertarif (§ 32a EStG). Das Ergebnis ist die tarifliche Einkommensteuer (§ 2 Abs. 5 EStG). Bestimmte steuerfreie Einkünfte gehen zwar nicht in die Bemessungsgrundlage ein, sie werden aber bei der Berechnung des Steuersatzes, der für die steuerpflichtigen Einkünfte maßgebend ist, (progressionssteigernd) berücksichtigt (Progressionsvorbehalt nach § 32b EStG). Für bestimmte außerordentliche Einkünfte wird ein ermäßigter Steuersatz angewendet (§ 34, § 34b EStG). Bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft wird eine Tarifglättung vorgenommen (§ 32c EStG). Sondersteuersätze gelten für Einkünfte aus Kapitalvermögen (Abgeltungsteuer nach § 32d EStG) sowie (auf Antrag) bei Gewinneinkünften für nicht entnommene Gewinne (Thesaurierungsbegünstigung nach § 34a EStG).
Um die festzusetzende Einkommensteuer zu erhalten, sind von der tariflichen Einkommensteuer mehrere Steuerermäßigungen abzuziehen und Hinzurechnungsbeträge zu addieren (§ 2 Abs. 6 EStG, R 2 Abs. 2 EStR):


	 
	tarifliche Einkommensteuer (§ 32a Abs. 1, 5 EStG)
unter Berücksichtigung des Progressionsvorbehalts nach § 32b EStG, der Tarifglättung nach § 32c EStG, des ermäßigten Steuersatzes nach § 34 Abs. 1, § 34 Abs. 3 und § 34b EStG sowie der Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne nach § 34a EStG (auf Antrag, bei Thesaurierung: Sondersteuersatz 28,25%, bei Entnahme: 25%ige Nachversteuerung)
Der Sondersteuersatz für Einkünfte aus Kapitalvermögen (Abgeltungsteuer von 25% nach § 32d EStG) wird grundsätzlich dadurch berücksichtigt, dass die Steuerschuld mit Erhebung der Kapitalertragsteuer abgegolten ist (§ 43, § 43a EStG). Die Einkünfte aus Kapitalvermögen werden deshalb in der Regel im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung nicht mehr angesetzt.

	–
	anrechenbare ausländische Steuern (§ 34c Abs. 1, 6 EStG)

	–
	Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 35 EStG)

	–
	Steuerermäßigung für bestimmte Zuwendungen zur Förderung staatspolitischer Zwecke (§ 34g EStG)

	–
	Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen (§ 35a EStG)

	–
	Steuerermäßigung bei Belastung mit Einkommen- und Erbschaftsteuer (§ 35b EStG)

	–
	Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden (§ 35c EStG)

	+
	Einkommensteuer auf pauschal besteuerte ausländische Einkünfte (§ 34c Abs. 5 EStG)

	+
	Anspruch auf die Altersvorsorgezulage nach § 79 EStG (sofern die Altersvorsorgebeiträge als Sonderausgaben abgezogen werden, § 10a Abs. 2 EStG)

	+
	Anspruch auf Kindergeld (sofern das Einkommen um die Freibeträge für Kinder gemindert wird, § 31 S. 4 EStG)

	=
	festzusetzende Einkommensteuer



Mit der Berechnung der festzusetzenden Einkommensteuer ist die Steuerermittlung, dh die Berechnung der Einkommensteuerbelastung, abgeschlossen. Zur Steuerentrichtung gehört die Festlegung der zu zahlenden Einkommensteuer. Die Höhe der Abschlusszahlung (zu zahlende Einkommensteuer) oder des Erstattungsbetrags ergibt sich, wenn auf die festzusetzende Einkommensteuer die bereits entrichteten bzw einbehaltenen Beträge angerechnet werden (§ 36 Abs. 2, § 48c Abs. 1 EStG):


	 
	festzusetzende Einkommensteuer

	–
	vierteljährliche Einkommensteuer-Vorauszahlungen

	–
	einbehaltene Lohnsteuer

	–
	anzurechnende Kapitalertragsteuer
Hinweis: gilt nicht für Einkünfte aus Kapitalvermögen, für die die Kapitalertragsteuer abgeltende Wirkung hat (Abgeltungsteuer nach § 32d EStG)

	–
	bei Durchführung von begünstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben: Forschungszulage

	–
	bei der Erbringung von Bauleistungen: vom Leistungsempfänger einbehaltener Steuerabzug
(sofern nicht bereits mit der abzuführenden Lohnsteuer oder den Einkommensteuer-Vorauszahlungen verrechnet)

	=
	Abschlusszahlung (zu zahlende Einkommensteuer) oder Einkommensteuererstattung
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B. Persönliche Steuerpflicht (natürliche Personen)
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Der Einkommensteuer unterliegen nur natürliche Personen (§ 1 EStG). Für Kapitalgesellschaften gilt das Körperschaftsteuergesetz. Eine Personengesellschaft ist weder natürliche noch juristische Person; sie kann deshalb weder bei der Einkommensteuer noch bei der Körperschaftsteuer Steuersubjekt sein. Gewinne einer Personengesellschaft werden den Gesellschaftern zugerechnet und von diesen versteuert (Transparenzprinzip).
Eines der charakteristischen Merkmale von Personensteuern ist die Unterscheidung zwischen unbeschränkter Steuerpflicht und beschränkter Steuerpflicht.





I. Unbeschränkte Steuerpflicht
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Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind natürliche Personen, die im Inland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben (Steuerinländer, § 1 Abs. 1 S. 1 EStG).
Seinen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umständen innehat, die darauf schließen lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen wird (§ 8 AO). Der gewöhnliche Aufenthalt einer natürlichen Person ist dort, wo sie sich unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass sie an diesem Ort nicht nur vorübergehend verweilt. Als gewöhnlicher Aufenthalt gilt stets ein Aufenthalt im Inland von mehr als sechs Monaten (§ 9 AO).
Was zum Inland gehört, ist in § 1 Abs. 1 S. 2 EStG detailliert definiert.

Die unbeschränkte Steuerpflicht ist grundsätzlich unabhängig von der Staatsangehörigkeit der natürlichen Person. Eine Ausnahme gilt für Auslandsbeschäftigte, insbesondere Diplomaten und Konsularbeamte. Deutsche Staatsangehörige, die von einer inländischen öffentlichen Kasse Arbeitslohn beziehen, sind in Deutschland auch dann unbeschränkt steuerpflichtig, wenn sie im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben (erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht nach § 1 Abs. 2 EStG). Unter bestimmten Voraussetzungen gelten auch ihre Angehörigen (insbesondere Ehegatte, Kinder) im Inland als unbeschränkt steuerpflichtig.

Die unbeschränkte Steuerpflicht umfasst das Welteinkommen einer natürlichen Person (Welteinkommensprinzip, Universalitätsprinzip). Sämtliche Einkünfte sind in Deutschland zu versteuern. Ob sie im Inland erzielt werden oder aus dem Ausland stammen, ist grundsätzlich irrelevant. Ausnahmen können sich aus Doppelbesteuerungsabkommen ergeben, die zur Vermeidung einer internationalen Doppelbesteuerung von der Bundesrepublik mit einem ausländischen Staat abgeschlossen wurden.[6]






II. Beschränkte Steuerpflicht
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Eine natürliche Person, die im Inland nicht unbeschränkt steuerpflichtig ist, unterliegt in Deutschland der beschränkten Steuerpflicht, wenn sie bestimmte, in § 49 EStG umschriebene inländische Einkünfte bezieht (Steuerausländer, § 1 Abs. 4 EStG). Der Umfang der beschränkten Steuerpflicht ist auf diese inländischen Einkünfte begrenzt (eingeschränktes Territorialitätsprinzip).
Für die Prüfung der beschränkten Steuerpflicht werden sowohl persönliche als auch sachliche Kriterien herangezogen. Die natürliche Person muss
	–
	sowohl ihren Wohnsitz als auch ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben (persönliches Merkmal),
und

	–
	sie muss im Inland Einkünfte iSd § 49 EStG erzielen (sachliches Merkmal).


Da die überwiegende Zahl der Staaten das Nebeneinander von unbeschränkter und beschränkter Steuerpflicht kennt, werden ausländische Einkünfte sowohl im Inland als auch im Ausland besteuert. Wie diese internationale Doppelbesteuerung vermieden oder zumindest abgeschwächt wird, ist die Kernfrage der internationalen Steuerlehre.[7]
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Beschränkt Steuerpflichtige, die ihre Einkünfte überwiegend im Inland erzielen (Anteil der inländischen Einkünfte mindestens 90% oder die ausländischen Einkünfte betragen nicht mehr als den Grundfreibetrag, im Jahr 2020 9 408 €), werden auf Antrag wie unbeschränkt Steuerpflichtige behandelt (§ 1 Abs. 3 EStG). Der Besteuerungsumfang ist allerdings auf die inländischen Einkünfte iSd § 49 EStG beschränkt. Da die Besteuerung durch das Territorialitätsprinzip begrenzt wird, handelt es sich entgegen der Gesetzesformulierung um eine Unterform der beschränkten Steuerpflicht (besondere beschränkte Steuerpflicht). Dieses Wahlrecht geht auf die innerhalb des Europäischen Binnenmarkts gewährten Grundfreiheiten zurück. Es kann insbesondere von Arbeitnehmern in Anspruch genommen werden, die zwar im Ausland wohnen, jedoch im Inland arbeiten („Grenzgänger“). Vorteil dieses Wahlrechts ist, dass sich zum einen die internationale Doppelbesteuerung leichter vermeiden lässt und dass zum anderen im Zusammenhang mit der Ermittlung der Einkünfte und mit personenbezogenen Steuererleichterungen (zB Splitting-Verfahren für Ehegatten) eine Gleichstellung mit Steuerinländern erfolgt.







III. Beginn und Ende der Steuerpflicht
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Die unbeschränkte Steuerpflicht beginnt mit der Geburt (bzw mit dem Zuzug aus dem Ausland) und endet mit dem Tod (bzw mit dem Wegzug aus Deutschland). Persönliche Steuerbefreiungen für einzelne Personen oder Personengruppen bestehen bei der Einkommensteuer nicht. Bezieht eine natürliche Person keine oder nur in geringem Umfang steuerpflichtige Einkünfte, wirkt sich die unbeschränkte Steuerpflicht aber materiell nicht aus.
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Eine im Ausland ansässige natürliche Person ist nur solange in Deutschland beschränkt steuerpflichtig, wie sie inländische Einkünfte iSd § 49 EStG bezieht. Liegt dieses Anknüpfungsmerkmal nicht mehr vor, fehlt eine der Voraussetzungen (das sachliche Merkmal) der beschränkten Steuerpflicht.
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C. Sachliche Steuerpflicht (Summe der Einkünfte)



I. Einkommensbegriff des Einkommensteuergesetzes



1. Fehlen einer theoretischen Leitlinie
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Bei der Einkommensteuer wird als Maßstab zur Messung der sachlichen Leistungsfähigkeit einer natürlichen Person auf das erzielte Einkommen abgestellt. Diese Grundsatzentscheidung macht es erforderlich, zwischen der Einkommenserzielung (einkommensteuerlich bedeutsam) und der Verwendung des Einkommens für Konsumzwecke (einkommensteuerlich nicht relevant) zu trennen: Die Höhe der steuerpflichtigen Einkünfte wird ausschließlich von Vorgängen beeinflusst, die mit einer wirtschaftlichen, mit Einkunftserzielungsabsicht ausgeübten Tätigkeit in Zusammenhang stehen. Die Verwendung des am Markt erwirtschafteten Vermögenszuwachses darf sich auf die Höhe der steuerpflichtigen Einkünfte nicht auswirken. Sie ist grundsätzlich dem nicht steuerbaren Bereich zuzuordnen.

Das Konzept einer Besteuerung des erzielten Einkommens wird von Steuerwissenschaftlern häufig kritisiert. Um die Entscheidung zwischen heutigem Konsum einerseits und Sparen bzw Investition zur Finanzierung von zukünftigen Konsumausgaben andererseits durch die Besteuerung nicht zu verzerren, wird zum Teil ein Übergang von der einkommensorientierten Besteuerung (Einkommensteuer nach traditionellem Konzept) auf eine konsumorientierte Besteuerung gefordert. Erreichen lässt sich dieses Ziel nicht nur durch eine Konsumausgabensteuer (direkte Ermittlung des Konsums), sondern auch innerhalb einer Besteuerung, die formal als Einkommensteuer ausgestaltet ist. Das Konzept der Einkommensteuer müsste in diesem Fall durch eine Freistellung von gesparten/investierten Einkommensteilen (Cash-Flow-Steuer oder sparbereinigte Einkommensteuer: indirekte Ermittlung des Konsums, indem das Einkommen um die Investitionsausgaben bzw die Veränderung der Ersparnisse korrigiert wird) oder durch eine zinsbereinigte Einkommensteuer (Nichtbesteuerung von Zinseinnahmen bzw Nichtabziehbarkeit von Zinsausgaben sowie Steuerbefreiung in Höhe der marktüblichen Verzinsung des Eigenkapitals) modifiziert werden.[8]
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Die Entscheidung, bei der sachlichen Interpretation des Leistungsfähigkeitsprinzips auf das am Markt erzielte Einkommen abzustellen, legt noch nicht fest, wie die steuerpflichtigen Vermögensmehrungen zu definieren sind. Für die Konkretisierung des Einkommensbegriffs stehen grundsätzlich zwei Konzepte zur Verfügung:
(1) Nach der Quellentheorie gelten nur die Zuflüsse als steuerpflichtig, die regelmäßig aus einer Einkunftsquelle fließen. Unregelmäßig entstehende Einkünfte und Veränderungen des Werts des Vermögens (zB Veräußerungsgewinne, Minderungen des Werts eines Wirtschaftsguts) gehen nach dieser Einkommenskonzeption nicht in die Bemessungsgrundlage ein.
(2) Die Reinvermögensänderungstheorie differenziert nicht nach der Ursache der Vermögensänderung. Der Besteuerung unterliegen sowohl regelmäßig erzielte Einkünfte als auch die Veränderungen des Werts des Vermögens. Erfasst werden sämtliche, im abgelaufenen Wirtschaftsjahr eingetretene Vermögensmehrungen und -minderungen. Die Veränderung des Vermögens kann auf drei Wegen berechnet werden:
(a) Nach dem Konzept eines Gesamtvermögensvergleichs wird der Wert des Vermögens eines Steuerpflichtigen als Ganzes festgestellt. Nach dieser umfassenden Erfolgskonzeption ist der Gewinn als Veränderung des Ertragswerts des Steuerpflichtigen definiert. Der Ertragswert wird dadurch ermittelt, dass sämtliche in der Zukunft zu erwartenden Einzahlungsüberschüsse mit Hilfe eines Kalkulationszinssatzes auf den Betrachtungszeitpunkt abgezinst werden.
(b) Der Einzelvermögensvergleich geht grundsätzlich von einzelnen, als solche abgrenzbaren Wirtschaftsgütern aus. Modifiziert wird das daraus abgeleitete Einkommen durch bestimmte Abgrenzungsposten (wie Rechnungsabgrenzungsposten). Die ertragsteuerliche Bemessungsgrundlage eines Jahres hängt entscheidend davon ab, wie der Begriff „Wirtschaftsgut“ definiert wird, wie die einzelnen Wirtschaftsgüter bewertet werden und welche Abgrenzungsposten in den Einzelvermögensvergleich einbezogen werden.
(c) Beim Kassenvermögensvergleich wird in seiner einfachsten Form das Einkommen mit dem finanzwirtschaftlichen Zahlungsüberschuss gleichgesetzt, also der Differenz zwischen den Einzahlungen und Auszahlungen des abgelaufenen Jahres (Cash-Flow-Steuer). Beim Kassenvermögensvergleich ist eine Kassenrechnung ausreichend. Periodisierungsregelungen, wie Absetzungen für Abnutzungen (Abschreibungen), Rechnungsabgrenzungsposten oder Rückstellungen, bedarf es nicht.
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Das deutsche Einkommensteuergesetz orientiert sich bei der Abgrenzung des Einkommensbegriffs nicht an einer einheitlichen Leitlinie. Die Umschreibung der steuerpflichtigen Einkünfte beruht nicht auf einer bestimmten, im Gesetz oder in den Gesetzesbegründungen vorgegebenen Einkommenstheorie. Die sachliche Steuerpflicht wird vielmehr pragmatisch bestimmt: Steuerobjekt der Einkommensteuer bildet die Summe der Einkünfte aus sieben speziell definierten Einkunftsarten.
Die sieben Einkunftsarten sind (§ 2 Abs. 1 EStG):
	–
	Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

	–
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb

	–
	Einkünfte aus selbständiger Arbeit

	–
	Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit

	–
	Einkünfte aus Kapitalvermögen

	–
	Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

	–
	sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG.
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Die Abgrenzung, welche Einnahmen innerhalb einer Einkunftsart steuerlich erfasst werden, folgt gleichfalls keiner einheitlichen Theorie. Aus historischer Sicht kann in einer groben Vereinfachung formuliert werden, dass das Einkommensteuergesetz zunächst der Quellentheorie (so das Preußische EStG von 1891) und anschließend der Reinvermögensänderungstheorie (so das EStG von 1920) folgte. Beide Prinzipien wurden jedoch zu keiner Zeit in reiner Form angewandt. Die anfängliche Entscheidung für die Quellentheorie wurde mit der teilweisen Besteuerung von Veräußerungsgewinnen durchbrochen. In den Zeiten, in denen konzeptionell auf die Reinvermögensänderungstheorie abgestellt wurde, beschränkte sich der Umfang der Besteuerung bei mehreren Einkunftsarten auf die laufenden Zuflüsse.
Seit 1925 kennt das Einkommensteuergesetz prinzipiell ein Nebeneinander von zwei Einkommensbegriffen (§ 2 Abs. 2 EStG):
	–
	Gewinneinkunftsarten (Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit) werden in Anlehnung an die Reinvermögensänderungstheorie besteuert.

	–
	Bei den Überschusseinkunftsarten (Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen, aus Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG) orientiert sich die Abgrenzung der sachlichen Steuerpflicht eher an der Quellentheorie.


Bei Gewinneinkunftsarten entspricht die Einkunftsermittlung in Anlehnung an die Reinvermögensänderungstheorie dem Ziel der Einkommensteuer. Die positive Beurteilung gilt auch bei deren Konkretisierung. Die Einkunftsermittlung auf der Grundlage eines Einzelvermögensvergleichs (Instrument: Steuerbilanz) ist deshalb vom Ansatz her gerechtfertigt, da die anderen Unterformen der Reinvermögensänderungstheorie aufgrund ihrer Zukunftsbezogenheit nicht mit dem Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit und Tatbestandsbestimmtheit vereinbar sind (Gesamtvermögensvergleich) bzw sich eher in ein konsumorientiertes Besteuerungssystem einordnen lassen (Kassenvermögensvergleich: Cash-Flow-Steuer).
Das Ziel der Einkommensteuer – Besteuerung des durch Markttransaktionen erwirtschafteten Vermögenszuwachses – lässt sich nur erreichen, wenn das am Markt erzielte Einkommen vollständig erfasst wird. Diese Anforderung wird erfüllt, wenn in die steuerpflichtige Bemessungsgrundlage sämtliche Vermögensänderungen eingehen. Für eine Trennung in regelmäßig fließende Einkünfte (die besteuert werden) und in aperiodische Vermögensänderungen sowie Veräußerungsgewinne (die nicht besteuert werden) lässt sich keine ökonomische Begründung anführen. Die bei Überschusseinkunftsarten geltende Quellentheorie ist abzulehnen, weil bei ihr die ertragsteuerliche Bemessungsgrundlage davon abhängt, aus welchen Komponenten sich das Markteinkommen zusammensetzt.
Bei der Beurteilung der in § 2 Abs. 2 EStG enthaltenen Zweiteilung in Gewinneinkunftsarten und Überschusseinkunftsarten ist allerdings zu berücksichtigen, dass bei Aktivitäten, die einer der Überschusseinkunftsarten zugerechnet werden, in immer größerem Umfang Veräußerungsgewinne und andere aperiodische Vermögensmehrungen besteuert werden. Hervorzuheben sind drei Vorschriften:
	–
	Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören nach § 20 Abs. 2 EStG auch Gewinne aus der Veräußerung von Kapitalanlagen, obwohl es sich bei dieser Einkunftsart um eine Überschusseinkunftsart handelt. Die generelle Steuerpflicht für Gewinne aus der Veräußerung von privaten Kapitalanlagen wurde zusammen mit der Einführung der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge im Jahr 2009 kodifiziert.

	–
	Ist eine natürliche Person an einer Kapitalgesellschaft zu mindestens 1% beteiligt, sind Veräußerungsgewinne auch dann als Einkünfte aus Gewerbebetrieb steuerpflichtig, wenn die Anteile zum Privatvermögen gehören (§ 17 EStG). Die Beteiligungsgrenze, ab der Veräußerungsgewinne von Anteilen an Kapitalgesellschaften, die dem Privatvermögen einer natürlichen Person zugerechnet werden, steuerpflichtig sind, wurde im Zeitablauf von 25% über 10% auf 1% gesenkt.

	–
	Bei Wirtschaftsgütern des Privatvermögens, die keine Kapitalanlagen sind, werden Veräußerungsgewinne dann erfasst, wenn zwischen Erwerb und Verkauf nicht mehr als zehn Jahre (Grundstücke) bzw ein Jahr (andere Wirtschaftsgüter) liegen (privates Veräußerungsgeschäft nach § 23 iVm § 22 Nr 2 EStG). Diese Haltefrist betrug in früheren Jahren nur zwei Jahre bzw sechs Monate.


Aufgrund der Einführung einer generellen Besteuerung von Veräußerungsgewinnen bei Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 2 EStG sowie der Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Sonderregelungen in § 17 EStG und § 23 EStG hat die Unterscheidung zwischen Gewinn- und Überschusseinkunftsarten insoweit an Bedeutung verloren. Die in § 2 Abs. 2 EStG vorgenommene Zweiteilung wirkt sich in der praktischen Anwendung häufig nicht mehr aus. Bei Wirtschaftsgütern, die im Rahmen einer Überschusseinkunftsart eingesetzt werden, und bei Wirtschaftsgütern, die ohne Einkunftserzielungsabsicht genutzt werden, sind Veräußerungsgewinne nur dann nicht steuerbar, wenn es sich weder um private Kapitalanlagen handelt noch die Voraussetzungen des § 17 EStG (Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften bei einer Beteiligung von mindestens 1%) noch die Voraussetzungen des § 23 EStG (privates Veräußerungsgeschäft) erfüllt sind. Die Zweiteilung in Gewinn- und Überschusseinkunftsarten besteht zwar noch nach dem Wortlaut des § 2 Abs. 2 EStG. Man könnte allerdings auch davon sprechen, dass nach dem geltenden Einkommensteuerrecht Veräußerungsgewinne generell besteuert werden: bei Gewinneinkunftsarten durch den in § 2 Abs. 2 EStG enthaltenen Einkommensbegriff „Gewinn“ und bei Wirtschaftsgütern, die im Rahmen einer Überschusseinkunftsart eingesetzt oder die ohne Einkunftserzielungsabsicht genutzt werden, aufgrund der in § 20 Abs. 2, § 17 und § 23 EStG vorgenommenen Erweiterung der steuerbaren Einkünfte auf Veräußerungsgewinne.






2. Einkunftserzielungsabsicht als Voraussetzung der Steuerbarkeit
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Einem Steuerpflichtigen werden nur dann steuerpflichtige Einkünfte zugerechnet, wenn er seine Tätigkeit mit der Absicht ausübt, auf Dauer eine Mehrung des Vermögens, dh einen Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben, zu erzielen (Einkunftserzielungsabsicht). Liegt Einkunftserzielungsabsicht vor, erhöhen Einnahmen die einkommensteuerliche Bemessungsgrundlage und können Ausgaben, die im wirtschaftlichen Zusammenhang mit den steuerpflichtigen Einnahmen stehen, abgezogen werden (Nettoprinzip).
Wird die Einkunftserzielungsabsicht verneint, ist die entsprechende Betätigung einkommensteuerlich irrelevant. Bei diesen Tätigkeiten wirken sich weder die Einnahmen noch die Ausgaben steuerlich aus. Derartige Aktivitäten werden der (konsumtiven) Einkommensverwendung zugerechnet, nicht der Einkommenserzielung.
Diese Grundaussagen ergeben sich aus der Zielsetzung der Einkommensteuer. Der mit ihr verfolgte Fiskalzweck kann nur erreicht werden, wenn positive Einkünfte vorliegen. Bei auf Dauer negativen Einkünften könnte der Staat mit der Einkommensteuer keine Einnahmen erzielen.
Einkunftserzielungsabsicht setzt bei jeder der sieben Einkunftsarten eine auf wirtschaftliche Vermögensmehrung gerichtete Tätigkeit voraus. Dieses für die Einkommensbesteuerung notwendige Merkmal wird beispielsweise danach beurteilt, ob ein Betrieb nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen geführt wird und nach seiner Wesensart und nach der Art seiner Bewirtschaftung auf Dauer gesehen nachhaltig mit Gewinnen arbeiten kann.[9]
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Wird die Tätigkeit aus privater Veranlassung ausgeübt, dh als Hobby oder ohne die Absicht, zumindest langfristig positive Einkünfte zu erzielen, wird von Liebhaberei gesprochen. Der steuerrechtliche Begriff „Liebhaberei“ umfasst zwei Merkmale: langjährige Verlusterzielung (objektives Kriterium) und Ausübung einer Tätigkeit aus persönlicher Neigung (subjektives Kriterium).
Zu den nicht steuerbaren Tätigkeiten gehören typischerweise das Halten einer Segeljacht, eines Flugzeugs oder eines Reitpferds. Dies gilt auch dann, wenn bei diesen Tätigkeiten in geringem Umfang Einnahmen erzielt werden, wie zB durch die entgeltliche Überlassung für kurze Zeit. Einkunftserzielungsabsicht besteht nur, wenn zumindest langfristig angestrebt wird, dass die Einnahmen die Ausgaben übersteigen. Dies ist in den genannten (idealtypischen) Beispielen üblicherweise nicht der Fall. Mit der Prüfung der Einkunftserzielungsabsicht soll vermieden werden, dass Kosten der privaten Lebensführung entgegen dem Ziel der Einkommensbesteuerung die steuerliche Bemessungsgrundlage mindern.
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Die Einkunftserzielungsabsicht wird an der Absicht gemessen, Überschüsse der Einnahmen über die Ausgaben erzielen zu wollen. Ob tatsächlich eine Vermögensmehrung eintritt, ist grundsätzlich unerheblich.
Die Entscheidung, ob ein Überschuss entsteht, wird in einer Gesamtbetrachtung getroffen. Abzustellen ist auf den gesamten Zeitraum, in dem eine Tätigkeit ausgeübt wird. Werden in einzelnen Perioden Verluste ausgewiesen, ist dies unbeachtlich, sofern insgesamt ein Vermögenszuwachs erwirtschaftet wird. Es ist ausreichend, wenn die Einnahmen die Ausgaben in geringem Umfang übersteigen.
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Zur Beurteilung der Einkunftserzielungsabsicht ist eine Prognose der zukünftigen Einnahmen und Ausgaben erforderlich. Insbesondere dann, wenn zu Beginn der Tätigkeit über mehrere Jahre Verluste ausgewiesen werden, bestehen zwischen den Steuerpflichtigen und den Finanzbehörden häufig Meinungsverschiedenheiten, ob und in welchem Zeitraum die Anlaufverluste in der Zukunft (voraussichtlich) durch Vermögensmehrungen kompensiert werden.
Die Finanzverwaltung beurteilt die Einkunftserzielungsabsicht danach, ob langfristig positive steuerpflichtige Einkünfte anfallen. Die für das deutsche Einkommensteuerrecht charakteristische Trennung in Gewinn- und Überschusseinkunftsarten hat deshalb nicht nur Einfluss auf die Höhe der bei den einzelnen Einkunftsarten zu versteuernden Einkünfte, sondern auch auf die Prüfung, ob überhaupt steuerpflichtige Einkünfte anfallen. Aus systematischer Sicht ist allerdings ein Abstellen auf eine betriebswirtschaftliche Einkommensdefinition einer juristischen Abgrenzung des Umfangs der Einkünfte vorzuziehen.
Steuerersparnisse aus einer eventuellen Verlustverrechnung werden nicht als Einnahmen gewertet. Sie bleiben bei der Beurteilung der Einkunftserzielungsabsicht unberücksichtigt (§ 15 Abs. 2 S. 2 EStG).

Die Prüfung, ob eine Einkunftserzielungsabsicht vorliegt, bereitet in vielen Fällen erhebliche Schwierigkeiten. Diese Probleme würden entfallen, wenn man Einnahmen generell als steuerpflichtig betrachten würde und die Ausgaben, die der konsumtiven Einkommensverwendung zuzurechnen sind, nicht zum Abzug zulassen würde, dh wenn man sie als nichtabziehbare Betriebsausgaben bzw nichtabziehbare Werbungskosten behandeln würde.[10]








II. Einkunftsarten



1. Bedeutung der richtigen Zuordnung der Einkünfte
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Obwohl die sieben Einkunftsarten zur Summe der Einkünfte zusammengefasst werden, ist die Zuordnung zu einer bestimmten Einkunftsart von erheblicher Bedeutung. Die Abgrenzung der Einkunftsarten untereinander wirkt sich auf zehn Ebenen aus:
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(a) Ein wirtschaftlicher Sachverhalt ist nur dann einkommensteuerlich relevant, wenn er die Kriterien einer der sieben Einkunftsarten erfüllt. Die Definition der Einkunftsarten entscheidet darüber, was Gegenstand der Besteuerung ist. Ist keines der gesetzlich formulierten Merkmale erfüllt, liegen keine steuerbaren Einkünfte vor. Beispielsweise sind Lotteriegewinne, Gewinne aus privaten Spielen und Wetten, Gewinne aus der Teilnahme an einem Preisausschreiben, Erbschaften, Finderlohn sowie Belohnungen für Hinweise zur Ergreifung eines Straftäters nicht einkommensteuerbar. Die Haushaltsproduktion (produktive Tätigkeiten, für die kein Entgelt bezahlt wird, wie Kochen, Waschen und Heimwerken, soweit sie vom Steuerpflichtigen selbst ausgeübt werden) wird von dem Einkommensbegriff des EStG gleichfalls nicht erfasst.
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(b) Die Unterscheidung zwischen Gewinn- und Überschusseinkunftsarten bestimmt die Art der Ermittlung der Einkünfte. Bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, Einkünften aus Gewerbebetrieb und Einkünften aus selbständiger Arbeit ist der Besteuerungstatbestand umfassend definiert. In die Bemessungsgrundlage gehen sowohl laufende Einkünfte als auch Wertsteigerungen und –verluste des zur Einkunftserzielung eingesetzten Vermögens ein (Gewinneinkunftsarten: Reinvermögensänderungstheorie). Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, Einkünften aus Kapitalvermögen, Einkünften aus Vermietung und Verpachtung sowie sonstigen Einkünften iSd § 22 EStG beeinflussen grundsätzlich nur die periodisch anfallenden Vorgänge die Höhe der Einkünfte. Die Entwicklung des Werts des Vermögens ist vom Ansatz steuerlich irrelevant (Überschusseinkunftsarten: Quellentheorie). Aufgrund der Einführung einer generellen Besteuerung von Veräußerungsgewinnen bei Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 2 EStG (private Kapitalanlagen) sowie der Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Sonderregelungen in § 17 EStG (Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften bei einer Beteiligung von mindestens 1%) und § 23 EStG (private Veräußerungsgeschäfte) hat sich jedoch insoweit die Besteuerung von Überschusseinkunftsarten an die von Gewinneinkunftsarten angenähert: Bei Gewinneinkunftsarten werden Veräußerungsgewinne aufgrund des in § 2 Abs. 2 EStG enthaltenen Einkommensbegriffs generell besteuert. Bei Wirtschaftsgütern, die im Rahmen einer Überschusseinkunftsart eingesetzt oder die ohne Einkunftserzielungsabsicht genutzt werden, sind Veräußerungsgewinne aufgrund der in § 20 Abs. 2, § 17 und § 23 EStG enthaltenen Regelungen steuerbar.
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(c) Bei der Prüfung, ob eine Einkunftserzielungsabsicht vorliegt, wird auf die steuerpflichtigen Einkünfte abgestellt. Da der Besteuerungsumfang für die einzelnen Einkunftsarten in unterschiedlicher Form abgegrenzt wird (insbesondere bei der Erfassung von Veräußerungsgewinnen), hängt von der Zuordnung einer Tätigkeit zu einer bestimmten Einkunftsart auch ab, ob eine Tätigkeit steuerbar ist (Einkunftserzielungsabsicht wird bejaht) oder eine nicht steuerbare Liebhaberei (Einkunftserzielungsabsicht wird verneint) angenommen wird. Sind Veräußerungsgewinne (Veräußerungsverluste) zu erwarten, kann die Einkunftserzielungsabsicht bei Gewinneinkünften tendenziell eher (weniger) angenommen werden als bei Überschusseinkunftsarten.
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(d) Bei Einkünften aus Kapitalvermögen gilt ein Sondersteuersatz, der mit 25% deutlich unter dem Spitzensteuersatz der Einkommensteuer von 45% liegt (Abgeltungsteuer nach § 32d EStG).
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(e) Zahlreiche steuerliche Begünstigungen können nur in Anspruch genommen werden, wenn eine bestimmte Einkunftsart vorliegt. Beispiele sind der Freibetrag für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 Abs. 3 EStG), der Freibetrag für Versorgungsbezüge (§ 19 Abs. 2 EStG), der Sparer-Pauschbetrag bei den Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 20 Abs. 9 EStG), die Freigrenze für Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften (§ 23 Abs. 3 S. 5 EStG), der Arbeitnehmer-Pauschbetrag bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 9a S. 1 Nr 1 Buchst. a EStG), der Werbungskosten-Pauschbetrag für Versorgungsbezüge (§ 9a S. 1 Nr 1 Buchst. b EStG), der Werbungskosten-Pauschbetrag bei bestimmten sonstigen Einkünften iSd § 22 EStG (§ 9a S. 1 Nr 3 EStG) sowie die Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne bei Gewinneinkunftsarten (§ 34a EStG), die Steuerermäßigung für Einkünfte aus Gewerbebetrieb zum Ausgleich für die zusätzliche Belastung der gewerblichen Einkünfte mit Gewerbesteuer (§ 35 EStG) und der ermäßigte Steuersatz für die in § 34 und § 34b EStG definierten außerordentlichen Einkünfte (zB Gewinn aus der Veräußerung eines gewerblichen Einzelunternehmens oder des Anteils an einer gewerblich tätigen Personengesellschaft).
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(f) Die Zuordnung zu einer Einkunftsart bestimmt den Besteuerungszeitpunkt. Beispielsweise gelten bei buchführungspflichtigen Gewerbetreibenden die handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, sodass sich die zeitliche Erfassung der Betriebseinnahmen und -ausgaben nach dem Realisations- und Imparitätsprinzip richtet (§ 5 Abs. 1 EStG: Gewinnermittlung als Differenz zwischen Erträgen und Aufwendungen auf der Grundlage einer Steuerbilanz). Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG und der Überschussrechnung nach § 8 und § 9 EStG gilt das Zufluss- und Abflussprinzip, wonach sich der Besteuerungszeitpunkt prinzipiell an Zahlungsvorgängen (Ein- und Auszahlungen) orientiert (§ 11 EStG).
Darüber hinaus hängt der Gewinnermittlungszeitraum in Teilbereichen von der Einkunftsart ab (§ 4a EStG).
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(g) Für den Ausgleich von negativen mit positiven Einkünften bestehen mehrere Beschränkungen, die bei den verschiedenen Einkunftsarten geregelt und jeweils unterschiedlich ausgestaltet sind. Beispiele hierfür sind § 2a, § 15 Abs. 4, § 15a, § 15b, § 17 Abs. 2 S. 6, § 20 Abs. 6, 7, 9, § 22 Nr 3 S. 3–4 und § 23 Abs. 3 S. 7–8 EStG.
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(h) Die Einkunftsart bestimmt die Art der Steuererhebung. Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit kommt das Lohnsteuerabzugsverfahren zur Anwendung. Bei bestimmten Kapitalerträgen wird Kapitalertragsteuer erhoben.
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(i) Zum Teil übernehmen andere Steuerarten die bei den einzelnen Einkunftsarten vorgenommenen einkommensteuerlichen Wertungen oder die einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlagen.

Beispiele:
Die Entscheidung, ob Einkünfte aus einem Einzelunternehmen auf Ebene des Inhabers als Einkünfte aus Gewerbebetrieb qualifiziert oder den Einkünften aus selbständiger Arbeit zugerechnet werden, ist auch für die Gewerbesteuer bedeutsam. Liegt einkommensteuerlich ein Gewerbebetrieb vor, gilt dies auch für die Gewerbesteuer (§ 2 Abs. 1 S. 2 GewStG).
Das einem gewerblichen Einzelunternehmen oder einer freiberuflichen Tätigkeit dienende Vermögen wird für die Erbschaft- und Schenkungsteuer der Vermögensart „Betriebsvermögen“ zugerechnet (§ 12 Abs. 5 ErbStG iVm § 95 Abs. 1, § 96 BewG).
Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer – den Gewerbeertrag – bilden die für die Einkommensteuer festgestellten Einkünfte aus Gewerbebetrieb die Ausgangsgröße (§ 7 S. 1 GewStG).
Die einkommensteuerliche Zuordnung einer Tätigkeit zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit bedeutet gleichzeitig, dass regelmäßig die umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft verneint wird (§ 2 Abs. 2 Nr 1 UStG, Abschnitt 2.2 UStAE).
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(j) Da nach § 49 Abs. 1 EStG der Inlandsbezug bei den einzelnen Einkunftsarten in unterschiedlicher Weise abgegrenzt wird, entscheidet die Zuordnung zu einer bestimmten Einkunftsart mit darüber, ob Steuerausländer im Inland beschränkt steuerpflichtig werden.
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Die erhebliche Bedeutung, die von der Zuordnung zu einer der sieben Einkunftsarten ausgeht, zeigt, dass das Ziel der Einkommensteuer, jede wirtschaftliche Tätigkeit in gleicher Weise zu besteuern (synthetische Einkommensteuer) weit verfehlt wird. Die Unterschiede haben in den letzten Jahren sogar noch zugenommen. Das deutsche Einkommensteuergesetz nähert sich immer mehr der Besteuerung von im Einzelnen definierten Einkommensteilen (Schedulensteuer). Besonders deutlich ist dies bei der Abgeltungsteuer, durch die für Einkünfte aus Kapitalvermögen eine Sonderkategorie mit eigenständigen Besteuerungsregeln geschaffen wird, die sowohl für die Erfassung von Einnahmen (Sondersteuersatz von 25%) als auch für die Berücksichtigung von Ausgaben (kein Abzug von Werbungskosten) besondere Regelungen vorsehen. Diese Schedualisierung der Einkommensteuer führt auch dazu, dass Einkünfte aus Kapitalvermögen nicht in den Verlustausgleich zwischen den Einkunftsarten einbezogen werden.
Im Jahr 2014 betrug die Summe der Einkünfte im Durchschnitt 39 077 €. Die durchschnittlichen Einkünfte bei den einzelnen Einkunftsarten unterscheiden sich erheblich:[11]
	–
	Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft
	16 010 €

	–
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb
	26 671 €

	–
	Einkünfte aus selbständiger Arbeit
	37 982 €

	–
	Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
	34 467 €

	–
	Einkünfte aus Kapitalvermögen[12]
	5 313 €

	–
	Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
	5 007 €

	–
	sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG
	9 307 €








2. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft



a) Arten der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
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Land- und Forstwirtschaft ist die planmäßige Nutzung der natürlichen Kräfte des Bodens zur Erzeugung und Verwertung von Pflanzen und Tieren (Urproduktion, Bodenbewirtschaftung).
Das Einkommensteuergesetz nennt im Einzelnen:
	–
	Betriebe des Pflanzenbaus, wie Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, Obstbau, Gemüsebau, Baumschulen (§ 13 Abs. 1 Nr 1 S. 1 EStG)

	–
	Tierzucht und Tierhaltung innerhalb bestimmter Grenzen (§ 13 Abs. 1 Nr 1 S. 2 EStG)

	–
	die sonstigen in § 13 Abs. 1 Nr 2–4 EStG iVm § 62 BewG genannten Betriebe, wie Binnenfischerei, Imkerei, Wanderschäferei, Jagd und Forstgenossenschaften

	–
	Einkünfte aus landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung von Genossenschaften, von Personengesellschaften oder von Vereinen, bei denen alle Gesellschafter oder Mitglieder land- und forstwirtschaftlich tätig sind (§ 13b EStG).








b) Arten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft
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Zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören nach § 13 Abs. 1, 2 und § 14 EStG:
	–
	Einkünfte aus der eigentlichen land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit.

	–
	Einnahmen, die im Zusammenhang mit dem land- und forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb stehen. Hierzu zählen Nebenleistungen (zB Fuhrleistungen) oder Einnahmen aus der Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs.

	–
	Einkünfte aus einem land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb. In Nebenbetrieben werden die Produkte des Hauptbetriebs be- oder verarbeitet. Nebenbetriebe sind unselbständig und dazu bestimmt, dem Hauptbetrieb zu dienen (Beispiele: Molkerei, Käserei).

	–
	die Produktionsaufgaberente nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit.

	–
	Einkünfte aus der Veräußerung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs, Teilbetriebs oder eines Anteils an einem land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen.



Veräußerungsgewinne werden nur insoweit erfasst, als sie die in § 14 EStG genannten Grenzen übersteigen. Der steuerpflichtige Teil des Veräußerungsgewinns unterliegt einem ermäßigten Steuersatz (§ 34 EStG). Für bestimmte außerordentliche Einkünfte aus Forstwirtschaft kennt § 34b EStG eine weitere Sonderregelung.







c) Abgrenzung gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb
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Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft gehen als spezielle Einkunftsart den Einkünften aus Gewerbebetrieb vor (§ 15 Abs. 2 EStG). Abgrenzungsschwierigkeiten entstehen insbesondere dann, wenn sich die Tätigkeit nicht auf die Verwertung von selbst erstellten Erzeugnissen beschränkt, sondern in nicht unerheblichem Umfang zugekaufte Produkte veräußert oder weitere Dienstleistungen erbracht werden. Ob eine land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit vorliegt, ist jeweils nach dem Gesamtbild der Verhältnisse zu entscheiden. Liegen teils gewerbliche und teils land- und forstwirtschaftliche Tätigkeiten vor, sind die Tätigkeiten zu trennen, wenn dies nach der Verkehrsauffassung möglich ist. Sind die verschiedenen Tätigkeiten derart miteinander verflochten, dass sie sich unlösbar gegenseitig bedingen, liegt eine einheitliche Tätigkeit vor. Eine solche einheitliche Tätigkeit ist in Abhängigkeit davon einzuordnen, ob das land- und forstwirtschaftliche oder das gewerbliche Element überwiegt (R 15.5 Abs. 1 EStR).






d) Besonderheiten bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft
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Sofern die Summe der Einkünfte 30 700 € (bei zusammenveranlagten Ehegatten 61 400 €) nicht übersteigt, wird für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft ein Freibetrag von 900 € (1 800 € für zusammenveranlagte Ehegatten) gewährt. Dieser Freibetrag wird nicht – wie es seiner systematischen Stellung entsprechen würde – bei Ermittlung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft abgezogen, sondern erst bei Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte (§ 13 Abs. 3 EStG).
Um natur- und damit sektoralbedingte Gewinnschwankungen auszugleichen, wird auf Antrag die Einkommensteuer aus den durchschnittlichen Einkünften von drei Jahren errechnet. Wenn diese Einkommensteuer niedriger ist als bei einem Ansatz der jeweils erzielten Einkünfte, wird eine Tarifermäßigung gewährt, um diese Differenz auszugleichen (Tarifglättung, § 32c EStG).
Für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, die der Steuerpflichtige nicht aus einem Betrieb entnimmt, wird auf Antrag ein besonderer Steuersatz von 28,25% angewandt (Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne nach § 34a EStG). Voraussetzung ist, dass die Einkünfte durch einen Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG (Steuerbilanz) ermittelt werden. Werden die zunächst thesaurierten Gewinne in späteren Jahren entnommen, erfolgt eine Nachversteuerung in Höhe von 25% der Entnahme.[13]







3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb



a) Arten und Merkmale eines Gewerbebetriebs
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Einkünfte aus Gewerbebetrieb setzen grundsätzlich das Vorhandensein eines Gewerbebetriebs voraus. Zu unterscheiden ist zwischen Gewerbebetrieben kraft gewerblicher Betätigung (§ 15 Abs. 2, Abs. 3 Nr 1 EStG) und Gewerbebetrieben kraft gewerblicher Prägung (§ 15 Abs. 3 Nr 2 EStG).
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(1) Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung: Ein Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung liegt vor, wenn eine selbständige nachhaltige Betätigung mit der Absicht unternommen wird, Gewinn zu erzielen, und sich diese Betätigung als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt. Die Gewerbebetriebseigenschaft erfordert ferner, dass die Tätigkeit weder als Ausübung von Land- und Forstwirtschaft noch als selbständige Arbeit iSd § 18 EStG angesehen wird (§ 15 Abs. 2 EStG).
Nach der Definition des § 15 Abs. 2 EStG umfasst der Begriff Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung sieben Merkmale: vier Positivmerkmale und drei Negativmerkmale.[14]
Die vier Positivmerkmale eines Gewerbebetriebs lauten:
	–
	Selbständigkeit. Die Tätigkeit muss auf eigene Rechnung und Gefahr (Unternehmerrisiko) sowie auf eigene Verantwortung (Unternehmerinitiative) ausgeübt werden. Ein Gewerbetreibender ist nicht weisungsgebunden, dh seine Tätigkeit beruht auf seiner Initiative und geht auf seinen Willen zurück. Er trägt das Erfolgsrisiko, insbesondere das Vergütungsrisiko. Eine selbständige Tätigkeit ist von der Tätigkeit eines Arbeitnehmers abzugrenzen, der kein unternehmerisches Risiko trägt und der gegenüber seinem Arbeitgeber weisungsgebunden ist.

	–
	Nachhaltigkeit. Die Betätigung muss auf die Begründung einer ständigen Erwerbsquelle angelegt sein. Dieses Kriterium ist unstrittig erfüllt, wenn die Tätigkeit regelmäßig und über einen längeren Zeitraum ausgeübt wird. Da eine Wiederholungsabsicht ausreicht, wird aber bereits eine einmalige Handlung als nachhaltig eingestuft, wenn die Absicht besteht, diese zu wiederholen und daraus eine ständige Erwerbsquelle zu machen.

	–
	Gewinnerzielungsabsicht. Entsprechend der allgemein für eine einkommensteuerlich relevante Betätigung erforderlichen Einkunftserzielungsabsicht muss der Steuerpflichtige das Ziel verfolgen, eine positive Differenz zwischen Erträgen und Aufwendungen zu erwirtschaften. Der Steuerpflichtige muss die Absicht haben, sein Betriebsvermögen zu mehren. Betrachtet wird das Gesamtergebnis von der Gründung bis zur Veräußerung oder Aufgabe des Betriebs („Totalgewinn“). Das Streben nach Erzielung von Steuerersparnissen reicht nicht aus. Die Gewinnerzielungsabsicht muss nicht im Mittelpunkt stehen, sie kann auch Nebenzweck sein.

	–
	Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr. Die betrieblichen Leistungen müssen der Allgemeinheit gegen Entgelt angeboten werden. Ob der Kundenkreis tatsächlich groß oder eng begrenzt ist, ist ohne Bedeutung. Entscheidend ist, ob die zu beurteilende Tätigkeit nach Art und Umfang dem Bild einer unternehmerischen Marktteilnahme entspricht. Eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr liegt auch dann vor, wenn die Leistungen an nur einen einzigen Abnehmer oder nur gegenüber Angehörigen erbracht werden.


Weiterhin wird ein Gewerbebetrieb durch drei Negativmerkmale abgegrenzt:
	–
	Es darf sich nicht um eine land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit handeln. Bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft sind die vier Positivmerkmale eines Gewerbebetriebs gleichfalls erfüllt. Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft gehen jedoch den Einkünften aus Gewerbebetrieb als lex specialis vor.

	–
	Es darf keine Ausübung eines freien Berufs oder einer sonstigen selbständigen Tätigkeit iSd § 18 EStG vorliegen. Die Zuordnung zu den Einkünften aus selbständiger Arbeit geht gleichfalls einer Zuordnung zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb vor.

	–
	Die Tätigkeit muss den Rahmen einer Vermögensverwaltung überschreiten. Diese Voraussetzung ist zwar in § 15 Abs. 2 EStG nicht aufgeführt. Sie wird jedoch aus der Definition des „wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs“ in § 14 AO abgeleitet. Da Gewerbebetriebe eine Unterform des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs bilden und für das Vorliegen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs erforderlich ist, dass die Tätigkeit über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht, stellt das reine Verwalten des eigenen Vermögens keine gewerbliche Betätigung dar. Vermögensverwaltung liegt vor, wenn sich die Tätigkeit als Nutzung von Vermögen im Sinne einer Fruchtziehung aus zu erhaltenden Substanzwerten darstellt, wie beispielsweise die verzinsliche Anlage von Kapital, die Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen oder das Halten von Wertpapieren. Ein Gewerbebetrieb liegt vor, wenn die Ausnutzung von Substanzwertsteigerungen durch Umschichtung (zB An- und Verkauf von Grundstücken) in den Vordergrund tritt. Dagegen handelt es sich um Vermögensverwaltung, wenn die Vermögensumschichtung nur dazu dient, das vorhandene Vermögen besser zu nutzen, m.a.W. um zukünftig höhere Erträge erzielen zu können. Das Abgrenzungsmerkmal bildet die Art der Tätigkeit, nicht die Höhe der Einkünfte oder der Umfang des verwalteten Vermögens.
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Eine Personengesellschaft erzielt Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wenn sie gewerblich tätig ist (gewerblich tätige Personengesellschaft, § 15 Abs. 3 Nr 1 EStG).[15] Bei der Prüfung, ob bei einer Personengesellschaft ein Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung vorliegt, ist auf die Tätigkeit der Personengesellschaft abzustellen, wie sie sich in der gemeinschaftlichen Betätigung ihrer Gesellschafter darstellt. Obwohl die Personengesellschaft selbst nicht einkommensteuerpflichtig ist, wird sie insoweit als Steuerrechtssubjekt behandelt, als sie in der Einheit ihrer Gesellschafter die Merkmale eines Besteuerungstatbestands verwirklicht, der für die Besteuerung ihrer Gesellschafter relevant ist.[16] Damit den Gesellschaftern Einkünfte aus Gewerbebetrieb zugerechnet werden können, ist es also erforderlich, dass die Personengesellschaft als solche einen Gewerbebetrieb führt (Personengesellschaft übt auch eine gewerbliche Tätigkeit aus).
Erfüllt eine Personengesellschaft nur in Teilbereichen die Merkmale eines Gewerbebetriebs kraft gewerblicher Betätigung, werden dennoch auch die Einkünfte aus solchen Tätigkeiten, die für sich betrachtet die Kriterien einer gewerblichen Betätigung nicht erfüllen und deshalb prinzipiell einer anderen Einkunftsart zuordenbar wären, als gewerbliche Einkünfte behandelt. Aufgrund dieser Umqualifizierung gilt die Personengesellschaft mit ihrer gesamten Tätigkeit als gewerblich tätig. Dies gilt unabhängig davon, ob aus der gewerblichen Tätigkeit Gewinne oder Verluste entstehen.
Die Infektionstheorie (Abfärbetheorie) führt zu einer Ungleichbehandlung von Gesellschaftern einer Personengesellschaft gegenüber Einzelunternehmern. Bei einem Einzelunternehmer werden nämlich die einzelnen Tätigkeiten der jeweiligen Einkunftsart zugerechnet. Das Bundesverfassungsgericht sieht die typisierende Regelung in § 15 Abs. 3 Nr 1 EStG unter dem Gesichtspunkt der Praktikabilität der Einkünftezuordnung als mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar an.[17]
Die einheitliche Zuordnung der Einkünfte einer gemischt tätigen Personengesellschaft zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb unterbleibt nur dann, wenn die gewerbliche Tätigkeit gegenüber den nicht gewerblichen Aktivitäten lediglich einen äußerst geringen Anteil ausmacht. Ein äußert geringfügiger Anteil wird angenommen, wenn die gewerblichen Nettoumsätze weniger als 3% der Gesamtnettoumsätze und gleichzeitig weniger als 24 500 € betragen.[18]

Beispiel: 
Eine Personengesellschaft vermietet Grundstücke. Die Mieteinnahmen gelten prinzipiell auch dann als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, wenn der Grundbesitz sehr umfangreich ist. Unterhält die Personengesellschaft auf einem ihrer Grundstücke einen Zeitungskiosk, zählen allerdings sämtliche Einkünfte zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb, sofern die in dem Zeitungskiosk ausgeübte gewerbliche Tätigkeit nicht von untergeordneter Bedeutung ist. Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören in diesem Fall nicht nur die Einnahmen aus dem Zeitungsverkauf, sondern aufgrund der Infektionstheorie auch die Mieteinnahmen.

Die Infektionstheorie kommt auch dann zur Anwendung, wenn sich eine vermögensverwaltend tätige Personengesellschaft an einer (anderen) gewerblich tätigen Personengesellschaft beteiligt. Die Beteiligung an einer gewerblich tätigen Personengesellschaft führt zu Einkünften aus Gewerbebetrieb (Personengesellschaft bezieht gewerbliche Einkünfte). Da zumindest teilweise gewerbliche Einkünfte vorliegen, gelten alle Einkünfte der Personengesellschaft als Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Dies gilt unabhängig davon, ob die gewerblichen Einkünfte positiv oder negativ sind.

Beispiel: 
Die AB-GdbR vermietet Grundstücke. Die Mieteinnahmen gelten prinzipiell auch dann als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, wenn der Grundbesitz sehr umfangreich ist. Beteiligt sich die AB-GdbR an der gewerblich tätigen G-OHG, gelten sämtliche Einkünfte der AB-GdbR als Einkünfte aus Gewerbebetrieb, sofern die Beteiligung an der G-OHG nicht von untergeordneter Bedeutung ist. Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören nicht nur die Gewinnanteile aus der Beteiligung an der G-OHG, sondern aufgrund der Infektionstheorie auch die von der AB-GdbR selbst erzielten Mieteinnahmen.
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(2) Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Prägung: Eine Personengesellschaft, die nicht zumindest teilweise eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, ist grundsätzlich nicht als Gewerbebetrieb anzusehen. Eine Ausnahme betrifft Personengesellschaften, bei denen ausschließlich eine oder mehrere Kapitalgesellschaften persönlich haftende Gesellschafter (Komplementäre) sind und nur diese oder Personen, die nicht Gesellschafter sind, zur Geschäftsführung befugt sind (§ 15 Abs. 3 Nr 2 EStG). Sie werden als gewerblich geprägte Personengesellschaften bezeichnet, die auch dann in vollem Umfang als Gewerbebetrieb gelten, wenn sie die Merkmale eines Gewerbebetriebs kraft gewerblicher Betätigung (§ 15 Abs. 2 EStG) nicht erfüllen. Wichtigster Anwendungsfall ist die GmbH & Co. KG.
Weitere Voraussetzung für die Einordnung als Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Prägung ist, dass die Tätigkeit mit Einkunftserzielungsabsicht unternommen wird. Fehlt die Einkunftserzielungsabsicht, liegen keine steuerlich relevanten Einkünfte vor (Liebhaberei).
Die Einordnung einer vermögensverwaltend tätigen Personengesellschaft als Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung lässt sich relativ leicht vermeiden:
	–
	Zumindest einer der Komplementäre ist eine natürliche Person.
Damit sind nicht nur Kapitalgesellschaften persönlich haftende Gesellschafter.

	–
	Die Geschäftsführung wird (auch) einem der Kommanditisten übertragen.
Damit sind nicht ausschließlich persönlich haftende Gesellschafter (die Komplementär-Kapitalgesellschaft) oder Nichtgesellschafter Geschäftsführer.








b) Gewerbliche Einkünfte aus laufender Geschäftstätigkeit
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Nach der Prüfung, welche Tätigkeiten die Kriterien eines Gewerbebetriebs erfüllen, ist zu konkretisieren, bei welchen Personen Einkünfte aus Gewerbebetrieb vorliegen.


97


(1) Einkünfte aus gewerblichen Einzelunternehmen (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr 1 EStG): Sämtliche Einkünfte aus einem gewerblichen Einzelunternehmen sind von seinem Inhaber als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu versteuern (Einheitsprinzip). Gewerbetreibende sind beispielsweise Handwerker, Händler, Fabrikanten, Handelsmakler und Gartenbauunternehmer.
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(2) Einkünfte aus der Beteiligung an einer gewerblichen Personengesellschaft (Mitunternehmerschaft, § 15 Abs. 1 S. 1 Nr 2 EStG): Personengesellschaften sind mangels eigenständiger Rechtsfähigkeit nicht einkommensteuerpflichtig. Steuersubjekte sind ihre Anteilseigner (Transparenzprinzip). Voraussetzungen dafür, dass der Gesellschafter einer Personengesellschaft Einkünfte aus Gewerbebetrieb bezieht, sind:
	–
	Die Personengesellschaft (OHG, KG, GdbR, GmbH & Co. KG, atypische stille Gesellschaft) oder eine damit vergleichbare Personenvereinigung (Bruchteilsgemeinschaft, Erbengemeinschaft) bildet einen Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Betätigung oder einen Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Prägung.

	–
	Der Gesellschafter ist als Mitunternehmer der Personengesellschaft anzusehen. Dies erfordert neben der (zivilrechtlichen) Gesellschafterstellung das „Tragen von Unternehmerrisiko“ (Beteiligung am Erfolg und Misserfolg des Unternehmens, Haftungsrisiken) und das „Entfalten von Unternehmerinitiative“ (Bestimmung der Unternehmenspolitik, Geschäftsführung und Vertretung der Personengesellschaft).[19] 
Der Mitunternehmerbegriff ist ein Typusbegriff, dh ein Mehr an Mitunternehmerrisiko kann ein Weniger an Mitunternehmerinitiative ausgleichen und umgekehrt. Die Mitunternehmerstellung kann sich sowohl aus einer unmittelbaren als auch aus einer mittelbaren Beteiligung ergeben (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr 2 S. 2 EStG).


Die (gewerblichen) Einkünfte eines Mitunternehmers setzen sich aus dem Gewinnanteil und den Sondervergütungen zusammen. Der Gewinnanteil ergibt sich aus dem Gewinn der Personengesellschaft und dem im Gesellschaftsvertrag vereinbarten Gewinnverteilungsschlüssel (1. Stufe der Gewinnermittlung, § 15 Abs. 1 S. 1 Nr 2 S. 1 erster Halbsatz EStG).
Zu den Sondervergütungen gehören Tätigkeitsvergütungen (Dienst-, Beratungsvertrag), Darlehenszinsen (Darlehensvertrag) und Einnahmen aus der Überlassung von beweglichen oder unbeweglichen Wirtschaftsgütern (Miet-, Pachtvertrag), die ein Gesellschafter von seiner Personengesellschaft bezieht (2. Stufe der Gewinnermittlung, § 15 Abs. 1 S. 1 Nr 2 S. 1 zweiter Halbsatz EStG). Sondervergütungen eines Mitunternehmers werden den Einkünften aus Gewerbebetrieb zugeordnet. Der Arbeitslohn, das Beratungsentgelt, die Darlehenszinsen und Mieteinnahmen werden nicht nach den allgemeinen Abgrenzungskriterien bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, aus selbständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen oder aus Vermietung und Verpachtung erfasst.
Die Besteuerung von Personengesellschaften unterscheidet sich also nicht nur hinsichtlich der Steuerpflicht konzeptionell von der Besteuerung von Kapitalgesellschaften, sondern auch bei der Behandlung der Gesellschaft-Gesellschafter-Verträge.
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(3) Einkünfte eines persönlich haftenden Gesellschafters einer KGaA (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr 3 EStG): Die Einkünfte aus Gewerbebetrieb des Komplementärs einer KGaA umfassen wie bei Mitunternehmern einer Personengesellschaft (insbesondere den Komplementären einer KG) die Gewinnanteile aus der KGaA, soweit sie aus der Beteiligung als Vollhafter resultieren, und die von der KGaA bezogenen Sondervergütungen (zB Einnahmen aus Dienst-, Darlehens-, Miet- oder Pachtverträgen).
Die KGaA selbst ist als juristische Person körperschaftsteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Nr 1 KStG). Die Gewinnausschüttungen, die auf die Kommanditaktionäre entfallen, sind im Allgemeinen Einkünfte aus Kapitalvermögen.






c) Gewerbliche Einkünfte aus aperiodischen Geschäftsvorfällen
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Als Einkünfte aus Gewerbebetrieb gelten nicht nur die in jedem Jahr anfallenden (laufenden) Einkünfte aus Gewerbebetrieb, sondern auch die nur unregelmäßig auftretenden Vorgänge der Veräußerung und der Aufgabe eines Gewerbebetriebs (§ 16 EStG) sowie der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften (§ 17 EStG).
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(1) Veräußerung und Aufgabe eines Gewerbebetriebs:[20] Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören nach § 16 Abs. 1 S. 1 EStG Gewinne, die erzielt werden bei:
	–
	Veräußerung eines ganzen Gewerbebetriebs oder eines Teilbetriebs.
Als Teilbetriebsveräußerung gilt auch der Verkauf einer 100%igen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, sofern die Anteile dem Betriebsvermögen zugeordnet werden.[21]

	–
	Veräußerung des gesamten Anteils an einer Personengesellschaft durch einen Mitunternehmer.

	–
	Veräußerung des gesamten Anteils eines persönlich haftenden Gesellschafters einer KGaA.


Der ertragsteuerlich relevante Betriebsveräußerungsgewinn errechnet sich aufgrund einer eigenständigen Gewinnermittlungsvorschrift wie folgt (§ 16 Abs. 2 EStG):


	 
	Veräußerungserlös

	–
	Veräußerungskosten

	–
	Buchwerte der bilanzierten Wirtschaftsgüter

	=
	Betriebsveräußerungsgewinn



Die Aufgabe eines Gewerbebetriebs oder eines Gesellschaftsanteils wird der Veräußerung gleichgestellt (§ 16 Abs. 3 EStG). Für die Ermittlung des Betriebsaufgabegewinns gilt:


	 
	gemeiner Wert der Wirtschaftsgüter

	–
	Betriebsaufgabekosten

	–
	Buchwerte der bilanzierten Wirtschaftsgüter

	=
	Betriebsaufgabegewinn



Betriebsveräußerungsgewinne und Betriebsaufgabegewinne sind grundsätzlich steuerpflichtig. Da gewerbliche Einkünfte zu den Gewinneinkunftsarten gehören, sind Änderungen des Werts der eingesetzten Wirtschaftsgüter steuerlich generell zu erfassen. Die Trennung der außerordentlichen Einkünfte von den laufenden Einkünften bewirkt bei Gewerbetreibenden also keine Ausdehnung des Besteuerungsumfangs. Die Begründung für diese Aufteilung der gewerblichen Einkünfte liegt vielmehr darin, dass für diese aperiodischen Vorgänge drei steuerliche Vergünstigungen gewährt werden:
– Bei Steuerpflichtigen, die älter als 55 Jahre oder im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig sind, wird der Betriebsveräußerungsgewinn bzw Betriebsaufgabegewinn nur steuerpflichtig, soweit er den Freibetrag von 45 000 € übersteigt (§ 16 Abs. 4 EStG). Der Freibetrag wird nur auf Antrag gewährt. Er steht jedem Steuerpflichtigen in seinem Leben nur einmal zu. Der Freibetrag weist Merkmale einer gleitenden Freigrenze auf, da er sich um den Betrag verringert, um den der Veräußerungsgewinn 136 000 € übersteigt.
Bei einem Betriebsveräußerungsgewinn oder -aufgabegewinn von bis zu 136 000 € wird der Freibetrag in vollem Umfang gewährt. Bei einem darüber hinausgehenden Gewinn reduziert er sich sukzessiv. Ab einem Gewinn von 181 000 € (= 45 000 € + 136 000 €) entfällt er vollständig.
– Auf den steuerpflichtigen Teil des Betriebsveräußerungsgewinns bzw -aufgabegewinns wird ein ermäßigter Steuersatz angewendet (§ 34 EStG). Die auf die außerordentlichen Einkünfte entfallende Einkommensteuer beträgt das Fünffache des Differenzbetrags zwischen der Einkommensteuer auf die nicht begünstigten Einkünfte zuzüglich eines Fünftels der außerordentlichen Einkünfte (Gewinn aus der Betriebsveräußerung bzw -aufgabe) einerseits und der Einkommensteuer auf die nicht begünstigten Einkünfte andererseits (§ 34 Abs. 1, 2 EStG). Der ermäßigte Steuersatz nach einem Multiplikator-Mischtarif führt zu einer rechnerischen Verteilung der außerordentlichen Einkünfte auf fünf Jahre. Für den Steuerpflichtigen ist mit dem Multiplikator-Mischtarif nur dann eine Entlastung verbunden, wenn seine Einkünfte innerhalb der Progressionszone des Einkommensteuertarifs liegen. Je höher die Einkünfte des Steuerpflichtigen sind, umso geringer fällt die Entlastung des ermäßigten Steuersatzes nach einem Multiplikator-Mischtarif aus. Die Entlastungswirkungen entfallen vollständig, wenn die nicht begünstigten Einkünfte so hoch sind, dass zumindest die erste Proportionalzone erreicht ist.[22]
Alternativ zu dem nur für wenige Steuerpflichtige vorteilhaften ermäßigten Steuersatz nach einem Multiplikator-Mischtarif kann der Steuerpflichtige beantragen, dass Betriebsveräußerungsgewinne bzw Betriebsaufgabegewinne bis zu einem Betrag von 5 Mio. € mit 56% des durchschnittlichen Steuersatzes besteuert werden. Diese Steuersatzermäßigung ist dadurch begrenzt, dass mindestens der Eingangssteuersatz der Einkommensteuer von 14% angesetzt wird. Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser Form des ermäßigten Steuersatzes ist, dass der Steuerpflichtige mindestens 55 Jahre alt oder im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig ist. Er kann von dem Steuerpflichtigen nur einmal im Leben in Anspruch genommen werden (§ 34 Abs. 2, 3 EStG).[23]
– Der Gewinn unterliegt grundsätzlich nicht der Gewerbesteuer, da gewerbesteuerlich die Veräußerung bzw Aufgabe des Betriebs eines Einzelunternehmens oder einer Personengesellschaft nicht mehr als werbende Tätigkeit angesehen wird (R 2.6 Abs. 1, R 7.1 Abs. 3 GewStR). Eine Steuerentlastung ist damit aber nur insoweit verbunden, als die ansonsten anfallende Gewerbesteuer nicht über die Steuerermäßigung nach § 35 EStG kompensiert werden würde.
Die Gewinne aus der Veräußerung von Teilen eines Anteils an einer Personengesellschaft oder von Teilen eines Anteils eines persönlich haftenden Gesellschafters einer KGaA gelten als laufende Einkünfte (§ 16 Abs. 1 S. 2 EStG). Damit werden die für Betriebsveräußerungsgewinne vorgesehenen steuerlichen Erleichterungen (Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG, ermäßigter Steuersatz nach § 34 EStG, keine Gewerbesteuer) nicht gewährt.
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(2) Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften:[24] Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, die einer natürlichen Person gehören und die ertragsteuerlich dem Privatvermögen zugerechnet werden, sind dann Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wenn der Gesellschafter innerhalb der letzten fünf Jahre (zu irgendeinem Zeitpunkt) unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 1% an der Kapitalgesellschaft beteiligt war (§ 17 EStG).[25] In diesen Fällen unterscheidet sich die Besteuerung der laufenden Einkünfte von der Erfassung der Wertänderungen der Beteiligung:
	–
	Gewinnausschüttungen (Dividenden) sind Einkünfte aus Kapitalvermögen.

	–
	Veräußerungsgewinne gehören zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb.



Der Veräußerung der Anteile stehen die Auflösung der Kapitalgesellschaft sowie Kapitalherabsetzungen und Kapitalrückzahlungen gleich, soweit die Rückzahlungen nicht als Dividende gelten (§ 17 Abs. 4 EStG). Die verdeckte Einlage von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft in das Vermögen einer (anderen) Kapitalgesellschaft steht einer Veräußerung gleich (§ 17 Abs. 1 S. 2 EStG). Sonderregelungen im Zusammenhang mit der Verlegung des Sitzes oder der Geschäftsleitung der Kapitalgesellschaft sowie mit Einbringungsvorgängen sind in § 17 Abs. 5, 6 EStG enthalten. Die Veräußerung von Anteilen an einer Genossenschaft oder an einer Europäischen Genossenschaft ist gleichfalls steuerpflichtig (§ 17 Abs. 7 EStG).

§ 17 EStG ist nur für Beteiligungen im Privatvermögen anzuwenden. Die Zuordnung zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb nach § 17 EStG geht der Zuordnung zu den Einkünften aus Kapitalvermögen vor (Subsidiaritätsklausel, § 20 Abs. 8 EStG). Dies bedeutet, dass bei einer Beteiligung von mindestens 1% der Veräußerungsgewinn als Einkünfte aus Gewerbebetrieb gilt. Bei einer Beteiligung des Veräußerers von weniger als 1% sind die Veräußerungsgewinne als Einkünfte aus Kapitalvermögen zu versteuern (§ 20 Abs. 2 S. 1 Nr 1 EStG).
Gewinne und Verluste aus der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, die zum Betriebsvermögen eines gewerblichen Unternehmers zählen, gehören zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 15 iVm § 20 Abs. 8 EStG). Da es sich bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb um eine Gewinneinkunftsart handelt, ist bei einer Zuordnung der Anteile zum Betriebsvermögen die Veräußerung der Anteile unabhängig davon steuerbar, in welchem Umfang der Veräußerer an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist.
Bei Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, die von einer natürlichen Person im Privatvermögen gehalten werden und an der der Veräußerer zu mindestens 1% beteiligt ist, gilt das Teileinkünfteverfahren. Nach der eigenständigen Gewinnermittlungsvorschrift in § 17 Abs. 2 EStG errechnet sich der Veräußerungsgewinn wie folgt:


	 
	60% des Veräußerungserlöses (§ 3 Nr 40 Buchst. c EStG)

	–
	60% der Veräußerungskosten (§ 3c Abs. 2 S. 1 EStG)

	–
	60% der Anschaffungskosten der Anteile (§ 17 Abs. 2a iVm § 3c Abs. 2 S. 1 EStG)

	=
	Veräußerungsgewinn



Der Veräußerungsgewinn ist nur insoweit steuerpflichtig, als er den Freibetrag von 9 060 € übersteigt (§ 17 Abs. 3 EStG). Der Freibetrag nach § 17 Abs. 3 EStG weist den Charakter einer gleitenden Freigrenze auf, da er sich in dem Umfang verringert, in dem der Veräußerungsgewinn 36 100 € übersteigt. Der Freibetrag und der Grenzwert sind jeweils anteilig entsprechend der Beteiligungsquote des Veräußerers anzusetzen. Gewerbesteuer fällt nicht an, da die Anteile beim Gesellschafter zum Privatvermögen gehören, dh es liegt kein Gewerbebetrieb vor.
Veräußerungsverluste (Verkaufserlös ist geringer als die Summe aus Anschaffungskosten und Veräußerungskosten) dürfen grundsätzlich als negative Einkünfte aus Gewerbebetrieb geltend gemacht werden. Da einkommensteuerlich sowohl der Veräußerungserlös als auch die Anschaffungskosten und die Veräußerungskosten nur zu 60% erfasst werden, mindert der Veräußerungsverlust die steuerpflichtigen Einkünfte nur zu 60% (§ 3 Nr 40 Buchst. c iVm § 3c Abs. 2 S. 1 EStG). Der Veräußerungsverlust kann allerdings insoweit nicht in den Verlustausgleich oder Verlustabzug einbezogen werden,
	–
	soweit der Gesellschafter die Anteile innerhalb der letzten fünf Jahre durch Erbschaft oder Schenkung erworben hat, es sei denn der Rechtsvorgänger hätte den Veräußerungsverlust geltend machen können;

	–
	soweit die Anteile entgeltlich erworben wurden und die Mindestbeteiligungsquote von 1% nicht während des gesamten Fünf-Jahres-Zeitraums vor der Veräußerung bestanden hat, es sei denn durch den Erwerb der Anteile wurde die Mindestbeteiligungsquote erreicht oder der Erwerb der Anteile hat nach Erreichen der Mindestbeteiligungsquote stattgefunden (§ 17 Abs. 2 S. 6 EStG).


Durch die erste Regelung soll verhindert werden, dass ein Gesellschafter, der zu weniger als 1% an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist, seine Anteile unentgeltlich an einen anderen überträgt, bei dem aufgrund des Überschreitens der Mindestbeteiligung der Veräußerungsverlust geltend gemacht werden könnte. Die zweite Regelung macht die Verrechnung des Veräußerungsverlusts grundsätzlich davon abhängig, dass die Anteile innerhalb der letzten fünf Jahre zu einer Beteiligung iSd § 17 EStG gehört haben.
Die wichtigsten Unterschiede bei der Besteuerung der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft durch eine natürliche Person in Abhängigkeit von ihrer ertragsteuerlichen Zuordnung und von dem Umfang, in dem der Veräußerer an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist, sind in Abb. 2.2 zusammengestellt.
Abb. 2.2: Besteuerung der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft

	Zuordnung der Anteile
	Privatvermögen
	Betriebsvermögen

	Beteiligungsquote
	mindestens 1%
	weniger als 1%
	irrelevant
(Grundsatz)

	Rechtsgrundlage
	§ 17 EStG
	§ 20 Abs. 2 EStG
	§ 15 EStG

	Einkunftsart
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb
	Einkünfte aus Kapitalvermögen
	Einkünfte aus Gewerbebetrieb

	Besteuerungskonzept
	Teileinkünfteverfahren
	Abgeltungsteuer
	Teileinkünfteverfahren

	Besteuerungsumfang
	zu 60% steuerpflichtig
	zu 100% steuerpflichtig
	zu 60% steuerpflichtig

	Steuersatz
	nach dem Normaltarif zwischen 0 und 45%
	Sondersteuersatz von 25%
	nach dem Normaltarif zwischen 0 und 45%

	Freibetrag
	bis zu 9 060 €
(§ 17 Abs. 3 EStG)
	bis zu 801 € für Alleinstehende bzw 1 602 € für Verheiratete (Sparer-Pauschbetrag, § 20 Abs. 9 EStG)
	grundsätzlich kein Freibetrag
Ausnahme: bei 100%iger Beteiligung bis zu 45 000 €, § 16 Abs. 4 iVm § 16 Abs. 1 S. 1 Nr 1 S. 2 EStG

	Veräußerungsverlust
	zu 60% mit anderen Einkünften verrechenbar (Ausnahme: § 17 Abs. 2 S. 6 EStG)
	nur innerhalb der Einkünfte aus Kapitalvermögen verrechenbar, bei Aktien nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien (§ 20 Abs. 6 EStG)
	zu 60% mit anderen Einkünften verrechenbar

	Gewerbesteuer
	nein
	nein
	ja









d) Besonderheiten bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb
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Für Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die der Steuerpflichtige nicht aus einem Betrieb entnimmt, wird auf Antrag ein besonderer Steuersatz von 28,25% angewandt (Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne nach § 34a EStG). Voraussetzung ist, dass die Einkünfte durch einen Betriebsvermögensvergleich nach § 5 EStG (Steuerbilanz) ermittelt werden. Werden die zunächst thesaurierten Gewinne in späteren Jahren entnommen, erfolgt eine Nachversteuerung in Höhe von 25% der Entnahme.[26]
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Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die aus der laufenden Geschäftstätigkeit erwirtschaftet werden, unterliegen nicht nur der Einkommensteuer, sondern zusätzlich der Gewerbesteuer (§ 2 Abs. 1, § 6, § 7 S. 1 GewStG). Um die daraus resultierende Zusatzbelastung für gewerbliche Einkünfte zumindest abzuschwächen, wird dem Steuerpflichtigen im Rahmen der Einkommensteuer eine Steuerermäßigung im Umfang des 3,8fachen des Gewerbesteuermessbetrags, maximal die tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer, gewährt (§ 35 EStG). Durch diese Steuerermäßigung wird die Gewerbesteuer bis zu einem Hebesatz von 380% vollständig kompensiert. Über die Folgewirkungen auf den Solidaritätszuschlag erhöht sich dieser Grenzwert auf 401% (= 380%×1,055). Bei einem höheren Hebesatz gelingt die Neutralisation der Gewerbesteuer nicht vollständig. Diese Situation tritt sehr häufig auf, da im Bundesdurchschnitt der Hebesatz der Gewerbesteuer bei 451% liegt (Bezugsbasis: Gemeinden mit mindestens 50 000 Einwohnern im Jahr 2018).[27]







4. Einkünfte aus selbständiger Arbeit



a) Arten der Einkünfte aus selbständiger Arbeit
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§ 18 EStG enthält keine allgemeine Definition, welche Tätigkeiten zu Einkünften aus selbständiger Arbeit führen, sondern lediglich eine Aufzählung von ausgewählten Tätigkeiten:
	–
	Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr 1 EStG). Zur ersten Gruppe der Freiberufler gehört die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, schriftstellerische, unterrichtende oder erzieherische Tätigkeit (Tätigkeitsberufe). Die zweite Gruppe umfasst die explizit aufgeführten „Katalogberufe“, wie Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Heilpraktiker, Journalisten, Dolmetscher und Lotsen. Die dritte Gruppe bilden Tätigkeiten, die einem der „Katalogberufe“ ähnlich sind (zB Hebamme, Krankengymnast, Personalberater, Raumgestalter, Unternehmensberater).[28]

	–
	Einkünfte der Einnehmer einer staatlichen Lotterie, sofern die Tätigkeit keinen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert (§ 18 Abs. 1 Nr 2 EStG).

	–
	Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit (§ 18 Abs. 1 Nr 3 EStG). Hierzu gehören beispielsweise die Tätigkeiten von Treuhändern, Nachlass-, Insolvenzverwaltern, Testamentsvollstreckern, Berufsbetreuern oder Aufsichtsräten.

	–
	60% der Einkünfte (Gewinnanteile), die die Initiatoren von Wagniskapitalgesellschaften als erfolgsabhängige Tätigkeitsvergütungen in Form von erhöhten Gewinnanteilen bei der Rückgewähr des eingezahlten Kapitals erhalten („Carried Interest“, § 18 Abs. 1 Nr 4 iVm § 3 Nr 40a EStG).


Zu den Einkünften aus selbständiger Arbeit gehören auch die Gewinne aus der Veräußerung des Vermögens, eines selbständigen Teils des Vermögens oder eines Anteils am Vermögen, das der selbständigen Arbeit dient (§ 18 Abs. 3 EStG). Bei Beendigung der selbständigen Tätigkeit durch Veräußerung des Betriebs oder durch Betriebsaufgabe werden die Gewinne – wie bei Einkünften aus Gewerbebetrieb – um einen Freibetrag gekürzt und (nur) mit einem ermäßigten Steuersatz besteuert (§ 18 Abs. 3 iVm § 16 Abs. 4, § 34 EStG).






b) Abgrenzung gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb
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Aus den in § 18 EStG aufgeführten Einkunftskategorien lassen sich in Verbindung mit der Rechtsprechung und den in H 15.6 EStH zusammengestellten Erläuterungen der Finanzverwaltung für eine selbständige Arbeit iSd § 18 EStG folgende charakteristische Merkmale ableiten: Selbständigkeit, Nachhaltigkeit der Betätigung, Gewinnerzielungsabsicht sowie Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr.
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Diese vier Kriterien stimmen mit den Positivmerkmalen einer gewerblichen Betätigung überein. Die Einkünfte aus selbständiger Arbeit gehen jedoch als spezielle Einkunftsart den Einkünften aus Gewerbebetrieb vor (§ 15 Abs. 2 EStG: Ausüben einer freiberuflichen Tätigkeit als Negativmerkmal bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb).
Die Abgrenzung zwischen den Einkünften aus selbständiger Arbeit und den Einkünften aus Gewerbebetrieb bereitet häufig erhebliche Schwierigkeiten. Sie ist jedoch notwendig, da sich diese Abgrenzung sowohl für die Einkommensteuer als auch für die Gewerbesteuer auswirkt:
	–
	Zwar gehören beide Einkunftsarten zur Gruppe der Gewinneinkunftsarten, bei denen der Besteuerungsumfang in Anlehnung an die Reinvermögensänderungstheorie abgegrenzt wird. Der Unterschied ergibt sich jedoch daraus, wie die Einkünfte ermittelt werden. Bei Einkünften aus selbständiger Arbeit wird grundsätzlich der Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben errechnet (§ 4 Abs. 3 EStG). Bei Einkünften aus Gewerbebetrieb erfolgt die Gewinnermittlung im Regelfall durch einen Betriebsvermögensvergleich (Steuerbilanz, § 5 EStG). Die Unterscheidung zwischen Ein- und Auszahlungen (Einnahmen-Ausgabenrechnung) bzw Erträgen und Aufwendungen (Betriebsvermögensvergleich) beeinflusst den Zeitpunkt, zu dem ein Geschäftsvorfall gewinnwirksam wird, jedoch nicht den Besteuerungsumfang. Es entsteht also kein Bemessungsgrundlageneffekt, sondern nur ein Zeiteffekt, wobei das Vorzeichen des Zeiteffekts unbestimmt ist.[29]

	–
	Liegen Einkünfte aus selbständiger Arbeit nach § 18 Abs. 1 Nr 1 EStG vor, berechnet sich die Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten (Istbesteuerung, § 20 UStG). Bei Gewerbetreibenden ist dies nur der Fall, wenn der Gesamtumsatz nicht mehr als 600 000 € beträgt. Ansonsten erfolgt eine Besteuerung nach vereinbarten Entgelten (Sollbesteuerung, § 16 Abs. 1 UStG). Diese Differenzierung entscheidet darüber, zu welchem Zeitpunkt die Umsatzsteuer fällig wird.

	–
	Die Begünstigung für thesaurierte Gewinne kann nur in Anspruch genommen werden, wenn der Gewinn durch einen Betriebsvermögensvergleich ermittelt wird. Bei einer Einnahmen-Ausgabenrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG kann eine Besteuerung von einbehaltenen Gewinnen mit dem Sondersteuersatz von 25% nicht beantragt werden (§ 34a Abs. 2 EStG).

	–
	Gewerbesteuer fällt nur an, wenn ein Gewerbebetrieb vorliegt (§ 2 Abs. 1 GewStG); Einkünfte aus selbständiger Arbeit unterliegen dagegen nicht der Gewerbesteuer. Durch die Einräumung einer Steuerermäßigung bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb nach § 35 EStG hat aber die zusätzliche Belastung von Gewerbetreibenden mit Gewerbesteuer materiell erheblich an Bedeutung verloren.
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Traditionell bildet das entscheidende Abgrenzungskriterium der Einkünfte aus selbständiger Arbeit gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb die Frage, ob die Arbeitskraft des Inhabers oder der Kapitaleinsatz bzw die Vermögensumschichtung im Vordergrund steht. Wesentliche Kennzeichen einer selbständigen Arbeit sind die persönliche Arbeitsleistung und die persönliche Fachkenntnis des Berufsträgers, die ihn befähigt, leitend und eigenverantwortlich tätig zu werden. Keine Abgrenzungsschwierigkeiten bestehen bei den explizit genannten Katalogberufen. Sehr umstritten ist aber, welche Tätigkeiten den Katalogberufen ähnlich sind. Indizien für die Einordnung der „ähnlichen Berufe“ als Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind: Vergleichbarkeit der ausgeübten Tätigkeit mit den in § 18 Abs. 1 Nr 1 EStG genannten Katalogberufen, Vergleichbarkeit der Ausbildung (zB Prüfung) sowie Vergleichbarkeit der gesetzlichen Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit (zB berufsrechtliche Regelungen).
Die Beschäftigung von Personal steht der Qualifikation einer Tätigkeit als selbständige Arbeit nicht entgegen, sofern die Mitarbeiter fachlich ausgebildet sind und der Inhaber innerhalb des gesamten Unternehmensbereichs verantwortlich bleibt (§ 18 Abs. 1 Nr 1 S. 3 EStG). Dies erfordert, dass der Inhaber Arbeitsanweisungen an seine Mitarbeiter gibt, sodass ihm alle Tätigkeiten der Mitarbeiter persönlich zugerechnet werden können. Die Übertragung der Unternehmensleitung an einen Geschäftsführer oder Vertreter sowie das eigenverantwortliche Tätigwerden der Mitarbeiter ist nicht möglich.
Die Leitidee, dass bei selbständig Tätigen die Arbeitskraft und bei Gewerbetreibenden der Produktionsfaktor Kapital im Vordergrund steht, stimmt mit dem heutigen Wirtschaftsleben nur noch bedingt überein. Aufgrund des Wandels im Bereich der Dienstleistungsberufe stehen einige Wirtschaftszweige einem „typischen“ Gewerbebetrieb zum Teil näher als Steuerpflichtige, die steuerrechtlich als Gewerbetreibende angesehen werden. Auch bei Gewerbetreibenden ist eine hochwertige Aus- und Weiterbildung von erheblicher Bedeutung. Freiberufler investieren zum Teil in großem Umfang in technische Geräte (beispielsweise kann der Computertomograph eines Arztes mehr als 2,5 Mio. € kosten), sodass auch bei diesen Berufsgruppen ein hoher Kapitalbedarf besteht. Die Aufzählung in § 18 EStG ist historisch bedingt. Neue Berufsbilder (zB im Bereich der elektronischen Datenverarbeitung) werden nicht berücksichtigt.
Wie kasuistisch die Abgrenzung zwischen den Einkünften aus selbständiger Arbeit und den Einkünften aus Gewerbebetrieb ist, zeigen einige ausgewählte Beispiele: (1) Bei einem Fitnessstudio hängt die steuerrechtliche Einordnung davon ab, ob die Nutzung der Geräte überwiegt oder die Unterrichtung, wie die Geräte zu nutzen sind. (2) Steuerberater sind freiberuflich tätig, während der Beratungsstellenleiter eines Lohnsteuerhilfevereins Gewerbetreibender ist. (3) Ein Fotomodell bezieht Einkünfte aus Gewerbebetrieb, während der Modeschöpfer, der die Kleider entwirft, die das Fotomodell trägt, seine Einnahmen als Einkünfte aus selbständiger Arbeit zu versteuern hat. (4) Tanzorchester gelten dann als freiberuflich, wenn sie einen bestimmten Qualitätsstandard erreichen, wobei nicht eindeutig ist, anhand welcher Kriterien dies beurteilt wird. (5) Bei den weiteren Fällen, die die Rechtsprechung beschäftigt haben, wie Büttenredner, Erbensucher, Fakir, Hellseher, Detektiv, Kükensortierer, Klavierstimmer, Plakatkleber oder Rentenberater lässt es sich mit dem „gesunden Menschenverstand“ nicht immer eindeutig begründen, ob es sich um eine gewerbliche oder um eine freiberufliche Tätigkeit handelt.[30]
Ein weiterer Kritikpunkt ergibt sich daraus, dass sich durch Gründung einer GmbH & Co. KG – sofern es gewünscht ist – die Gewerblichkeit leicht erreichen lässt, auch wenn die Merkmale eines Gewerbebetriebs kraft gewerblicher Betätigung nicht erfüllt sind. Diese Unternehmen gelten unabhängig von der Art ihrer Tätigkeit nach § 15 Abs. 3 Nr 2 EStG als Gewerbebetrieb kraft gewerblicher Prägung.






c) Besonderheit bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit
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Für Einkünfte aus selbständiger Arbeit, die der Steuerpflichtige nicht aus einem Betrieb entnimmt, wird auf Antrag ein besonderer Steuersatz von 28,25% angewandt (Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne nach § 34a EStG). Voraussetzung ist aber, dass die Einkünfte durch einen Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG (Steuerbilanz) ermittelt werden.[31] Die Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne kann also nur in Anspruch genommen werden, wenn der Steuerpflichtige eine Buchführung einrichtet. Dies ist insoweit bedeutsam, als bei Einkünften aus selbständiger Arbeit der Gewinn regelmäßig durch eine Einnahmen-Ausgabenrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt wird. Damit kann der Sondersteuersatz nach § 34a EStG von den meisten Freiberuflern nicht beantragt werden.







5. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit



a) Kennzeichen einer nichtselbständigen Arbeit
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Der Begriff „Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit“ ist zwar gesetzlich nicht definiert. Es ist aber unstrittig, dass diese Einkunftsart die Arbeitnehmereigenschaft erfordert (§ 1 Abs. 1 LStDV). Arbeitnehmer sind Personen, die im öffentlichen oder privaten Dienst angestellt oder beschäftigt sind oder waren und die aus diesem Dienstverhältnis Arbeitslohn beziehen. Als Arbeitnehmer gelten auch die Rechtsnachfolger dieser Personen, soweit sie Arbeitslohn aus dem früheren Dienstverhältnis ihres Rechtsvorgängers beziehen (Beispiel: Witwenbezüge aus einer Betriebsrente).
Ein Dienstverhältnis liegt vor, wenn der Arbeitnehmer (Beschäftigte) dem Arbeitgeber (öffentliche Körperschaft, Unternehmer, Haushaltsvorstand) seine Arbeitskraft schuldet. Die typischen Abgrenzungskriterien sind Unterordnung unter die Leitung des Arbeitgebers und Weisungsgebundenheit gegenüber dem Arbeitgeber (§ 1 Abs. 2 LStDV). Die Frage, ob eine Tätigkeit selbständig oder nichtselbständig ausgeübt wird, ist anhand einer Vielzahl von in Betracht kommenden Merkmalen nach dem Gesamtbild der Verhältnisse zu beurteilen. Eine Würdigung nach dem Gesamtbild bedeutet, dass die für und die gegen ein Dienstverhältnis sprechenden Merkmale gegeneinander abzuwägen sind. In diese Gesamtwürdigung ist auch einzubeziehen, wie das der Beschäftigung zugrunde liegende Vertragsverhältnis ausgestaltet worden ist, sofern die Vereinbarungen ernsthaft gewollt und tatsächlich durchgeführt worden sind.[32]
Es kommt nicht auf die Bedeutung der Arbeit, die Höhe und die Art der Entlohnung sowie den Grad der persönlichen Freiheit an, sofern diese Freiheit Ausfluss des Willens des Arbeitgebers ist, dh nicht auf eigenen Entscheidungen des Arbeitnehmers beruht. Ein wichtiges Indiz für die Arbeitnehmereigenschaft ist das Fehlen eines unternehmerischen Risikos. Beispielsweise beziehen auch Vorstände einer AG, Geschäftsführer einer GmbH, Staatssekretäre und Universitätsprofessoren Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit.






b) Umfang der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit
111


Arbeitslohn sind alle Einnahmen, die dem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zufließen. Es ist unerheblich, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form die Einnahmen gewährt werden (§ 2 Abs. 1 LStDV).
Die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit umfassen (§ 19 Abs. 1 EStG, § 2 Abs. 2 LStDV):
	–
	Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäftigung im öffentlichen oder privaten Dienst gewährt werden, Zuwendungen des Arbeitgebers an seinen Arbeitnehmer und dessen Begleitpersonen anlässlich von Betriebsveranstaltungen und Ausgaben des Arbeitgebers an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung für die betriebliche Altersversorgung. Arbeitslohn sind auch Leistungen, die der Arbeitgeber erbringt, um einen Arbeitnehmer oder diesem nahestehende Personen für den Fall der Krankheit, des Unfalls, der Invalidität, des Alters oder des Todes abzusichern. Die wichtigste Gruppe dieser Zukunftssicherungsleistungen bilden die Arbeitgeberanteile zu den gesetzlichen Sozialversicherungen (Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung). Die Arbeitgeberanteile gelten zwar als Arbeitslohn, sie sind jedoch von der Besteuerung ausgenommen, dh es handelt sich um steuerfreie Einnahmen (§ 3 Nr 62 EStG).[33]

	–
	Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und Waisengelder und andere Bezüge und Vorteile aus früheren Dienstverhältnissen (Hauptanwendungsfälle sind Beamtenpensionen sowie Zahlungen aus einer betrieblichen Pensionszusage, dh Leistungen aus der betrieblichen Altersvorsorge in der Form einer Direktzusage oder einer Unterstützungskasse: „Betriebsrente“).
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Die Einordnung als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ist unabhängig davon,
	–
	ob es sich um laufende oder um einmalige Bezüge, wie Jubiläumszuwendungen, Entschädigungen oder Abfindungen, handelt.

	–
	ob die Leistung in Geld besteht oder ob eine Sachleistung vorliegt. Zu den geldwerten Vorteilen gehören beispielsweise die Zurverfügungstellung eines Fahrzeugs zur privaten Nutzung oder von Unterkunft und Verpflegung, die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von Waren oder Dienstleistungen, die Überlassung von Aktienoptionen (Stock Options) sowie der Internetzugang über einen Personalcomputer des Arbeitgebers für private Zwecke.[34]
Zu den Einnahmen in Geld (und damit nicht zu den Sachleistungen) gehören zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten. Demgegenüber gelten Gutscheine und Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren und Dienstleistungen berechtigen, als Sachleistungen (§ 8 Abs. 1 S. 2, 3 EStG).

	–
	ob der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat oder ob der Arbeitgeber freiwillig leistet, zB Leistungen der betrieblichen Altersversorgung.
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Einnahmen, die nicht aus Geld bestehen (Sachbezüge), werden mit den – um übliche Preisnachlässe geminderten – üblichen Endpreisen am Abgabeort bewertet (§ 8 Abs. 2 S. 1 EStG).[35] Aus Vereinfachungsgründen bleiben die Sachbezüge außer Ansatz, wenn sie die Freigrenze von 44 €/Monat nicht übersteigen (§ 8 Abs. 2 S. 11 EStG).
Für bestimmte Leistungen werden pauschalierende Regelungen getroffen:
	–
	Der Wert der freien Kost und Wohnung einschließlich Heizung und Beleuchtung wird in der Sozialversicherungsentgeltverordnung festgesetzt. Beispielsweise beläuft er sich für die zur Verfügung gestellte Verpflegung (Frühstück, Mittagessen und Abendessen) auf 258 €/Monat (§ 2 Abs. 1 SvEV).

	–
	Bei Gestellung eines Fahrzeugs durch den Arbeitgeber wird für den geldwerten Vorteil der Privatfahrten monatlich 1% des inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung (einschließlich des Werts für – auch nachträglich eingebaute – Sonderausstattung und der Umsatzsteuer) angesetzt.[36] Zusätzlich gelten für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte im Monat 0,03% des Listenpreises pro Entfernungskilometer als Sachbezug. Alternativ zur pauschalen Ermittlung des Sachbezugs aus der privaten Nutzung des Firmenfahrzeugs können die tatsächlich auf diese Nutzung entfallenden anteiligen Gesamtkosten angesetzt werden, sofern die Aufwendungen durch Belege und der Nutzungsanteil durch ein ordnungsgemäß geführtes Fahrtenbuch nachgewiesen werden (§ 8 Abs. 2 S. 2–4 iVm § 6 Abs. 1 Nr 4 S. 2, 3 EStG). Für Familienheimfahrten entfällt der Ansatz eines geldwerten Vorteils, soweit diese als Werbungskosten abgezogen werden können. Ansonsten sind für jeden Entfernungskilometer zwischen dem Ort des eigenen Hausstands und dem Beschäftigungsort 0,002% des Listenpreises anzusetzen (§ 8 Abs. 2 S. 5 EStG).[37]
Abb. 2.3: Steuerliche Behandlung der Gestellung eines Fahrzeugs durch den Arbeitgeber

	allgemeine private Nutzung
	Fahrten
Wohnung – Arbeitsstätte
	Familienheimfahrten bei doppelter Haushaltsführung

	1% des Bruttolistenpreises als geldwerter Vorteil der Privatfahrten je Monat
	0,03% des Bruttolistenpreises pro Entfernungskilometer als geldwerter Vorteil je Monat
	0,002% des Bruttolistenpreises pro Entfernungskilometer als geldwerter Vorteil je Monat, soweit nicht als Werbungskosten abziehbar




	–
	Der Sachbezug für eine dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zu eigenen Wohnzwecken überlassene Wohnung bleibt unberücksichtigt, soweit das vom Arbeitnehmer gezahlte Entgelt mindestens zwei Drittel des ortsüblichen Mietwerts und dieser nicht mehr als 25 € je qm ohne die nach der Betriebskostenverordnung umlagefähige Kosten beträgt (Bewertungsabschlag bei Mitarbeiterwohnungen, § 8 Abs. 2 S. 12 EStG).

	–
	Beim unentgeltlichen oder verbilligten Bezug von Waren und Dienstleistungen vom Arbeitgeber wird der geldwerte Vorteil mit der Differenz zwischen dem um 4% verminderten üblichen Verkaufspreis an Endabnehmer und den vom Arbeitnehmer geleisteten Zahlungen bewertet. Der Vorteil ist nur insoweit steuerpflichtig, als er einen Freibetrag von 1 080 €/Jahr übersteigt (§ 8 Abs. 3 EStG).[38]


Sachleistungen des Arbeitgebers, die auch im gesellschaftlichen Verkehr üblich sind und beim Arbeitnehmer zu keiner ins Gewicht fallenden Bereicherung führen, gehören als bloße Aufmerksamkeiten nicht zum Arbeitslohn (R 19.6 LStR). Aufmerksamkeiten sind beispielsweise Geschenke bis zu einem Wert von 60 € (Blumen, Genussmittel oder ein Buch zum Geburtstag des Arbeitnehmers) oder unentgeltliche Überlassungen von Getränken und Genussmitteln zum Verzehr im Betrieb.
Zuwendungen des Arbeitgebers im Rahmen von Betriebsveranstaltungen gehören als Leistungen im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers nicht zum Arbeitslohn, wenn es sich um übliche Betriebsveranstaltungen und um bei diesen Veranstaltungen übliche Zuwendungen handelt. Für jede Betriebsveranstaltung wird ein Freibetrag von 110 € pro teilnehmendem Arbeitnehmer gewährt (§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr 1a EStG).[39]






c) Abgrenzung gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb und den Einkünften aus selbständiger Arbeit
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Ist eine Person derart in ein Unternehmen eingegliedert, dass sie weisungsgebunden ist und kein unternehmerisches Risiko zu tragen hat, besitzt sie die Arbeitnehmereigenschaft. Eine dem Charakter nach freiberufliche oder gewerbliche Tätigkeit führt dann zu Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, wenn sie nicht auf eigene Rechnung und eigene Gefahr ausgeübt wird (H 15.1 EStH). Zu nennen sind beispielsweise persönliche Abhängigkeit, Weisungsgebundenheit hinsichtlich Ort, Zeit und Inhalt der Tätigkeit, (weitgehend) zeitabhängige Vergütung, feste Arbeitszeiten, kein Kapitaleinsatz, Schulden der Arbeitskraft und nicht eines bestimmten Arbeitserfolgs, Entgeltfortzahlung bei Krankheit und im Urlaub oder Überstundenvergütung.
Für eine Selbständigkeit und damit gegen die Arbeitnehmereigenschaft sprechen unter anderem die Abhängigkeit der Höhe der Einnahmen von den eigenen Aktivitäten, dh überwiegend erfolgsabhängige Vergütung, die weitgehend freie Entscheidung über Ort, Zeit und Umfang der Tätigkeiten, die Möglichkeit der Delegation von Arbeiten an Mitarbeiter und keine Fortzahlung der Vergütung im Krankheitsfall.
Arbeitnehmer sind beispielsweise angestellte Ärzte, angestellte Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater und unselbständige Reisevertreter. Demgegenüber sind Handelsvertreter oder Versicherungsvertreter im Regelfall Gewerbetreibende.






d) Besonderheiten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit
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Sofern nicht höhere Werbungskosten (= Ausgaben im Zusammenhang mit der Erzielung von Überschusseinkunftsarten, hier den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit) nachgewiesen werden, wird von den Einnahmen der Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1 000 € abgezogen (§ 9a S. 1 Nr 1 Buchst. a EStG).[40]
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Von Versorgungsbezügen bleibt ein auf einen Höchstbetrag begrenzter Versorgungsfreibetrag sowie ein Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag steuerfrei (§ 19 Abs. 2 EStG). Versorgungsbezüge sind bestimmte Bezüge und Vorteile aus einem früheren Dienstverhältnis, wie Beamtenpensionen oder Renten aus einer betrieblichen Pensionszusage (betriebliche Altersvorsorge in der Form einer Direktzusage oder einer Unterstützungskasse: „Betriebsrente“). Der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag dient zum Ausgleich dafür, dass bei Versorgungsempfängern der Pauschbetrag für die Werbungskosten nur 102 € beträgt (§ 9a S. 1 Nr 1 Buchst. b EStG). Die Höhe des Versorgungsfreibetrags sowie des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag hängt davon ab, in welchem Jahr erstmals Versorgungsbezüge gezahlt wurden. Bei Steuerpflichtigen, bei denen der Versorgungsbeginn im Jahr 2005 oder früher liegt, beträgt der Versorgungsfreibetrag 40% der Versorgungsbezüge, maximal 3 000 €, und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag 900 €. Liegt der Versorgungsbeginn später, werden im Rahmen der Umstellung der Besteuerung der Alterseinkünfte auf eine nachgelagerte Besteuerung der Prozentsatz und der Höchstbetrag für den Versorgungsfreibetrag sowie der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag stufenweise reduziert. Bei Steuerpflichtigen, die im Jahr 2040 oder später erstmals Versorgungsbezüge beziehen, entfallen der Versorgungsfreibetrag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag vollständig. Die einzelnen Werte sind in § 19 Abs. 2 S. 3 EStG in einer Tabelle zusammengestellt.
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Der Arbeitslohn ist nur dann steuerpflichtig, wenn er nicht unter eine der Befreiungsvorschriften fällt. Die Steuerbefreiungen werden zum Teil bei der Definition der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr 1a, Abs. 2 EStG) und zum Teil bei der Abgrenzung der Einnahmen (§ 8 Abs. 2 S. 11–12, Abs. 3 S. 2 EStG) genannt. Die meisten Steuerbefreiungen finden sich in dem allgemein für Steuerbefreiungen geltenden § 3 EStG.[41] Beispiele hierfür sind:
	Nr 2
	Lohnersatzleistungen, wie Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Insolvenzgeld

	Nr 4
	Überlassung von Dienstkleidung und andere Leistungen an bestimmte Angehörige des öffentlichen Dienstes, wie Angehörige der Bundeswehr, der Polizei oder der Berufsfeuerwehr

	Nr 13
	Reisekosten- und Umzugskostenvergütungen sowie Trennungsgelder aus öffentlichen Kassen

	Nr 15
	Zuschüsse zur Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehrs, die zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn bezahlt werden (Jobticket)

	Nr 16
	Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung für Arbeitnehmer außerhalb des öffentlichen Dienstes

	Nr 19
	bestimmte Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers

	Nr 26
	bestimmte Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten („Übungsleiterfreibetrag“), bis zu 2 400 €

	Nr 26a
	bestimmte Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke, bis zu 720 €

	Nr 28
	bestimmte Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz

	Nr 29
	Gehälter und Bezüge diplomatischer Vertreter ausländischer Staaten

	Nr 30
	Entschädigungen für die betriebliche Nutzung von Werkzeugen, die einem Arbeitnehmer gehören

	Nr 31
	Überlassung typischer Berufskleidung

	Nr 32
	unentgeltliche oder verbilligte Sammelbeförderung von Arbeitnehmern zwischen Wohnung und Arbeitsstätte

	Nr 33
	Zuschüsse zur Unterbringung und Betreuung von nicht schulpflichtigen Kindern in Kindergärten oder vergleichbaren Einrichtungen

	Nr 34
	bestimmte Leistungen des Arbeitgebers zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung, bis zu 600 €

	Nr 34a
	Zuschüsse des Arbeitgebers für ausgewählte Leistungen im Zusammenhang mit der Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen

	Nr 37
	Überlassung eines betrieblichen (Elektro-)Fahrrads für private Fahrten

	Nr 38
	Sachprämien, die der Steuerpflichtige für die persönliche Inanspruchnahme von Dienstleistungen von Unternehmen unentgeltlich erhält, die diese zum Zwecke der Kundenbindung im allgemeinen Geschäftsverkehr in einem jedermann zugänglichen planmäßigen Verfahren gewähren (idealtypisches Beispiel: „miles & more-Programm“ der Lufthansa), bis zu einem Wert von 1 080 €

	Nr 39
	unter bestimmten Voraussetzungen die Überlassung von Mitarbeiterbeteiligungen am Unternehmen des Arbeitgebers sowie die Zuwendungen zu speziellen Mitarbeiterbeteiligungsfonds, bis zu 360 €

	Nr 45
	private Nutzung von betrieblichen Personalcomputern und Telekommunikationseinrichtungen

	Nr 46
	Vorteile aus dem elektrischen Aufladen von Elektrofahrzeugen an einer festen betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers

	Nr 50
	durchlaufende Gelder und Auslagenersatz

	Nr 51
	Trinkgelder (sofern von Dritten freiwillig gezahlt)

	Nr 56
	Zuwendungen des Arbeitgebers an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung, soweit diese Zuwendungen im Kalenderjahr 3% (ab dem Jahr 2025 4%) der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht übersteigen

	Nr 60
	Leistungen aus öffentlichen Mitteln an Arbeitnehmer des Steinkohlen-, Pechkohlen- und Erzbergbaues, des Braunkohlentiefbaues und der Eisen- und Stahlindustrie aus Anlass von Stilllegungs-, Einschränkungs-, Umstellungs- oder Rationalisierungsmaßnahmen

	Nr 62
	der Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungen (Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung)

	Nr 63
	Beiträge des Arbeitgebers zu einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung in der Form einer Direktversicherung, einer Pensionskasse oder eines Pensionsfonds sind bis zu 8% der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung steuerfrei

	Nr 64
	Kaufkraftausgleich bei Arbeitnehmerentsendung ins Ausland


Weitere Steuerbefreiungen gelten für
	–
	Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit in dem in § 3b EStG vorgegebenen Rahmen (Begrenzung auf einen bestimmten Prozentsatz vom Grundlohn, wobei als Grundlohn maximal 50 €/Stunde angesetzt werden kann) sowie

	–
	in den in den Lohnsteuer-Richtlinien vorgesehenen Fällen, wie Unterstützungen an Arbeitnehmer in Krankheits- und Unglücksfällen (R 3.11 LStR), Mahlzeiten und Essensmarken (§ 8 Abs. 2 S. 8, 9 EStG, R 8.1 Abs. 7, 8 LStR). Zu weiteren Fällen siehe die Zusammenstellung zu R 19.3 LStR.
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Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit wird die Einkommensteuer in Form des Lohnsteuerabzugsverfahrens erhoben. Der Arbeitgeber kürzt den Arbeitslohn um die Lohnsteuer und führt diese für Rechnung des Arbeitnehmers an das Finanzamt ab (§ 38 – § 42g EStG).

Der Arbeitgeber hat die Lohnsteueranmeldung dem Finanzamt grundsätzlich auf elektronischem Wege nach Maßgabe der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung zu übermitteln. Zur Vermeidung von Härten kann das Finanzamt auf Antrag zulassen, die Erklärung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beim Finanzamt einzureichen (§ 41a EStG). Die im Rahmen einer Lohnsteuerbescheinigung zu bestätigenden Daten sind vom Arbeitgeber nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung an das Finanzamt zu übermitteln (ElsterLohn). Dem Arbeitnehmer wird ein Ausdruck ausgehändigt oder elektronisch zur Verfügung gestellt (§ 41b EStG).

Durch den Lohnsteuerabzug ist die Einkommensteuerschuld des Arbeitnehmers grundsätzlich abgegolten. Eine Einkommensteuerveranlagung wird nur unter bestimmten Voraussetzungen durchgeführt, so zB wenn der Arbeitnehmer zusätzlich Einkünfte aus anderen Einkunftsarten bezieht (§ 46 EStG). Da die Lohnsteuer keine eigenständige Steuer ist, sondern eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer, wird die vom Arbeitgeber für Rechnung des Arbeitnehmers einbehaltene Lohnsteuer im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers auf die festgesetzte Einkommensteuer angerechnet (§ 36 Abs. 2 Nr 2 EStG).
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Bei bestimmten Einnahmen kann die Einkommensteuer in pauschaler Form abgegolten werden (pauschale Lohnsteuer):
	–
	Betrieblich veranlasste Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, die zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden, soweit diese 10 000 €/Jahr nicht übersteigen (§ 37b EStG, Pauschsteuersatz 30%).[42]

	–
	Der Arbeitgeber gewährt in einer größeren Zahl von Fällen sonstige Bezüge (§ 40 Abs. 1 S. 1 Nr 1, S. 3 EStG, der Pauschsteuersatz wird in Abhängigkeit von den im Einzelfall geltenden Verhältnissen festgesetzt, die Pauschalierung ist für den einzelnen Arbeitnehmer auf Bezüge von 1 000 €/Jahr begrenzt).

	–
	Die Lohnsteuer ist in einer größeren Zahl von Fällen nachzuerheben, weil der Arbeitgeber die Lohnsteuer nicht vorschriftsmäßig einbehalten hat (§ 40 Abs. 1 S. 1 Nr 2 EStG, der Pauschsteuersatz wird in Abhängigkeit von den im Einzelfall geltenden Verhältnissen festgesetzt).

	–
	Unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten im Betrieb und Arbeitslohn aus Anlass von Betriebsveranstaltungen (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr 1, 1a, 2 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Erholungsbeihilfen, wenn diese einen bestimmten Betrag nicht übersteigen (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr 3 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen, soweit diese einen bestimmten Betrag nicht übersteigen (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr 4 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Unentgeltliche oder verbilligte Übereignung von Datenverarbeitungsgeräten sowie Zuschüsse zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Internetnutzung, die zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr 5 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Unentgeltliche oder verbilligte Übereignung von Ladevorrichtungen für Elektrofahrzeuge und Zuschüsse für den Erwerb und die Nutzung dieser Ladevorrichtung, die zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr 6 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Unentgeltliche oder verbilligte Übereignung eines betrieblichen (Elektro-)Fahrrads an den Arbeitnehmer (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr 7 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Unentgeltliche oder verbilligte Beförderung eines Arbeitnehmers zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und Zuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, die nicht nach § 3 Nr 15 EStG steuerfrei sind (§ 40 Abs. 2 S. 2, 3 EStG, Pauschsteuersatz 15% mit Minderung der Entfernungspauschale oder 25% ohne Minderung der Entfernungspauschale).

	–
	Kurzfristige Beschäftigung (§ 40a Abs. 1 EStG, Pauschsteuersatz 25%).

	–
	Geringfügige Beschäftigung (§ 40a Abs. 2, 2a EStG, einheitlicher Pauschsteuersatz 2%, dh einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer, wenn der Arbeitgeber für den geringfügig Beschäftigten Beiträge nach dem Sozialgesetzbuch VI zu entrichten hat bzw Pauschsteuersatz 20%, wenn der Arbeitgeber keine Beiträge nach dem Sozialgesetzbuch VI zu entrichten hat).

	–
	Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirtschaft (§ 40a Abs. 3 EStG, Pauschsteuersatz 5%).

	–
	Kurzfristige im Inland ausgeübte Tätigkeit beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer, die einer ausländischen Betriebsstätte des Arbeitgebers zugeordnet werden (§ 40a Abs. 7 EStG, Pauschsteuersatz 30%).

	–
	Beiträge an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (insbesondere Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes, soweit deren Finanzierung im Umlageverfahren erfolgt, wie Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, VBL), bis zu 1 752 €/Jahr und Beiträge für eine Unfallversicherung des Arbeitnehmers bis zu 100 €/Jahr (§ 40b Abs. 1–3 EStG, Pauschsteuersatz 20%).
Diese Pauschalierung kann auch für Beiträge an Direktversicherungen und Zuwendungen an Pensionskassen in Anspruch genommen werden, sofern der Vertrag vor dem 1.1.2005 abgeschlossen wurde (§ 52 Abs. 40 EStG).

	–
	Bestimmte Sonderzahlungen des Arbeitgebers an eine Versorgungseinrichtung (§ 40b Abs. 4 iVm § 19 Abs. 1 S. 1 Nr 3 S. 2 EStG, Pauschsteuersatz 15%).


Abweichend von der Regelung für die allgemeine Lohnsteuer ist die pauschale Lohnsteuer vom Arbeitgeber zu übernehmen. Der Arbeitgeber ist Schuldner der pauschalen Lohnsteuer. Die pauschale Lohnsteuer darf nicht auf den Arbeitnehmer überwälzt werden. Der pauschal besteuerte Arbeitslohn und die pauschale Lohnsteuer bleiben bei der Besteuerung des Arbeitnehmers außer Ansatz. Die pauschale Lohnsteuer ist auf die Einkommensteuerschuld des Arbeitnehmers nicht anrechenbar (§ 37b Abs. 3, § 40 Abs. 3, § 40a Abs. 5, § 40b Abs. 5 S. 1 EStG).
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Für bestimmte vermögenswirksame Leistungen wird zur Förderung der Vermögensbildung von Arbeitnehmern eine Arbeitnehmer-Sparzulage in Höhe von 9% oder 20% gewährt. Die Sparzulage gilt nicht als steuerpflichtige Einnahme. Begünstigt sind unter anderem Beiträge zu Bausparverträgen von bis zu 470 €/Jahr. Für ausgewählte Vermögensbeteiligungen sind zusätzlich Leistungen von bis zu 400 €/Jahr begünstigt. Voraussetzung für die Gewährung der Arbeitnehmer-Sparzulage ist, dass bestimmte Einkommensgrenzen nicht überschritten werden (grundsätzlich 20 000 € bei Alleinstehenden, 40 000 € bei Verheirateten, § 13 des 5. VermBG).

Die Arbeitnehmer-Sparzulage ergänzt die Wohnungsbau-Prämie nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz, die allen unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Personen (also nicht nur Arbeitnehmern) für Beiträge an Bausparkassen und diesen gleich gestellten Beiträgen gewährt wird. Die Prämie beträgt 10% der Beiträge, wobei maximal Beiträge bis zu 700 € (Ledige) bzw 1 400 € (Verheiratete) begünstigt sind. Die Prämie ist keine einkommensteuerpflichtige Einnahme. Die Einkommensgrenze beträgt 35 000 € (Ledige) bzw 70 000 € (Verheiratete). Wird die Arbeitnehmer-Sparzulage gewährt, entfällt die Wohnungsbau-Prämie.
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Sachprämien, die Fluggesellschaften im Rahmen von Kundenbindungsprogrammen gewähren, können, soweit die Sachprämien den Freibetrag in Höhe von 1 080 € übersteigen (§ 3 Nr 38 EStG), von dem gewährenden Unternehmen pauschal mit 2,25% des Werts der Sachprämien besteuert werden (Pauschalierung der Einkommensteuer durch Dritte, § 37a EStG). Vorbild für diese Sonderregelung ist das „miles & more-Programm“ der Lufthansa.
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Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit sind bei sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmern grundsätzlich im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherungen beitragspflichtig. Soweit die Einnahmen steuerfrei sind oder die Einkommensteuer durch eine Pauschalierung abgegolten wird, sind die Einnahmen in den meisten Fällen bei den gesetzlichen Sozialversicherungen nicht beitragspflichtig (§ 14 SGB IV, § 1 SvEV).
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Zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge von Arbeitnehmern mit einem geringen Einkommen (im Jahr nicht mehr als 26 400 €) wird dem Arbeitgeber unter bestimmten Voraussetzungen ein 30%iger Zuschuss, höchstens 288 €/Arbeitnehmer, auf die an ausgewählte Versorgungseinrichtungen gezahlten Beiträge gewährt (Förderbetrag zur betrieblichen Altersvorsorge, § 100 EStG).







6. Einkünfte aus Kapitalvermögen



a) Kennzeichen und Umfang der Einkünfte aus Kapitalvermögen
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Das Gesetz enthält keine allgemeine Definition, welche Einnahmen unter die Einkünfte aus Kapitalvermögen zu subsumieren sind. Aus der abschließenden Aufzählung in § 20 EStG lässt sich aber als gemeinsames Merkmal dieser Einkunftsart die Überlassung von privatem Geldkapitalvermögen zur Nutzung erkennen. Erfasst werden zum einen das (laufende) Entgelt für die Nutzungsüberlassung (§ 20 Abs. 1 EStG) und zum anderen die Veränderung des Werts der privaten Kapitalanlage (Besteuerung von Veräußerungsgewinnen, § 20 Abs. 2 EStG).[43]
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Die Einkünfte aus Kapitalvermögen, die als Gegenleistung für die Nutzungsüberlassung anzusehen sind, gliedern sich in vier Gruppen:
	–
	Einkünfte aus der Beteiligung an Kapitalgesellschaften (§ 20 Abs. 1 Nr 1, 2 EStG). Hierzu zählen insbesondere die offenen und verdeckten Gewinnausschüttungen einer Kapitalgesellschaft und von Genossenschaften. Die Einkünfte werden demjenigen zugerechnet, der im Zeitpunkt des Gewinnverteilungsbeschlusses wirtschaftlicher Eigentümer der Anteile ist (§ 20 Abs. 5 EStG). 
Nicht zu den Einnahmen aus Kapitalvermögen gehört die Rückzahlung des überlassenen Kapitals. Die Erfassung von Einnahmen aus Leistungen von Organisationen, die keine Gewinnausschüttungen tätigen können (zB Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sonstige juristische Personen des privaten Rechts, nichtrechtsfähige Vereine und Stiftungen sowie Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts), an die hinter diesen Organisationen stehenden Personen dient der Gleichstellung mit Anteilseignern einer Kapitalgesellschaft (§ 20 Abs. 1 Nr 9, 10 EStG). Beispielsweise gehören hierzu Abführungen einer Stadtsparkasse an die Stadt als ihren Gewährträger.

	–
	Gewinnanteile aus der Vergabe eines partiarischen (gewinnabhängigen) Darlehens oder aus der Beteiligung als typisch stiller Gesellschafter (§ 20 Abs. 1 Nr 4 EStG).

	–
	Entgelte aus sonstigen Kapitalforderungen (§ 20 Abs. 1 Nr 5–8 EStG). Unter diese Gruppe fallen Erträge aus Kapitalanlagen ohne Beteiligungscharakter (zB Zinsen aus Hypotheken oder Grundschulden, Renten aus Rentenschulden, Zinsen aus einem Sparbuch, Zinsen aus einem Festgeldkonto, Zinsen aus festverzinslichen Wertpapieren sowie Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen, auch wenn die Höhe des Entgelts oder die Höhe der Rückzahlung von einem ungewissen Ereignis abhängt) und Diskontbeträge von Wechseln.
Steuerpflichtig sind auch die Erträge aus bestimmten Lebensversicherungen, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden (Kapitallebensversicherungen und Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht, soweit keine Rentenzahlungen gewählt werden). Bei diesen Lebensversicherungen gilt als Ertrag die Differenz zwischen der ausbezahlten Versicherungsleistung und der Summe der entrichteten Beträge. Wird die Versicherungsleistung nach Vollendung des 62. Lebensjahres des Steuerpflichtigen und nach Ablauf von mindestens zwölf Jahren seit dem Vertragsabschluss ausbezahlt, sind die Erträge nur zur Hälfte steuerpflichtig (§ 20 Abs. 1 Nr 6 iVm § 52 Abs. 28 S. 7 EStG).[44]
Bei Lebensversicherungen, die vor dem 1.1.2005 abgeschlossen wurden, sind die Erträge unter bestimmten Voraussetzungen (zB Kapitallebensversicherung mit einer Mindestlaufzeit von zwölf Jahren) nicht steuerbar. Sind diese Voraussetzungen (ausnahmsweise) nicht erfüllt, unterliegen die Zinsanteile als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Besteuerung (§ 52 Abs. 28 S. 5 EStG).[45]

	–
	Stillhalterprämien, die für die Einräumung von Optionen vereinnahmt werden (§ 20 Abs. 1 Nr 11 EStG).
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Bei Einkünften aus Kapitalvermögen unterliegen nicht nur die Erträge aus der laufenden Nutzung des Kapitals der Besteuerung (§ 20 Abs. 1 EStG). Vielmehr erfolgt nach § 20 Abs. 2 EStG eine umfassende Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kapitalanlagen:[46]
	–
	Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, Genussrechten, Wandelschuldverschreibungen und ähnlichen in- und ausländischen Beteiligungen,

	–
	Gewinne aus der Veräußerung oder Abtretung von Dividendenscheinen ohne das Stammrecht und Gewinne aus der isolierten Veräußerung von Zinsscheinen oder von Zinsforderungen,

	–
	Wertzuwächse aus Termingeschäften sowie aus der Veräußerung eines als Termingeschäft ausgestalteten Finanzinstruments, wie Optionsgeschäfte, Swaps, Devisentermingeschäfte, Forwards und Futures,

	–
	Gewinne aus der Veräußerung von Beteiligungen als stiller Gesellschafter oder von Forderungen aus einem partiarischen Darlehen,

	–
	Gewinne aus der Übertragung von Hypotheken, Grundschulden oder Rentenschulden,

	–
	Gewinne aus der Veräußerung von Ansprüchen aus Lebensversicherungen,

	–
	Gewinne aus der Veräußerung von sonstigen Kapitalforderungen jeder Art (hierbei handelt es sich um eine Auffangvorschrift, um die Besteuerung sämtlicher Vermögenszuwächse aus der Veräußerung zu erfassen, Beispiel: Zertifikate) und

	–
	Gewinne im Zusammenhang mit der Aufgabe einer Rechtsposition als Mitglied oder Gesellschafter einer Körperschaft iSd § 1 Abs. 1 Nr 3–5 KStG (zB Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sonstige juristische Personen des privaten Rechts, nichtrechtsfähige Vereine und Stiftungen).


Die Wertzuwächse werden nicht nur bei einer Veräußerung (= entgeltliche Übertragung des Eigentums an der Kapitalanlage) erfasst, sondern auch bei der vertragsmäßigen Rückzahlung der Kapitalforderung, der vorzeitigen Rückzahlung, der Endeinlösung einer Forderung oder eines Wertpapiers, der Abtretung einer Kapitalanlage oder der verdeckten Einlage in eine Kapitalgesellschaft (§ 20 Abs. 2 S. 2 EStG). Beim Erwerb bzw bei der Veräußerung von Beteiligungen an vermögensverwaltenden Personengesellschaften erfolgt eine anteilige Zurechnung zu dem erwerbenden bzw veräußernden Gesellschafter (Transparenzprinzip, § 20 Abs. 2 S. 3 EStG).
Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch besondere Entgelte oder Vorteile, die neben den laufenden Einnahmen oder Wertzuwächsen gewährt werden (§ 20 Abs. 3 EStG).
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Bei den Einkünften aus Kapitalvermögen werden also sämtliche Vermögensmehrungen der Kapitalanlage erfasst. Dies gilt sowohl für laufende Vergütungen als auch für Erfolge aus der Veräußerung der Kapitalanlage. Es ist auch unbedeutend, ob die Einnahmen sicher sind oder ob sie hinsichtlich der Höhe der laufenden Vergütung oder des Einlösungsbetrags ungewiss sind. Die Abgrenzung des Besteuerungsumfangs wird damit bei Einkünften aus Kapitalvermögen in gleicher Weise vorgenommen wie bei den Gewinneinkunftsarten. Die Zuordnung in § 2 Abs. 2 EStG zu den Überschusseinkunftsarten lässt sich nur mit der historischen Entwicklung des Einkommensteuergesetzes erklären. Inhaltlich ist sie seit dem Jahr 2009 unzutreffend. Bei Einkünften aus Kapitalvermögen erfolgt die Abgrenzung des Besteuerungsumfangs nämlich seit der Neuordnung der Besteuerung von Einkünften aus Kapitalvermögen im Zusammenhang mit der Einführung der Abgeltungsteuer (§ 32d EStG) in Anlehnung an die Reinvermögensänderungstheorie und nicht mehr auf Grundlage der Quellentheorie.






b) Abgrenzung gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb
128


Die Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, an der eine natürliche Person innerhalb der letzten fünf Jahre zu mindestens 1% beteiligt ist, führt zu Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 17 EStG). Die Zuordnung zu dieser Haupteinkunftsart geht der Zuordnung zu der Nebeneinkunftsart Einkünfte aus Kapitalvermögen vor (§ 20 Abs. 8 EStG). Damit werden diese Veräußerungsgewinne nach dem Teileinkünfteverfahren besteuert (60% des Veräußerungsgewinns unterliegen dem Normaltarif) und nicht nach dem Konzept der Abgeltungsteuer (25% auf den vollen Veräußerungsgewinn). Für diese Differenzierung nach der Beteiligungsquote gibt es keine methodische Begründung. Mit der Einführung einer allgemeinen Veräußerungsgewinnbesteuerung bei den Einkünften aus Kapitalvermögen im Jahr 2009 hat sie (zumindest bei rein nationalen Sachverhalten) ihre Berechtigung verloren.
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Die Verwaltung eines Wertpapierbesitzes bildet grundsätzlich keinen Gewerbebetrieb. Dies gilt auch dann, wenn das Vermögen sehr umfangreich ist, wenn der Wertpapierbestand zur Erzielung von Kursgewinnen häufig umgeschichtet wird und wenn die Kapitalanlagen mit Fremdkapital finanziert werden. Von einer Vermögensverwaltung wird solange ausgegangen, wie die An- und Verkäufe und die Verwaltung in der im Privatbereich üblichen Form durchgeführt werden, dh durch Erteilung von Aufträgen an eine Bank. Der An- und Verkauf von Wertpapieren überschreitet grundsätzlich nicht den Rahmen einer Vermögensverwaltung. Einkünfte aus Gewerbebetrieb werden nur in den Ausnahmefällen angenommen, in denen die Tätigkeit die im Kreditwesengesetz definierten Kriterien eines Wertpapierhandelsunternehmens oder Finanzunternehmens erfüllt.[47]






c) Besonderheiten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen
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(1) Begrenzung des Steuersatzes als Vorteil der Abgeltungsteuer: Einnahmen, die als Einkünfte aus Kapitalvermögen erfasst werden, unterliegen der Kapitalertragsteuer (§ 43 EStG). Die Kapitalertragsteuer beträgt grundsätzlich 25% der Kapitalerträge (§ 43a EStG).[48]
Für Einkünfte aus Kapitalvermögen gilt ein gesonderter Steuertarif von 25% (§ 32d EStG). Da der Sondersteuersatz für Einkünfte aus Kapitalvermögen mit dem Steuersatz der Kapitalertragsteuer übereinstimmt, können Einkünfte aus Kapitalvermögen bei der Einkommensteuerveranlagung grundsätzlich unberücksichtigt bleiben (Abgeltungsteuer, § 25 Abs. 1 iVm § 43 Abs. 5 EStG).[49]

Die der Abgeltungsteuer unterliegenden Einkünfte werden auch dann nicht in die Veranlagung einbezogen, wenn im Rahmen des Einkommensteuergesetzes an die Begriffe Einkünfte, Summe der Einkünfte, Gesamtbetrag der Einkünfte, Einkommen oder zu versteuerndes Einkommen angeknüpft wird (§ 2 Abs. 5b EStG). Knüpfen außersteuerliche Rechtsnormen (zB im Sozialhilferecht) an die im Einkommensteuergesetz verwendeten Begriffe Einkünfte, Summe der Einkünfte, Gesamtbetrag der Einkünfte, Einkommen und zu versteuerndes Einkommen an, werden die Einkünfte, die der Abgeltungsteuer unterliegen, aber berücksichtigt (§ 2 Abs. 5a S. 1 EStG).
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Der Grundsatz, dass Einkünfte aus Kapitalvermögen bei der Einkommensteuerveranlagung unberücksichtigt bleiben, wird durch mehrere Ausnahmen durchbrochen. Abb. 2.4 enthält dazu einen Überblick.
Abb. 2.4:System der Veranlagung bei Einkünften aus Kapitalvermögen

[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]

Ein Einbezug in die Veranlagung erfolgt ausnahmsweise in den Fällen, in denen kein Kapitalertragsteuerabzug vorgenommen wird (§ 32d Abs. 3 EStG). Dies gilt insbesondere für ausländische Kapitalerträge sowie für Gewinne aus der Veräußerung von GmbH-Anteilen.
Bei ausländischen Einkünften erfolgt zur Vermeidung einer internationalen Doppelbesteuerung eine Anrechnung der im Ausland gezahlten Quellensteuer (§ 32d Abs. 1, 5 EStG).[50]
Bemessungsgrundlage für die Abgeltungsteuer bilden grundsätzlich die Einnahmen. Bei Veräußerungsgewinnen wird auf die Differenz zwischen dem erzielten Veräußerungserlös und den beim Erwerb anfallenden Anschaffungskosten abgestellt. Die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Veräußerung stehenden Aufwendungen sind abziehbar (§ 20 Abs. 4 S. 1 EStG).
Zur Einschränkung von Steuergestaltungen werden folgende (Festzins-)Darlehen, stille Gesellschaften und partiarische Darlehen in den Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer nicht einbezogen. Diese Zinsen und Gewinnanteile unterliegen beim Empfänger der Besteuerung nach dem Normaltarif (§ 32d Abs. 2 Nr 1 EStG):
	–
	Darlehen und stille Gesellschaften zwischen nahestehenden Personen, soweit die den Kapitalerträgen entsprechenden Aufwendungen vom Schuldner bei Einkünften, die der inländischen Besteuerung unterliegen, als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden,[51]

	–
	Gesellschafterdarlehen und stille Gesellschaften, wenn der Gläubiger an der Kapitalgesellschaft zu mindestens 10% beteiligt ist[52]
(Dies gilt auch dann, wenn die Kapitalerträge an eine dem Anteilseigner nahestehende Person gezahlt werden.[53]),

	–
	Back-to-Back-Finanzierungen
(Der Schuldner der Kapitalerträge hat seinerseits Kapital an einen Betrieb des Gläubigers überlassen oder ein Dritter überlässt einer Personengesellschaft oder einer Kapitalgesellschaft Kapital und der Dritte kann auf den Gläubiger bzw eine diesem nahestehende Person zurückgreifen. Bei Personengesellschaften ist zusätzlich Voraussetzung, dass der Gläubiger Mitunternehmer der Personengesellschaft ist. Bei Kapitalgesellschaften wird die Back-to-Back-Finanzierung nur erfasst, wenn der Gläubiger oder eine diesem nahestehende Person an der Kapitalgesellschaft zu mindestens 10% beteiligt ist.).


Bei Lebensversicherungen, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden, wird die Differenz zwischen der ausbezahlten Versicherungsleistung und der Summe der entrichteten Beträge unter bestimmten Voraussetzungen (Kapitallebensversicherungen und Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht, soweit keine Rentenzahlungen gewählt werden, Laufzeit des Vertrags mindestens zwölf Jahre und Auszahlung erfolgt erst nach Vollendung des 62. Lebensjahres) nur zur Hälfte besteuert (§ 20 Abs. 1 Nr 6 S. 2 iVm § 52 Abs. 28 S. 7 EStG). Um eine doppelte Begünstigung zu vermeiden, werden diese Erträge nach dem Normaltarif besteuert. Die Anwendung des Sondersteuersatzes für Einkünfte aus Kapitalvermögen scheidet in diesem Fall aus (§ 32d Abs. 2 Nr 2 EStG). Bei diesen Erträgen erfolgt also eine Entlastung durch Reduzierung der Bemessungsgrundlage (nur hälftige Besteuerung der Erträge) und nicht durch Reduzierung des Steuersatzes (Abgeltungsteuer kommt nicht zur Anwendung).
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Da sich der Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer nur auf die Einkünfte aus Kapitalvermögen erstreckt, ist eine Abgrenzung gegenüber den anderen Einkunftsarten vorzunehmen. Diese Abgrenzung ist deshalb notwendig, weil Einkünfte aus Kapitalvermögen der 25%igen Abgeltungsteuer unterliegen, während die anderen Einkünfte grundsätzlich nach dem Normaltarif besteuert werden.
(a) Die Zuordnung zu den Einkünften aus Kapitalvermögen geht der Einordnung als privates Veräußerungsgeschäft vor (§ 23 Abs. 2 EStG). Dies bedeutet, dass ein privates Veräußerungsgeschäft nur bei Immobilien sowie bei Wirtschaftsgütern, die weder Immobilien noch private Kapitalanlagen sind, vorliegen kann.
(b) Die Zuordnung zu einer der Gewinneinkunftsarten und zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geht der Zuordnung zu den Einkünften aus Kapitalvermögen vor (§ 20 Abs. 8 EStG). Wird zusätzlich berücksichtigt, dass bei Dividenden, die außerhalb des Anwendungsbereichs der Abgeltungsteuer bezogen wurden, das Teileinkünfteverfahren (40%ige Steuerbefreiung nach § 3 Nr 40 EStG) gilt, ergeben sich bei einer Zuordnung zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit oder aus Vermietung und Verpachtung im Vergleich zu einer Zuordnung zu den Einkünften aus Kapitalvermögen folgende Rechtsfolgen:
	–
	Zinsen sowie Gewinne aus der Veräußerung von Kapitalanlagen (soweit keine Anteile an einer Kapitalgesellschaft)
zu 100% Besteuerung nach dem Normaltarif der Einkommensteuer anstatt 25%ige Abgeltungsteuer auf 100% der Einkünfte
bei Einkünften aus Gewerbebetrieb: zusätzlich Gewerbesteuer

	–
	Dividenden sowie Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft
zu 60% Besteuerung nach dem Normaltarif der Einkommensteuer anstatt 25%ige Abgeltungsteuer auf 100% der Einkünfte
bei Einkünften aus Gewerbebetrieb: zusätzlich auf 60% der Einkünfte Gewerbesteuer, soweit keine Kürzung nach § 9 Nr 2a, 7, 8 GewStG erfolgt

	–
	Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft iSd § 17 EStG (Beteiligungsquote mindestens 1%)
zu 60% Besteuerung nach dem Normaltarif der Einkommensteuer anstatt 25%ige Abgeltungsteuer auf 100% der Einkünfte.


Für Einkünfte aus Kapitalvermögen, die vom Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer erfasst werden, wird ein Sparer-Pauschbetrag von 801 € (Ledige) bzw 1 602 € (zusammenveranlagte Ehegatten) gewährt (§ 20 Abs. 9 EStG).
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(2) Bruttobesteuerung und Einschränkung der Verlustverrechnung als Nachteil der Abgeltungsteuer: Innerhalb des Anwendungsbereichs der Abgeltungsteuer wird eine Bruttobesteuerung vorgenommen. Der Abzug des Sparer-Pauschbetrags ersetzt den Abzug der tatsächlich angefallenen Werbungskosten (§ 20 Abs. 9 EStG). Deshalb dürfen bei Kapitalerträgen, die der Abgeltungsteuer unterliegen, die damit zusammenhängenden Werbungskosten nicht abgezogen werden. Das Abzugsverbot gilt beispielsweise für Depotgebühren, Beratungsgebühren und Fremdkapitalzinsen.[54] Durch dieses Abzugsverbot wird das Nettoprinzip, das eines der grundlegenden Prinzipien der Einkommensbesteuerung ist, nicht beachtet. In § 2 Abs. 2 S. 2 EStG wird explizit darauf hingewiesen, dass es sich bei diesem Abzugsverbot um eine Ausnahme von dem prinzipiell für die Ermittlung der Einkünfte geltenden (sachlichen) Nettoprinzip handelt.
Der Gesetzgeber begründet die Bruttobesteuerung wie folgt:
	–
	Bei Steuerpflichtigen mit geringen Einkünften aus Kapitalvermögen liegt deshalb kein Verstoß gegen das Nettoprinzip vor, weil bei dieser Gruppe von Steuerpflichtigen die tatsächlich angefallenen Werbungskosten im Regelfall niedriger sind als der Sparer-Pauschbetrag.

	–
	Bei Steuerpflichtigen mit hohen Einkünften aus Kapitalvermögen führt die Besteuerung mit der 25%igen Abgeltungsteuer anstatt einer Besteuerung mit dem persönlichen Einkommensteuersatz von bis zu 45% zu einer derart hohen Entlastung, dass sich damit der in Zusammenhang mit dem Verbot, Werbungskosten abzuziehen, entstehende Verstoß gegen das Nettoprinzip rechtfertigen lässt.
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Die gesonderte Behandlung von Einkünften führt auch zu Einschränkungen beim Verlustausgleich (§ 20 Abs. 6 EStG):
	–
	Eine Verrechnung von positiven Einkünften aus Kapitalvermögen mit negativen Einkünften aus einer anderen Einkunftsart ist nicht möglich.

	–
	Negative Einkünfte aus Kapitalvermögen (zB Veräußerungsverluste, gezahlte Stückzinsen) dürfen nur innerhalb der Einkünfte aus Kapitalvermögen verrechnet werden, aber nicht mit positiven Einkünften einer anderen Einkunftsart. Bei negativen Einkünften aus Kapitalvermögen ist darüber hinaus nur ein Verlustvortrag zulässig. Ein Verlustrücktrag scheidet demgegenüber aus.
Bei Verlusten aus der Veräußerung von Aktien ist der Verlustverrechnungskreis noch enger. Diese Verluste können nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien verrechnet werden.
Verluste aus Termingeschäften können nur mit Gewinnen aus Termingeschäften verrechnet werden. Betragsmäßig besteht eine Beschränkung auf jährlich 10 000 €.
Bei Verlusten aus der Uneinbringlichkeit von Kapitalforderungen und aus der Übertragung von wertlosen Kapitalanlagen ist die Verrechnung mit Einkünften aus Kapitalvermögen auf 10 000 €/Jahr beschränkt.

Für beim Erwerb von Kapitalanlagen gezahlte Stückzinsen erfolgt eine Verrechnung bis zur Höhe der positiven Kapitalerträge. Ist die Verrechnung der Stückzinsen nicht vollständig möglich, kommt es zu einem Vortrag in das nächste Kalenderjahr (§ 43a Abs. 3 EStG).
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(3) Bei unternehmerischer Beteiligung für Dividenden Wahlrecht zur Anwendung des Teileinkünfteverfahrens: Gesellschafter, die an der Kapitalgesellschaft unternehmerisch beteiligt sind, haben die Option, die Dividenden nach dem Teileinkünfteverfahren zu besteuern (§ 32d Abs. 2 Nr 3 EStG). Von einer unternehmerischen Beteiligung wird ausgegangen, wenn der Anteilseigner entweder eine Beteiligung von mindestens 25% an der Kapitalgesellschaft hält oder wenn er an der Kapitalgesellschaft zu mindestens 1% beteiligt ist und er gleichzeitig durch eine berufliche Tätigkeit bei dieser Kapitalgesellschaft einen maßgeblichen unternehmerischen Einfluss auf deren wirtschaftliche Tätigkeit nehmen kann (zB als Gesellschafter-Geschäftsführer). Die Ausübung dieses Wahlrechts hat zwei Effekte:[55]
	–
	Die Dividenden werden nach dem Teileinkünfteverfahren besteuert. Dies bedeutet, dass sie zu 60% dem Normaltarif unterliegen (40%ige Steuerbefreiung nach § 3 Nr 40 EStG).

	–
	Die im Zusammenhang mit der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft auf Ebene des Gesellschafters anfallenden Aufwendungen sind zu 60% als Werbungskosten abziehbar (40%iges Abzugsverbot nach § 3c Abs. 2 EStG).

Das Wahlrecht gilt nur für Dividenden. Gewinne aus der Veräußerung der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft unterliegen als Einkünfte aus Gewerbebetrieb generell dem Teileinkünfteverfahren, da bei unternehmerisch beteiligten Gesellschaftern die in § 17 EStG vorgesehene Mindestbeteiligung von 1% überschritten ist.



Entstehen bei einem unternehmerisch beteiligten Gesellschafter keine Aufwendungen, ist die Ausübung des Wahlrechts zur Besteuerung nach dem Teileinkünfteverfahren bis zu einem persönlichen Einkommensteuersatz von 41,67% zu empfehlen. Liegt der Einkommensteuersatz des Gesellschafters über 41,67%, führt die Besteuerung der Dividenden mit der Abgeltungsteuer zu einer geringeren Belastung als die Besteuerung nach dem Teileinkünfteverfahren:
	Teileinkünfteverfahren
	<
	Abgeltungsteuer

	60% der Dividenden × sESt
	<
	100% der Dividenden × sAbgSt

	60% × sESt
	<
	25,00%

	sESt
	<
	41,67%


Fallen auf Ebene des Anteilseigners Ausgaben an, die im Zusammenhang mit der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft stehen, erweitert sich der Bereich, in dem die Beantragung zur Besteuerung der Dividenden nach dem Teileinkünfteverfahren zu empfehlen ist. Bei einer Besteuerung der Dividenden nach dem Teileinkünfteverfahren können die Ausgaben zu 60% als Werbungskosten abgezogen werden, während im Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer ein Abzug von Werbungskosten generell ausscheidet. Der anteilige Werbungskostenabzug ist der Hauptvorteil der Option zur Besteuerung von Dividenden nach dem Teileinkünfteverfahren.
Bei Einbezug von Werbungskosten empfiehlt sich die Option zum Teileinkünfteverfahren, wenn folgende Ungleichung erfüllt ist:
	Teileinkünfteverfahren
	<
	Abgeltungsteuer

	60% × (Dividenden – Werbungskosten) × sESt
	<
	Dividenden × sAbgSt

	Dividenden – Werbungskosten
	<
	(Dividenden × sAbgSt) / (60% × sESt)

	Werbungskosten
	>
	[Dividenden × (60% × sESt – sAbgSt)] / [60% × sESt]

	Werbungskosten
	>
	Dividenden × [1 – 25% / (60% × sESt)]


Bei einem persönlichen Einkommensteuersatz von unter 41,67% ist diese Bedingung immer erfüllt. Zum einen werden die Dividenden beim Teileinkünfteverfahren geringer belastet. Zum anderen können beim Teileinkünfteverfahren die Werbungskosten zu 60% abgezogen werden, während im Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer ein Werbungskostenabzug vollständig ausscheidet. Bei einem Einkommensteuersatz von über 41,67% ist der Nachteil des Teileinkünfteverfahrens aus der geringfügig höheren Besteuerung der Dividenden mit dem Vorteil aus dem teilweisen Werbungskostenabzug abzuwägen. Bei einem persönlichen Einkommensteuersatz von 45% ist das Teileinkünfteverfahren vorteilhaft, wenn die Werbungskosten mindestens 7,41% der Dividenden betragen. Bei einem persönlichen Einkommensteuersatz von 42% reichen bereits Werbungskosten von 0,794% der Dividenden aus, damit das Teileinkünfteverfahren vorzuziehen ist.
In der nachfolgenden Übersicht sind die wichtigsten Faktoren für die Entscheidung eines unternehmerisch beteiligten Gesellschafters für die Ausübung des Wahlrechts nach § 32d Abs. 2 Nr 3 EStG zusammengestellt:
Abb. 2.5: Erfassung von Dividenden nach dem Konzept der Abgeltungsteuer und nach dem Teileinkünfteverfahren im Vergleich

	steuerlicher Einflussfaktor
	Abgeltungsteuer
(wenn kein Antrag gestellt)
	Teileinkünfteverfahren (wenn Antrag gestellt)

	Umfang der Erfassung der Einnahmen (Dividenden)
	zu 100%
	zu 60%

	Umfang des Abzugs der Werbungskosten (Aufwendungen im Zusammenhang mit der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft)
	kein Abzug möglich
	zu 60%

	Sparer-Pauschbetrag
	ja
	nein

	Einbezug in den Verlustausgleich mit anderen Einkunftsarten
	nein
	ja

	Steuersatz
	Grundsatz: einheitlich 25% Ausnahme: Günstigerprüfung nach § 32d Abs. 6 EStG (niedrigerer persönlicher Steuersatz)
	persönlicher Steuersatz:
zwischen 0 und 45%

	Einbezug in die Veranlagung
	nein (Grundsatz)
	ja
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(4) Günstigerprüfung für Steuerpflichtige mit einem niedrigen persönlichen Einkommensteuersatz: Der Steuerpflichtige hat das Wahlrecht, die Einkünfte aus Kapitalvermögen in die Veranlagung einzubeziehen (§ 32d Abs. 6 EStG). Bei der Günstigerprüfung handelt es sich allerdings nicht um eine „echte“ Veranlagungsoption, da auch im Rahmen der Günstigerprüfung ein Abzug von Werbungskosten und eine Verrechnung von Veräußerungsverlusten mit positiven Einkünften aus einer anderen Einkunftsart ausscheiden. Diese Einschränkungen ergeben sich aus § 20 Abs. 6, 9 EStG, dh aus der Abgrenzung der Bemessungsgrundlage. Bei § 32d EStG handelt es sich um eine Vorschrift, die die Höhe des Steuersatzes regelt. Der Umfang der Einkünfte aus Kapitalvermögen wird durch § 32d EStG nicht beeinflusst. Das Wahlrecht zum Einbezug in die Veranlagung ist deshalb grundsätzlich nur dann vorteilhaft, wenn der persönliche Einkommensteuersatz unter dem Abgeltungsteuersatz von 25% liegt. Diese Aussage gilt unabhängig davon, wie hoch die angefallenen Werbungskosten oder Veräußerungsverluste sind.
Ein weiterer Vorteil der Günstigerprüfung ergibt sich, wenn bei einer anderen Einkunftsart Verluste entstehen. Im Rahmen der Günstigerprüfung können die Verluste aus anderen Einkunftsarten ausnahmsweise mit positiven Einkünften aus Kapitalvermögen verrechnet werden.[56]
Stellt der Steuerpflichtige den Antrag auf die Günstigerprüfung, erfolgt der Einbezug in die Veranlagung von Amts wegen nur dann, wenn dies für den Steuerpflichtigen günstiger ist. Ist die Besteuerung nach den Regeln der Abgeltungsteuer für den Steuerpflichtigen vorteilhaft, gilt der Antrag auf Einbezug der Kapitalerträge in die Veranlagung als nicht gestellt.
Der Antrag auf Einbezug in die Veranlagung kann jährlich gestellt werden. Er muss für alle Einkünfte aus Kapitalvermögen eines Jahres einheitlich gestellt werden. Bei einer Zusammenveranlagung ist nur eine einheitliche Ausübung des Einbezugswahlrechts für alle Einkünfte aus Kapitalvermögen der beiden Ehegatten möglich.
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(5) Besondere Veranlagung: Wenn im Rahmen des Abzugs der Kapitalertragsteuer nicht alle für den Steuerpflichtigen günstigen Umstände berücksichtigt wurden, kann eine besondere Veranlagung beantragt werden (besondere Veranlagungsoption zum pauschalen Steuersatz, § 32d Abs. 4 EStG). Beispiele für die besondere Veranlagung sind ein nicht vollständig ausgeschöpfter Sparer-Pauschbetrag oder die fehlende Berücksichtigung von im Ausland erhobenen Quellensteuern.
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(6) Auswirkungen auf die Zuschlagsteuern: Die abgeltende Wirkung der Kapitalertragsteuer auf Einkünfte aus Kapitalvermögen (Abgeltungsteuer) wirkt sich auch auf den Solidaritätszuschlag aus (§ 3 Abs. 1 Nr 5 SolZG iVm § 32d Abs. 1 EStG). Die Belastung aus der Abgeltungsteuer erhöht sich damit auf 26,38% (= 25,00% + 0,055 × 25,00%).
Bei Steuerpflichtigen, die kirchensteuerpflichtig sind, unterliegen die Einkünfte aus Kapitalvermögen zusätzlich der Kirchensteuer (§ 51a Abs. 2b EStG). Die Abziehbarkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird in pauschalierender Form berücksichtigt (§ 51a Abs. 2b iVm § 43, § 43a EStG). Der Abgeltungsteuersatz (dh die Einkommensteuer) reduziert sich nach folgender Formel (§ 32d Abs. 1 EStG):

Einkommensteuer = Einkünfte aus Kapitalvermögen / (4 + Kirchensteuersatz in %).

Fasst man die 25%ige Einkommensteuer, den 5,5%igen Solidaritätszuschlag sowie ggf zusätzlich die Kirchensteuer von 8% (Baden-Württemberg, Bayern) bzw 9% (die anderen Bundesländer) zusammen, ergibt sich für Einkünfte aus Kapitalvermögen, die in den Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer fallen, folgende Gesamtbelastung:


	–
	ohne Kirchensteuer
	26,38% (= 25,00% + 0,055 × 25,00%)

	–
	Kirchensteuersatz 8%
	27,82% (= 24,51% + 0,055 × 24,51% + 0,08 × 24,51%)

	–
	Kirchensteuersatz 9%
	28,00% (= 24,45% + 0,055 × 24,45% + 0,09 × 24,45%).
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 (7) Erträge aus Investmentfonds: Die Besteuerung von Erträgen aus Investmentfonds ist im Investmentsteuergesetz (InvStG) geregelt. Das InvStG geht als spezielles Gesetz den allgemeinen Regeln des EStG vor. Am 1.1.2018 kam es zu einem Konzeptionswechsel. Das bis dahin geltende Transparenzprinzip wurde durch eine Besteuerung auf der Grundlage des Trennungsprinzips ersetzt. Durch den Übergang auf das Trennungsprinzip wird die Besteuerung der Erträge aus Investmentfonds an die Systematik angelehnt, die bei der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft gilt. Diese Grundidee wird durch mehrere Abweichungen ergänzt, um die Besonderheiten von Investmentfonds zu berücksichtigen.[57]
Der Investmentfonds ist körperschaftsteuerpflichtig. In Ausnahmefällen unterliegt er auch der Gewerbesteuer (§ 6, § 15 InvStG). Die Erträge aus dem Investmentfonds sind beim Anleger als Einkünfte aus Kapitalvermögen einkommensteuerpflichtig (§ 20 Abs. 1 Nr 3 EStG iVm § 16 InvStG). Der Besteuerung unterliegen die Ausschüttungen des Investmentfonds. Bei Investmentfonds, die ihre Erträge thesaurieren, wird anstelle der Ausschüttungen eine Vorabpauschale besteuert. Durch diese Vorabpauschale soll mindestens die risikolose Marktverzinsung der Besteuerung unterliegen. Gewinne aus dem Verkauf von Anteilen an Investmentfonds sind gleichfalls steuerpflichtig.
Um eine Doppelbelastung in pauschalierender Form zu vermeiden, erfolgt auf Ebene des Kapitalanlegers eine Teilfreistellung (§ 20 InvStG). Die Höhe der steuerfrei bleibenden Erträge bestimmt sich danach, in welche Vermögenswerte der Investmentfonds investiert und wem die Fondsanteile gehören. Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass die Anteile einer natürlichen Person gehören und dass die Fondsanteile dem Privatvermögen zugeordnet werden. Bei Aktienfonds (Aktienanteil über 50%) sind 30% der Erträge steuerfrei. Bei Mischfonds (Aktienanteil zwischen 25 und 50%) beträgt die Teilfreistellung 15% der Erträge. Bei Immobilienfonds (Anteil der Immobilien mehr als 50%) unterliegen beim Anleger 60% der Erträge nicht der Einkommensteuer. Beträgt der Anteil der im Ausland belegenen Immobilien mehr als die Hälfte des Gesamtvermögens des Investmentfonds, erhöht sich der steuerfreie Teil auf 80%. Bei den weiteren Investmentfonds (zB Anlage in festverzinsliche Wertpapiere) wird keine Teilfreistellung gewährt. Für den steuerpflichtigen Teil der Erträge aus einem Investmentfonds wird entsprechend dem für Einkünfte aus Kapitalvermögen verfolgten Konzept die Einkommensteuer durch den Sondersteuersatz von 25% erhoben (Abgeltungsteuer, § 32d EStG).
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(8) Kontenabruf durch die Finanzverwaltung: Die Finanzbehörde kann bei Kreditinstituten über das Bundeszentralamt für Steuern einzelne Daten des Steuerpflichtigen abrufen, wenn dies zur Steuerfestsetzung oder -erhebung erforderlich ist und ein Auskunftsersuchen an den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 7 AO).[58] Die Kreditinstitute sind verpflichtet, Kontostammdaten zum Abruf durch das Bundeszentralamt für Steuern bereit zu halten. Diese Verpflichtung bezieht sich jedoch nicht auf Kontostände oder Kontobewegungen. Die Finanzbehörden können nur nachprüfen, ob ein Steuerpflichtiger bei einem bestimmten Kreditinstitut ein Konto oder Depot unterhält. Die Daten können vom Bundeszentralamt für Steuern im automatisierten Verfahren abgerufen werden (§ 93b AO). Andere Behörden können sich an das Finanzamt wenden, um entsprechende Informationen über Kontostammdaten zu erhalten, soweit ein anderes Gesetz an Begriffe des Einkommensteuergesetzes (zB Einkünfte, zu versteuerndes Einkommen) anknüpft (§ 93 Abs. 8 AO). Der automatisierte Abruf von Konteninformationen ist auf die Fälle beschränkt, in denen der Steuerpflichtige die Günstigerprüfung beantragt oder in denen der einkommensteuerliche Einkommensbegriff auch für andere Rechtsgebiete (zB Arbeitslosengeld II, Ausbildungsförderung, Wohngeld) von Bedeutung ist.








7. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung



a) Kennzeichen und Umfang der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
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Die pragmatische Abgrenzung des Einkommensbegriffs zeigt sich auch bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. § 21 EStG enthält keine generelle Kennzeichnung dieser Einkunftsart, sondern eine abschließende Aufzählung von vier Formen der Nutzungsüberlassung, die als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung gelten. Gemeinsames Merkmal dieser Einkunftsart bildet die entgeltliche Überlassung von nicht in Geld bestehenden Vermögenswerten (Realvermögen, insbesondere Sachen und Rechte iSd BGB) zur Nutzung an andere Personen im Wege der Vermietung, Verpachtung oder einer ähnlichen Vereinbarung.
Bei den Unterformen der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung handelt es sich im Einzelnen um (§ 21 Abs. 1 EStG):
	–
	Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, insbesondere Grundstücken, Gebäuden, Schiffen, Erbbaurechten.

	–
	Vermietung und Verpachtung von Sachinbegriffen. Unter einem Sachinbegriff versteht man eine Zusammenfassung von beweglichen Wirtschaftsgütern, die einem einheitlichen Zweck dienen und so aufeinander abgestimmt sind, dass sie eine wirtschaftliche Einheit bilden, wie beispielsweise ein (Teil-)Betrieb, ein Fuhrpark, ein Rechenzentrum oder eine Wohnungseinrichtung.
Nicht zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehört die Überlassung von einzelnen Wirtschaftsgütern des Privatvermögens; sie wird den sonstigen Einkünften iSd § 22 Nr 3 EStG zugerechnet.

	–
	zeitlich begrenzte Überlassung von Rechten. Diese Gruppe umfasst insbesondere Einnahmen aus der Überlassung von Urheberrechten, von geschützten oder nicht geschützten Erfindungen und von gewerblichen Erfahrungen, wie Lizenzgebühren.

	–
	Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen. Derartige Veräußerungserlöse stehen dem Nutzungsentgelt gleich.
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Die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung gehören zu den Überschusseinkunftsarten (§ 2 Abs. 2 EStG). Steuerlich relevant sind Vergütungen aus der Nutzungsüberlassung. Wertänderungen am überlassenen Vermögen, wie Wertsteigerungen von Grund und Boden oder Gebäuden, sind bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung grundsätzlich nicht steuerbar. Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung lehnt sich der Einkunftsbegriff also an die Quellentheorie an. Ausnahmen gelten allerdings für private Veräußerungsgeschäfte, dh wenn zwischen Anschaffung und Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten nicht mehr als zehn Jahre liegen. Bei anderen Wirtschaftsgütern verkürzt sich dieser Zeitraum grundsätzlich auf ein Jahr. Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften werden als sonstige Einkünfte iSd § 22 Nr 2 iVm § 23 EStG besteuert. Damit kommt es zu einem Auseinanderfallen der einkommensteuerlichen Zurechnung: Laufende Einkünfte führen zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, während Veräußerungsgewinne zu den sonstigen Einkünften gehören. Da die Einkommensteuer das Ziel verfolgt, die am Markt erwirtschafteten Vermögensmehrungen zu erfassen, ist die Besteuerung von Veräußerungsgewinnen in gleicher Weise gerechtfertigt wie die Besteuerung der regelmäßig zufließenden Einnahmen. Zu begründen ist nicht die Besteuerung von Veräußerungsgewinnen, sondern deren Nichtbesteuerung.[59]

Die grundsätzliche Nichtbesteuerung der Veräußerungsgewinne ist die Hauptursache dafür, dass die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sehr niedrig ausfallen. Im Jahre 2014 wurden durchschnittlich 5 007 € ausgewiesen. Bis zum Jahr 2002 waren die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung im Durchschnitt sogar negativ.[60]







b) Abgrenzung gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb und zur Liebhaberei
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(1) Die Vermietung und Verpachtung von Grundbesitz führt als eine Form der Vermögensverwaltung auch dann zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, wenn der Grundbesitz sehr umfangreich ist, wenn die Vermietung an zahlreiche Mieter mit erheblichen Verwaltungsarbeiten verbunden ist oder wenn die überlassenen Räume beim Mieter gewerblichen Zwecken dienen.
Ein Gewerbebetrieb liegt erst vor, wenn besondere Umstände hinzutreten. Das Nutzungsentgelt stellt beispielsweise dann Einkünfte aus Gewerbebetrieb dar,
	–
	wenn ein ständiger und schneller Wechsel der Mieter eine Tätigkeit erfordert, die über das bei langfristigen Vermietungen übliche Maß hinausgeht, wie Vermietung von Ausstellungsflächen, Messeständen, Tennisplätzen, kurzfristige Vermietung von Sälen, Beherbergung in Hotels und Gaststätten, oder

	–
	wenn der Vermieter zusätzliche Verpflichtungen übernimmt, wie Ersatz von unbrauchbar gewordenen Wirtschaftsgütern oder beim Betrieb eines Campingplatzes das Erbringen von wesentlichen Zusatzleistungen, die über die Bereitstellung des einzelnen Platzes hinausgehen (R 15.7 Abs. 2, 3 EStR).


Ein Gewerbebetrieb wird auch dann angenommen, wenn die Tätigkeit als (gewerblicher) Grundstückshandel zu qualifizieren ist. Ein gewerblicher Grundstückshandel wird vermutet, wenn Grundstücke mit Wiederveräußerungsabsicht erworben werden, dh wenn nicht die Nutzung im Vordergrund steht, sondern das Streben nach Veräußerungsgewinnen. Von einer Vermögensverwaltung wird typisierend ausgegangen, wenn der Steuerpflichtige innerhalb von fünf Jahren nicht mehr als drei Grundstücke veräußert (Drei-Objekt-Grenze).[61] Veräußert der Steuerpflichtige mehr als drei Objekte (unbebaute Grundstücke, Gebäude, Eigentumswohnungen), sind die Veräußerungsgewinne steuerpflichtig, da die Tätigkeit den Einkünften aus Gewerbebetrieb zugerechnet wird und diese Einkunftsart als Gewinneinkunftsart der Reinvermögensänderungstheorie folgt. Da der Drei-Objekt-Grenze lediglich indizielle Bedeutung zukommt, können besondere Umstände auch bei einer Veräußerung von weniger als vier Objekten eine gewerbliche Betätigung begründen.[62] Die Abgrenzung zwischen Vermögensverwaltung und gewerblichem Grundstückshandel hat allerdings durch die Ausdehnung der Frist, innerhalb derer die Veräußerung von Grundstücken des Privatvermögens nach § 23 EStG grundsätzlich steuerpflichtig ist, auf zehn Jahre sowie die pauschalierte Kompensation der Gewerbesteuer durch die Steuerermäßigung nach § 35 EStG an Bedeutung verloren.
Die Verpachtung eines Gewerbebetriebs als Ganzes führt als Überlassung einer Sachgesamtheit grundsätzlich zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 Abs. 1 Nr 2 EStG). Ausnahmen ergeben sich,
	–
	wenn der Verpächter den Gewerbebetrieb bislang selbst geführt hat (Wahlrecht, § 16 Abs. 3b EStG),[63] und

	–
	im Zusammenhang mit einer Betriebsaufspaltung (Annahme des Vorliegens eines Gewerbebetriebs kraft gewerblicher Betätigung, R 15.7 Abs. 4–8 EStR).[64]
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(2) Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung ist grundsätzlich vom Vorliegen der Einkunftserzielungsabsicht auszugehen.[65] Diese Typisierung gilt allerdings dann nicht, wenn besondere Umstände oder Beweisanzeichen gegen das Vorliegen einer Einkunftserzielungsabsicht sprechen oder wenn besondere Arten der Nutzung für sich allein Beweisanzeichen für eine private, nicht mit der Erzielung von Einkünften zusammenhängende Veranlassung sind. Gegen eine Einkunftserzielungsabsicht sprechen beispielsweise eine nicht auf Dauer angelegte Vermietungstätigkeit oder die Vermietung von Ferienwohnungen, wenn die Vermietung nur dazu dient, die Kosten der privaten Freizeitgestaltung zu mindern.
Bei einer langfristigen Vermietung an Angehörige ist danach zu differenzieren, in welchem Verhältnis die vereinbarte Miete zur ortsüblichen Marktmiete (Kaltmiete zuzüglich der nach der Zweiten Berechnungsverordnung umlagefähigen Kosten) steht:
	–
	Beträgt die vereinbarte Miete weniger als 66% der ortsüblichen Marktmiete, ist die Vermietungstätigkeit in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen (§ 21 Abs. 2 S. 1 EStG). Diese gesetzliche Typisierung führt zu einem anteiligen Werbungskostenabzug. Die auf den entgeltlichen Teil entfallenden Werbungskosten sind abziehbar. Die auf den unentgeltlichen Teil entfallenden Aufwendungen sind nichtabziehbar. Beträgt beispielsweise die vereinbarte Miete 30% der ortsüblichen Marktmiete, wirken sich 30% der Werbungskosten einkunftsmindernd aus.

	–
	Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 66% der ortsüblichen Marktmiete, ist von einer entgeltlichen Vermietung auszugehen (§ 21 Abs. 2 S. 2 EStG). Damit können die mit der Vermietungstätigkeit zusammenhängenden Werbungskosten in vollem Umfang abgezogen werden.








c) Besonderheiten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
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Größere Aufwendungen für die Erhaltung von Gebäuden, die im Zeitpunkt der Maßnahme nicht zu einem Betriebsvermögen gehören und deren Nutzfläche zu mehr als 50% Wohnzwecken dient, können auf zwei bis fünf Jahre verteilt werden (§ 82b EStDV). Diese Verteilung der Erhaltungsaufwendungen führt zwar dazu, dass die Ausgaben erst zeitverzögert als Werbungskosten abgezogen werden können (negativer Zeiteffekt). Von Vorteil ist allerdings, dass bei einer Verteilung das zu versteuernde Einkommen geringere Schwankungen aufweist. Der dadurch ausgelöste Progressionseffekt (positiver Steuersatzeffekt) kann so groß sein, dass er den negativen Zeiteffekt überkompensiert.
Erhaltungsaufwendungen für Gebäude in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen sowie Erhaltungsaufwendungen bei Baudenkmalen, die durch Zuschüsse nicht gedeckt sind, können gleichfalls auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilt werden (§ 11a, § 11b EStG).







8. Sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG



a) Begriff der sonstigen Einkünfte
146


Die Bezeichnung „sonstige Einkünfte“ ist ungenau. Da eine definitorische Abgrenzung des Einkommensbegriffs fehlt, werden von dieser Einkunftsart nicht sämtliche Vermögensmehrungen erfasst, die nicht unter eine der anderen sechs Einkunftsarten fallen. § 22 EStG hat nicht den Charakter einer Auffangvorschrift. Steuerpflichtig sind vielmehr nur die Einnahmen, die in § 22 EStG explizit aufgeführt sind. Deshalb lautet die genaue Bezeichnung „sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG“.
Bei den sonstigen Einkünften iSd § 22 EStG handelt es sich um eine Zusammenstellung von unterschiedlichen Tätigkeiten. Eine gemeinsame Definition ist nicht möglich. Darüber hinaus wird zum Teil die Idee der Einkommensteuer aufgegeben, wonach das am Markt erzielte Einkommen der Besteuerung unterliegt. Besonders deutlich wird dies beim Realsplitting (Unterhaltsleistungen des geschiedenen Ehegatten, § 22 Nr 1a EStG).






b) Umfang der sonstigen Einkünfte iSd § 22 EStG
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Nach § 22 EStG werden sechs Tatbestände dem steuerpflichtigen Bereich zugerechnet.
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(1) Wiederkehrende Bezüge (§ 22 Nr 1 EStG): Wiederkehrende Bezüge sind Bezüge in Geld oder Geldeswert, die in gewissen Zeitabständen zufließen, zu keiner anderen Einkunftsart gehören und keine Kaufpreisraten darstellen. Sie müssen auf einer einheitlichen Rechtsgrundlage beruhen. Sie dürfen nicht einzeln aufgrund eines jeweils neuen Beschlusses gewährt werden, vielmehr müssen die verschiedenen Zahlungen in einem inneren Zusammenhang stehen. Beispiele für wiederkehrende Bezüge sind Studienbeihilfen und Wohnrechte.
Wiederkehrende Bezüge unterteilen sich wie folgt:
Abb. 2.6:Wiederkehrende Bezüge

[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]

Wiederkehrende Bezüge werden nach Abzug der Werbungskosten grundsätzlich in vollem Umfang erfasst. Ausnahmen gelten für Leibrenten (lebenslange Leistungen aufgrund eines Rentenstammrechts), die lediglich in Höhe des in § 22 Nr 1 S. 3 EStG im Einzelnen konkretisierten Prozentsatzes der Besteuerung unterliegen. Die wichtigsten Beispiele für Leibrenten sind Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen (Arbeiter, Angestellte) oder einer Lebensversicherung auf Rentenbasis. Die Pensionen der Beamten gehören dagegen als nachträgliche Einnahmen aus einem Dienstverhältnis zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr 2 EStG).
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Bei Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, Leistungen von berufsständischen Versorgungseinrichtungen und landwirtschaftlichen Alterskassen sowie bei Erträgen aus einer privaten, kapitalgedeckten Lebensversicherung auf Rentenbasis („Rürup-Versicherung“) hängt der Besteuerungsanteil von dem Jahr ab, in dem zum ersten Mal Renten bezahlt werden (§ 22 Nr 1 S. 3 Buchst. a aa EStG). Renten, bei denen der Beginn der Rentenzahlungen im Jahr 2005 oder früher liegt, sind zur Hälfte steuerpflichtig. Liegt der Rentenbeginn später, erhöht sich der steuerpflichtige Teil jährlich um zwei Prozentpunkte (bis zum Jahr 2020) bzw um einen Prozentpunkt (ab dem Jahr 2021). Dies bedeutet, dass Renten, bei denen der Beginn der Zahlungen im Jahr 2040 oder später liegt, in vollem Umfang steuerpflichtig sind. Der genaue Anteil der Renten, die als sonstige Einkünfte steuerpflichtig sind, ist im Gesetz in einer Tabelle zusammengestellt. Diese Regelung steht im Zusammenhang mit dem Übergang der Besteuerung von Alterseinkünften auf die nachgelagerte Besteuerung.[66] Durch die nachgelagerte Besteuerung soll eine Gleichbehandlung der Besteuerung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung mit der Besteuerung von Pensionen der Beamten erreicht werden. Die Gleichstellung erfolgt allerdings nur stufenweise. Erst bei Renten, die im Jahr 2040 oder später beginnen, stimmt die steuerliche Behandlung der Alterseinkünfte überein.

Der Teil der Renten, der steuerfrei ist, wird in dem Jahr festgelegt, in dem zum ersten Mal Zahlungen bezogen werden. Bei einer späteren Erhöhung der Renten wird der steuerfreie Teil nicht angepasst. Die betragsmäßige Fixierung des steuerfreien Betrags bedeutet, dass Erhöhungen der Rentenzahlungen in vollem Umfang steuerpflichtig sind.

Zur Sicherstellung der Besteuerung von Altersrenten haben die gesetzlichen Rentenversicherungen, berufsständische Versorgungseinrichtungen, Pensionskassen, Pensionsfonds und private Versicherungsunternehmen Rentenzahlungen an eine zentrale Stelle bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (§ 81 EStG) zu übermitteln (Rentenbezugsmitteilung, § 22a EStG).

Steuerpflichtige, die das 64. Lebensjahr vollendet haben, können bei Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte den Altersentlastungsbetrag abziehen (§ 24a EStG). Durch den Altersentlastungsbetrag soll für die Einkünfte, die weder Versorgungsbezüge noch Altersrenten sind, ein Ausgleich dafür geschaffen werden, dass die Versorgungs- und Altersbezüge nicht in vollem Umfang der Besteuerung unterliegen, da entweder ein Versorgungsfreibetrag (§ 19 Abs. 2 EStG) gewährt wird oder die Altersbezüge nur in Höhe ihres Ertragsanteils der Besteuerung unterliegen (§ 22 Nr 1 EStG). Mit dem Übergang zur nachgelagerten Besteuerung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung werden aber der Versorgungsfreibetrag sukzessive abgebaut und der steuerpflichtige Anteil der Alterseinkünfte von Jahr zu Jahr erhöht. Damit hat die Begründung für den Altersentlastungsbetrag seine Berechtigung verloren. Konsequenterweise wird der Altersentlastungsbetrag entsprechend der Reduzierung des Versorgungsfreibetrags und der Erhöhung des steuerpflichtigen Teils der Altersrenten von Jahr zu Jahr verringert. Bei Steuerpflichtigen, die im Jahr 2005 bereits das 64. Lebensjahr vollendet hatten, beträgt der Altersentlastungsbetrag noch 40% der Einkünfte, die keine Versorgungs- oder Altersbezüge sind. Der Abzug ist betragsmäßig auf 1 900 € begrenzt. Sowohl der Prozentsatz als auch der Höchstbetrag gehen immer mehr zurück. Der Umfang der Minderung hängt von dem Kalenderjahr ab, in dem der Steuerpflichtige sein 64. Lebensjahr vollendet. Analog zum Versorgungsfreibetrag sowie zur Besteuerung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung entfällt der Altersentlastungsbetrag bei Steuerpflichtigen, die das 64. Lebensjahr im Jahr 2040 oder später vollenden, vollständig.
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Andere Leibrenten werden in Höhe ihres Ertragsanteils besteuert (§ 22 Nr 1 S. 3 Buchst. a bb EStG). Der Ertragsanteil gibt in pauschalierter Form den Zinsanteil wieder. Die Differenz zwischen dem Zahlungsbetrag und dem Ertragsanteil gilt als (nicht steuerbare) Kapitalrückzahlung. Der Ertragsanteil hängt von dem Lebensalter ab, das der Bezieher der Leibrenten in dem Jahr hat, in dem die Leibrente zum ersten Mal bezahlt wird. Der Ertragsanteil ist umso niedriger, je älter der Steuerpflichtige bei Beginn der Rente ist. Ist der Steuerpflichtige bei Beginn des Rentenbezugs beispielsweise 60 Jahre alt, beträgt der steuerpflichtige Ertragsanteil 22%, bei einem Alter von 65 Jahren reduziert sich der Ertragsanteil auf 18%. Der Ertragsanteil bleibt während der Rentenbezugszeit konstant, dh er gilt solange, wie die Rente bezahlt wird.

Die Ertragsanteilsbesteuerung gilt auch für Rentenversicherungen, die vor dem 1.1.2005 abgeschlossen wurden, sowie für Rentenversicherungen, die zwar nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurden, bei denen jedoch die Beiträge nicht nach § 10 Abs. 1 Nr 2 Buchst. b EStG als Sonderausgaben abgezogen werden konnten.
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 (2) Unterhaltsleistungen, die vom Leistenden als Sonderausgaben abziehbar sind (§ 22 Nr 1a EStG): Unterhaltsleistungen des geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten sind als sonstige Einkünfte zu versteuern, sofern der Zahlungsverpflichtete sie als Sonderausgaben abzieht (Realsplitting). Das Realsplitting ist auf den Betrag von 13 805 € begrenzt (§ 22 Nr 1a iVm § 10 Abs. 1a Nr 1 EStG). Dieser Betrag erhöht sich um die vom Unterhaltsverpflichteten tatsächlich geleisteten Beiträge für eine Kranken- und Pflegeversicherung des Unterhaltsberechtigten, soweit diese Beiträge zur Erlangung von Versicherungsleistungen auf dem sozialhilferechtlich gewährleisteten Leistungsniveau erforderlich sind.[67]


152


(3) Private Veräußerungsgeschäfte (§ 22 Nr 2 iVm § 23 EStG): Bei Wirtschaftsgütern, die im Zusammenhang mit einer Überschusseinkunftsart eingesetzt werden oder die ohne Einkunftserzielungsabsicht genutzt werden, sind Wertsteigerungen und -verluste grundsätzlich steuerlich unbeachtlich. Eine Ausnahme gilt für private Veräußerungsgeschäfte iSd § 22 Nr 2 iVm § 23 EStG.
Als private Veräußerungsgeschäfte gelten (§ 23 Abs. 1 EStG):
	–
	Verkauf von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten innerhalb von zehn Jahren nach ihrer Anschaffung

Nicht steuerbar ist die Veräußerung von Immobilien, die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden.


	–
	Verkauf von anderen Wirtschaftsgütern innerhalb eines Jahres nach ihrer Anschaffung.

Die Veräußerung von Gegenständen des täglichen Gebrauchs ist von der Veräußerungsgewinnbesteuerung ausgenommen. Damit sollen die Wirtschaftsgüter ausgeschlossen werden, die typischerweise bei privater Nutzung einem Wertverlust unterliegen, wie Fahrzeuge, Kleidungsstücke oder Möbel. Durch die Zuordnung zum nicht steuerbaren Bereich wird verhindert, dass bei Wirtschaftsgütern, die für Konsumzwecke genutzt werden, Veräußerungsverluste als negative Einkünfte verrechenbar sind.
Gewinne, die bei der Veräußerung von Wertpapieren und anderen Kapitalanlagen erzielt werden, sind seit dem Jahr 2009 als Einkünfte aus Kapitalvermögen zu versteuern. Da Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften den Einkünften aus einer anderen Einkunftsart zuzurechnen sind, soweit sie zu diesen gehören, unterliegen die Veräußerungsgewinne als Einkünfte aus Kapitalvermögen der 25%igen Abgeltungsteuer (§ 20 Abs. 2 iVm § 32d EStG). Dies gilt allerdings nur dann, wenn die Kapitalanlage nach dem 31.12.2008 erworben wurde. Wurde die Kapitalanlage vor dem 1.1.2009 erworben, ist der beim Verkauf erzielte Gewinn nicht steuerbar. Aufgrund einer langfristig wirkenden Übergangsvorschrift werden diese Veräußerungsgewinne von § 20 Abs. 2 EStG nicht erfasst (§ 52 Abs. 28 S. 11–17 EStG).[68] Bei Kapitalanlagen, die vor dem 1.1.2009 erworben wurden, kann kein privates Veräußerungsgeschäft mehr vorliegen, da die für § 23 EStG geltende Haltefrist von einem Jahr inzwischen abgelaufen ist.
Nach § 22 Nr 2 iVm § 23 EStG steuerbar ist damit insbesondere die Veräußerung von Kunstgegenständen, Antiquitäten, Oldtimern, Edelmetallen, Schmuck, Münzen und Devisen. Zu § 23 EStG und nicht zu § 20 Abs. 2 EStG werden Xetra-Gold Inhaberschuldverschreibungen (börsenfähige Wertpapiere, die dem Inhaber das Recht auf Auslieferung der verbrieften Menge Gold einräumen) zugeordnet. Damit sind die Veräußerungsgewinne nach Ablauf der einjährigen Haltefrist nicht steuerbar.[69]
Bei Wirtschaftsgütern, die (beispielsweise durch Vermietung) zumindest in einem Jahr als Einkunftsquelle genutzt wurden, verlängert sich die Haltefrist wie bei Gebäuden auf zehn Jahre.



Private Veräußerungsgeschäfte werden bis zu einem Betrag von 600 € nicht besteuert. Wird diese Freigrenze überschritten, unterliegen die Veräußerungsgewinne in vollem Umfang der Besteuerung (§ 23 Abs. 3 S. 5 EStG). Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften sind nur insoweit ausgleichsfähig, als im gleichen Jahr, im Vorjahr oder in zukünftigen Jahren Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften erzielt werden (§ 23 Abs. 3 S. 7, 8 EStG).
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(4) Sonstige Leistungen iSd § 22 Nr 3 EStG: Eine nach § 22 Nr 3 EStG steuerpflichtige Leistung ist jedes Tun, Dulden oder Unterlassen, das Gegenstand eines entgeltlichen Vertrags sein kann und um des Entgelts willen erbracht wird (H 22.8 EStH). Veräußerungsvorgänge fallen allerdings nicht unter die sonstigen Einkünfte iSd § 22 Nr 3 EStG, sondern unter § 22 Nr 2 iVm § 23 EStG (privates Veräußerungsgeschäft). Gleichfalls nicht erfasst werden Einnahmen, die unter eine der anderen sechs Einkunftsarten zu subsumieren sind (Subsidiarität der sonstigen Einkünfte iSd § 22 Nr 3 EStG gegenüber anderen Einkunftsarten).
Das Gesetz nennt als Beispiele Einkünfte aus gelegentlichen Vermittlungen und aus der Vermietung (einzelner) beweglicher Wirtschaftsgüter. Weitere Beispiele sind einmalige Bürgschaftsprovisionen, Einsammeln und Verwerten von leeren Flaschen, Vergütung für die Mitnahme in einem PKW, Entgelt für die Einräumung eines Vorkaufsrechts, Vergütungen für die Rücknahme eines Einspruchs in einem Baugenehmigungsverfahren, Bestechungsgelder, die von einem Dritten an einen Arbeitnehmer bezahlt werden, Entgelte, die an einen Erpresser gezahlt werden, Vermittlungsprovisionen, die eine Privatperson von einem Bauträger für die Vermittlung eines Käufers für eine Eigentumswohnung erhält, Entgelt, das eine Privatperson von einem Unternehmen für die Vermittlung eines Arbeitnehmers erhält, Verwertung von Zufallserfindungen, Preisgelder für die Teilnahme als Kandidat an einer Fernsehshow und Entgelt für die Bekanntgabe der Aufgabenstellung vor dem Klausurtermin.
Sonstige Einkünfte nach § 22 Nr 3 EStG sind nur steuerpflichtig, wenn sie die Freigrenze von 256 € übersteigen. Negative sonstige Einkünfte iSd § 22 Nr 3 EStG dürfen nicht mit anderen Einkünften verrechnet werden. Sie können nur mit positiven sonstigen Einkünften iSd § 22 Nr 3 EStG des Vorjahres oder der folgenden Jahre saldiert werden (§ 22 Nr 3 S. 3, 4 EStG).
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(5) Abgeordnetenbezüge (§ 22 Nr 4 EStG): Zu den steuerpflichtigen Einnahmen eines Abgeordneten gehören beispielsweise Entschädigungen, Amtszulagen, Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung, Übergangsgelder, Überbrückungsgelder, Sterbegelder, Versorgungsabfindungen und Versorgungsbezüge.
Aufwandsentschädigungen einschließlich der Tage- und Sitzungsgelder sowie Wahlkampfkostenerstattungen erhöhen die sonstigen Einkünfte nicht.
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(6) Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen (§ 22 Nr 5 EStG): Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen („Riester-Rente“) sind in dem Zeitpunkt, in dem die Leistungen an den Steuerpflichtigen ausbezahlt werden, als sonstige Einkünfte steuerpflichtig (§ 22 Nr 5 EStG). Die Leistungen unterliegen in vollem Umfang der Besteuerung, nicht wie Leibrenten nur mit einem bestimmten Prozentsatz. Für Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen gilt also das Konzept der nachgelagerten Besteuerung.
Leistungen aus einer betrieblichen Altersvorsorge in Form einer Direktversicherung, eines Pensionsfonds oder einer Pensionskasse sind gleichfalls in dem Zeitpunkt, in dem sie dem Steuerpflichtigen zufließen, in vollem Umfang als sonstige Einkünfte iSd § 22 Nr 5 EStG steuerpflichtig.






c) Besonderheit bei den sonstigen Einkünften iSd § 22 EStG
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Für Unterhaltsleistungen, Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen, Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen sowie aus einer betrieblichen Altersvorsorge in Form einer Direktversicherung, eines Pensionsfonds oder einer Pensionskasse gilt ein Werbungskosten-Pauschbetrag von insgesamt 102 € (§ 9a S. 1 Nr 3 EStG). Die Voraussetzungen für die Anwendung dieses Werbungskosten-Pauschbetrags sind für jeden Ehegatten getrennt zu prüfen.







9. Kriterien zur Abgrenzung zwischen den sieben Einkunftsarten
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Die Voraussetzungen für das Vorliegen der sieben Einkunftsarten überschneiden sich zum Teil. Dennoch sind die Einnahmen einer bestimmten Einkunftsart zuzurechnen. Aus steuerrechtlicher Sicht lassen sich die wichtigsten Unterscheidungskriterien wie folgt zusammenfassen:
	–
	Den Gewinneinkunftsarten (Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus selbständiger Arbeit und aus Gewerbebetrieb) ist gemeinsam, dass die Merkmale Selbständigkeit, Nachhaltigkeit, Gewinnerzielungsabsicht und Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr erfüllt sind und dass der Umfang einer Vermögensverwaltung überschritten wird. Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft bzw die Einkünfte aus selbständiger Arbeit gehen als spezielle Einkunftsart den Einkünften aus Gewerbebetrieb vor. Die Abgrenzung zwischen den drei Gewinneinkunftsarten erfolgt dadurch, dass land- und forstwirtschaftliche Betätigungen bzw freiberufliche und die weiteren selbständigen Tätigkeiten iSd § 18 EStG den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft bzw den Einkünften aus selbständiger Arbeit zugerechnet werden. Nur wenn keine dieser speziellen Aktivitäten vorliegt, führt die Tätigkeit zu Einkünften aus Gewerbebetrieb.

	–
	Das entscheidende Unterscheidungsmerkmal der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit von den drei Gewinneinkunftsarten ist die fehlende Selbständigkeit, dh die Arbeitnehmereigenschaft des Steuerpflichtigen.

	–
	Einkünfte aus Kapitalvermögen und Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung haben mit den Gewinneinkunftsarten die vier Positivmerkmale (Selbständigkeit, Nachhaltigkeit, Einkunftserzielungsabsicht, Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr) gemeinsam. Die Abgrenzung entscheidet sich danach, ob der Rahmen einer Vermögensverwaltung überschritten wird. Wenn die Tätigkeit als Vermögensverwaltung beurteilt wird, liegen Einkünfte aus Kapitalvermögen bzw aus Vermietung und Verpachtung vor. Tätigkeiten, die den Rahmen einer Vermögensverwaltung überschreiten, werden den Einkünften aus Gewerbebetrieb oder einer der beiden anderen Gewinneinkunftsarten zugeordnet. Bei privaten Veräußerungsgeschäften und der Veräußerung von Kapitalanlagen ergibt sich das Unterscheidungsmerkmal gegenüber den Gewinneinkunftsarten gleichfalls dadurch, dass diese Veräußerungsvorgänge im Rahmen einer Vermögensverwaltung anfallen.

	–
	In Abhängigkeit davon, ob Geld oder nicht in Geld bestehende Vermögenswerte zur Nutzung überlassen werden, wird zwischen den Einkünften aus Kapitalvermögen und den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung differenziert.

	–
	Bei den sonstigen Einkünften iSd § 22 Nr 3 EStG fehlt es an der Nachhaltigkeit der Tätigkeit sowie an der Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr. Der Rahmen einer Vermögensverwaltung wird gleichfalls nicht überschritten.








10. Nicht steuerbare Einkünfte
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Nicht jede Einnahme stellt einen einkommensteuerbaren Vorgang dar. Der Einkommensteuer unterliegen nicht:
– Einkünfte, die unter keine der sieben Einkunftsarten fallen. Die pragmatische Definition des Einkommensbegriffs bedeutet, dass eine Vermögensmehrung nur dann steuerbar ist, wenn die Einordnung in eine der sieben Einkunftsarten gelingt. Ist dies nicht möglich, handelt es sich um einen Vorgang, der einkommensteuerlich nicht steuerbar ist. Hierzu gehören zB Lotteriegewinne, Gewinne aus privaten Spielen und Wetten, Gewinne aus der Teilnahme an einem Preisausschreiben, Erbschaften, Geschenke, Finderlohn, Belohnungen für Hinweise zur Ergreifung eines Straftäters, mit Preisen verbundene Auszeichnungen, die nicht an eine bestimmte Leistung gebunden sind (zB Kunstpreise, Nobelpreis, Auszeichnung einer Bachelor- oder Masterarbeit, Förderpreis der Nürnberger Steuergespräche). Nicht steuerbar ist auch die Haushaltsproduktion, dh produktive Tätigkeiten, für die kein Entgelt bezahlt wird, wie zB Kochen, Waschen und Heimwerken, soweit sie vom Steuerpflichtigen selbst ausgeübt werden.
– Einkünfte bei fehlender Einkunftserzielungsabsicht (Liebhaberei). Wenn eine Tätigkeit prinzipiell einer der sieben Einkunftsarten zurechenbar ist, bleibt sie dennoch steuerlich irrelevant, wenn keine Einkunftserzielungsabsicht besteht. Bei jeder Einkunftsart ist Voraussetzung für die Steuerbarkeit, dass der Steuerpflichtige zumindest langfristig einen Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben anstrebt. Kommt es in einer Gesamtbetrachtung zu keiner Vermögensmehrung, fallen sowohl die positiven als auch die negativen Komponenten nicht unter das Einkommensteuergesetz.
– Einkünfte, die einem anderen zugerechnet werden (§ 12 Nr 2 iVm § 22 Nr 1 S. 2 EStG). Die Einkommensteuer trennt generell zwischen der Erzielung von Einkünften und deren Verwendung. Freiwillige Zuwendungen, Zuwendungen aufgrund einer freiwillig begründeten Rechtspflicht oder aufgrund gesetzlicher Unterhaltspflichten sind im zu versteuernden Einkommen des Leistenden enthalten. Diese Zuwendungen dürfen von ihm nicht abgezogen werden; dem Empfänger werden keine steuerbaren Einnahmen zugerechnet.
Dieser Grundsatz wird bei Unterhaltsleistungen an den geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten durchbrochen (Realsplitting, § 10 Abs. 1a iVm § 22 Nr 1a EStG). Diese Unterhaltsleistungen werden innerhalb bestimmter Grenzen vom Leistenden als Sonderausgaben abgezogen und sind vom Empfänger als sonstige Einkünfte iSd § 22 Nr 1a EStG zu versteuern.[70]

Von den nicht steuerbaren Einnahmen zu trennen sind steuerfreie Einnahmen. Nicht steuerbare Einnahmen werden vom Einkommensteuergesetz überhaupt nicht erfasst. Steuerfreie Einnahmen gehören dagegen grundsätzlich zu einer der sieben Einkunftsarten, sie bleiben lediglich aufgrund einer speziellen Befreiungsvorschrift (zB § 3, § 3b EStG) bei Ermittlung der Einkünfte außer Ansatz.







11. Bedeutung des § 24 EStG
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Nach § 24 EStG gehören zu den Einkünften nach dem Einkommensteuergesetz auch:
	–
	Entschädigungen für entgangene oder entgehende Einnahmen, Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit und Ausgleichszahlungen an Handelsvertreter.

	–
	Einkünfte aus einer ehemaligen Tätigkeit oder einem früheren Rechtsverhältnis. Dies gilt auch dann, wenn die Einnahmen dem Rechtsnachfolger zufließen.

Beispiele: 
nachträgliche Betriebseinnahmen aus einem Gewerbebetrieb, Beamtenpension, Witwenrente aus einer Versorgungszusage des ehemaligen Arbeitgebers des verstorbenen Ehemanns.


	–
	Nutzungsvergütungen für die Inanspruchnahme von Grundstücken für öffentliche Zwecke einschließlich darauf entfallender Zinsen.


Wie die Stellung in der Gliederung des Einkommensteuergesetzes zeigt, gilt diese Vorschrift für alle Einkunftsarten. Die genannten Tatbestände begründen keine eigenständige Einkunftsart. Die Zurechnung zu einer der sieben Einkunftsarten richtet sich nach den allgemeinen Abgrenzungskriterien. Die Steuerpflicht der Vergütungen orientiert sich an den für die betreffende Einkunftsart geltenden Einkunftsermittlungsgrundsätzen.
Für die Festlegung des Besteuerungsumfangs hat die explizite Nennung zwar lediglich klarstellende Funktion. Für die Höhe des Steuersatzes ist sie jedoch in Teilbereichen materiell von Bedeutung. Für Nutzungsvergütungen und Zinsen (§ 24 Nr 3 EStG), die für einen Zeitraum von mehr als drei Jahren nachgezahlt werden, sowie für Entschädigungen (§ 24 Nr 1 EStG) wird in der Weise ein ermäßigter Steuersatz errechnet, dass diese Einkünfte rechnerisch auf fünf Jahre verteilt werden (ermäßigter Steuersatz nach einem Multiplikator-Mischtarif, § 34 Abs. 1, Abs. 2 Nr 2, 3 EStG).[71]






12. Unterscheidung zwischen Haupt- und Nebeneinkunftsarten
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Zu den Haupteinkunftsarten gehören Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Einkünfte aus Gewerbebetrieb, Einkünfte aus selbständiger Arbeit und Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Nebeneinkunftsarten sind Einkünfte aus Kapitalvermögen, Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte iSd § 22 EStG.
Die Unterscheidung zwischen Haupt- und Nebeneinkunftsarten ist für die Abgrenzung der Einkunftsarten untereinander bedeutsam. Einkünfte werden immer einer Haupteinkunftsart zugerechnet, sofern sie deren Kriterien erfüllen. Die Erfassung im Rahmen einer Nebeneinkunftsart erfolgt nur dann, wenn keine Zuordnung zu einer der Haupteinkunftsarten möglich ist (Subsidiarität der Nebeneinkunftsarten).
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Bei den Haupteinkunftsarten gibt es keine Subsidiaritätsklausel. Die Abgrenzung zwischen ihnen erfolgt über die Definition der Einkunftsarten. So werden bei der Festlegung des Begriffs der Einkünfte aus Gewerbebetrieb die Land- und Forstwirtschaft und die selbständige Arbeit ausdrücklich ausgenommen (§ 15 Abs. 2 EStG). Hinsichtlich des Merkmals der Selbständigkeit unterscheiden sich die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit von den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit.
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Einkünfte aus einer Nebeneinkunftsart werden aufgrund von Subsidiaritätsklauseln in folgenden Fällen einer anderen Einkunftsart zugewiesen:
	–
	Soweit Einkünfte aus Kapitalvermögen zu einer Haupteinkunftsart oder zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehören, sind sie dort zu erfassen (§ 20 Abs. 8 EStG).

	–
	Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sind gegenüber den anderen Einkunftsarten nachrangig (§ 21 Abs. 3 EStG). Die Regelungen in § 20 Abs. 8, § 22 Nr 1 und § 22 Nr 3 EStG gehen aber vor.

	–
	Wiederkehrende Bezüge sind vorrangig einer der sechs anderen Einkunftsarten zuzurechnen (§ 22 Nr 1 EStG).

	–
	Einkünfte aus sonstigen Leistungen werden nur dann unter § 22 Nr 3 EStG erfasst, wenn sie weder zu einer der anderen sechs Einkunftsarten gehören noch unter eine der anderen Nummern des § 22 EStG fallen.

	–
	Ein privates Veräußerungsgeschäft liegt nicht vor, wenn ein Wirtschaftsgut veräußert wird, dessen Wert bei einer der anderen sechs Einkunftsarten anzusetzen ist (§ 23 Abs. 2 EStG).

Beispiele: 
Ein Gewerbetreibender hält in seinem Betriebsvermögen Aktien. Die Dividenden sind nicht Einkünfte aus Kapitalvermögen, sondern Einkünfte aus Gewerbebetrieb.
Ein Gewerbetreibender vermietet ein Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens. Die Mieteinnahmen werden den Einkünften aus Gewerbebetrieb zugerechnet, nicht den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung.
Altersrenten aus einer Versorgungszusage des Arbeitgebers („Betriebsrente“) sind zwar Leibrenten iSd § 22 Nr 1 EStG, sie sind aber vom Empfänger als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit zu versteuern.
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Die Unterscheidung zwischen Haupt- und Nebeneinkunftsarten und deren Abgrenzung untereinander führt zu einem Auseinanderfallen von steuerrechtlicher Einordnung einer Tätigkeit in eine der sieben Einkunftsarten des Einkommensteuergesetzes und Zuordnung zu einer der wirtschaftlichen Einkommenskategorien.[72] Betriebswirtschaftlich differenziert man die Einkünfte
	–
	danach, ob sie fest vereinbart werden (Kontrakteinkommen) oder ob sie gewinnabhängig sind (Residualeinkommen), dh wen die Chancen und Risiken aus dem Erfolg oder Misserfolg einer ökonomischen Transaktion treffen, und

	–
	danach, ob die Einkünfte durch den Einsatz von Geld- und Sachkapital oder durch den Einsatz der Arbeitskraft erzielt werden.


Die Abb. 2.7 verdeutlicht die wichtigsten Unterschiede zwischen steuerrechtlicher Einordnung und betriebswirtschaftlicher Beurteilung.
Abb. 2.7: Unterschiede bei der Zuordnung von Einkünften nach betriebswirtschaftlichen oder rechtlichen Kriterien

	steuerrechtliche Einordnung
	Residualeinkommen
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Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften
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Arbeitseinsatz eines Gewerbetreibenden
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gelegentliche Vermietungen
	Arbeitnehmer mit fest vereinbartem Gehalt










III. Einkunftsermittlungsmethoden



1. Gemeinsame Prinzipien
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Die Summe der Einkünfte aus den sieben Einkunftsarten bildet die Ausgangsgröße zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage „zu versteuerndes Einkommen“ (§ 2 Abs. 1, 5 EStG). Die Höhe der Einkommensteuer hängt entscheidend von der Art und Weise der Berechnung der Einkünfte ab.
Für die Berechnung der Höhe der Einkünfte gelten zwar für die verschiedenen Einkunftsarten unterschiedliche Einkunftsermittlungsmethoden. Aus dem Fiskalzweck der Einkommensteuer leiten sich jedoch drei gemeinsame Merkmale ab:
	–
	Trennung von Einkommenserzielung und konsumtiver Einkommensverwendung (Nichtabziehbarkeit der Kosten der privaten Lebensführung)

	–
	Nettoprinzip

	–
	Prinzip der Abschnittsbesteuerung.
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Die Einkommensteuer stellt auf die Einkunftserzielung ab. Der Ermittlung der Summe der Einkünfte liegt eine sachliche Interpretation des Leistungsfähigkeitsprinzips zugrunde, dh es wird auf den am Markt erzielten Vermögenszuwachs abgestellt. Persönliche Verhältnisse und persönliche Ausgaben bleiben bei der Berechnung der steuerlich relevanten Vermögensmehrungen ausgeklammert. Die Kosten der privaten Lebensführung mindern die Summe der Einkünfte nicht. Persönliche Merkmale – und damit die persönliche Komponente der Leistungsfähigkeit – werden erst berücksichtigt, wenn aus den steuerpflichtigen Einkünften die steuerrechtliche Bemessungsgrundlage „zu versteuerndes Einkommen“ abgeleitet wird.
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Aufgrund des Prinzips der Nettobesteuerung werden die Veränderungen des Reinvermögens besteuert, nicht die Veränderungen des Rohvermögens. Von den steuerpflichtigen Einnahmen sind die Ausgaben abzuziehen, die mit den Einnahmen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Die Ausgaben müssen in kausalem Zusammenhang zum Betrieb (Gewinneinkunftsarten) bzw zur Tätigkeit der Einkommenserzielung (Überschusseinkunftsarten) stehen, dh sie müssen durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit veranlasst sein. Bei Gewinneinkunftsarten wird die Differenz zwischen den Betriebseinnahmen und den Betriebsausgaben besteuert, bei Überschusseinkunftsarten der Saldo zwischen den Einnahmen und den Werbungskosten. Das Nettoprinzip hat weiterhin zur Folge, dass negative Ergebnisse einer Tätigkeit mit positiven Einkünften aus einer anderen wirtschaftlichen Aktivität verrechenbar sein müssen. Der Verlustausgleich erlaubt eine Kompensation im gleichen Jahr (§ 2 Abs. 1, 3 EStG). Bei Verlusten, die innerhalb eines Veranlagungszeitraums nicht ausgeglichen werden können, erfolgt ein interperiodischer Verlustausgleich. Dieser wird als Verlustabzug bezeichnet (§ 10d EStG). Im geltenden Recht werden jedoch der Verlustausgleich und der Verlustabzug durch zahlreiche Einzelregelungen eingeschränkt. Soweit diese Beschränkungen wirksam werden, kommt es zu einem Verstoß gegen das Nettoprinzip.
Abb. 2.8:Nettoprinzip

[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]
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Das Prinzip der Abschnittsbesteuerung besagt, dass die Höhe der Einkünfte grundsätzlich nur von den Vorgängen beeinflusst wird, die innerhalb des in der Regel zwölfmonatigen Einkunftsermittlungszeitraums eintreten. Vorgänge, die davor oder die danach liegen, bleiben bei den Einkünften des laufenden Jahres unberücksichtigt (§ 2 Abs. 7 EStG). Aufgrund der für jeden Veranlagungszeitraum getrennt durchgeführten Ermittlung der Einkünfte ist es nicht ausgeschlossen, dass ein wirtschaftlicher Sachverhalt in den einzelnen Perioden steuerlich unterschiedlich beurteilt wird.[73] Der Verlustabzug führt dazu, dass das Nettoprinzip dem Abschnittsprinzip vorgeht.






2. Einteilung der Einkunftsarten nach der Art ihrer Ermittlung
168


Ein wichtiges Kennzeichen der Einkommensteuer ist das Nebeneinander von zwei Einkommensbegriffen. Dieses duale System beeinflusst entscheidend die Art der Einkunftsermittlung. Zu differenzieren ist zwischen Gewinn- und Überschusseinkunftsarten. Zu den Gewinneinkunftsarten gehören die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, die Einkünfte aus Gewerbebetrieb und die Einkünfte aus selbständiger Arbeit. Die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die Einkünfte aus Kapitalvermögen, die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und die sonstigen Einkünfte iSd § 22 EStG gelten als Überschusseinkunftsarten (§ 2 Abs. 2 EStG).
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Bei Gewinneinkunftsarten wird die sachliche Steuerpflicht in Anlehnung an die Reinvermögensänderungstheorie abgegrenzt, sodass jede Vermögensänderung steuerliche Relevanz besitzt. Periodisch erzielte Einkünfte werden genauso besteuert wie Veräußerungsgewinne. Bei den Aufwendungen wird gleichfalls nicht danach differenziert, ob sie mit laufenden Einkünften im Zusammenhang stehen oder ob sie Wertverluste von Wirtschaftsgütern betreffen. Bei den Gewinneinkunftsarten gilt – wie es in der Bezeichnung zum Ausdruck kommt – der Gewinn als Einkünfte. Die Gewinnermittlungsmethoden gliedern sich in:[74]
	–
	Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG

	–
	Betriebsvermögensvergleich nach § 5 EStG

	–
	Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 3 EStG)

	–
	pauschalierte Gewinnermittlung bei Handelsschiffen im internationalen Verkehr (§ 5a EStG)

	–
	Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG)

	–
	Schätzung nach § 162 Abs. 1, 2 AO.
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Leitlinie für die Überschusseinkunftsarten bildet die Quellentheorie, nach der lediglich die laufenden Einkünfte unter den Einkommensbegriff fallen. Nach diesem Ansatz werden einkommensteuerlich nur Tätigkeits- und Nutzungsvergütungen erfasst. Änderungen des Werts des Vermögens bleiben grundsätzlich als nicht steuerbare Tatbestände unberücksichtigt. Diese Aussage gilt unabhängig davon, ob es sich um Wertsteigerungen oder Wertverluste handelt. Bei den Überschusseinkunftsarten gibt es nur eine Einkunftsermittlungsart: Zu berechnen ist der Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten (§ 8 – § 9a EStG).
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Gewinn- und Überschusseinkunftsarten stimmen hinsichtlich der periodisch auftretenden Vorgänge überein. Sie sind nach beiden Konzepten steuerbar. Abweichungen ergeben sich bei der Behandlung von Änderungen des Werts des eingesetzten Vermögens. Bei Gewinneinkunftsarten erhöhen Veräußerungsgewinne die Einkünfte, Wertverluste mindern sie. Demgegenüber ist bei den Überschusseinkunftsarten die Entwicklung des Werts des eingesetzten Vermögens grundsätzlich steuerlich unbeachtlich. Allerdings ist der bei der Veräußerung von Wirtschaftsgütern, die außerhalb einer Gewinneinkunftsart eingesetzt werden, erzielte Gewinn in vielen Fällen steuerpflichtig. Damit wird der konzeptionelle Unterschied zwischen Gewinn- und Überschusseinkunftsarten aufgehoben:[75]
	–
	Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch Veräußerungsgewinne (§ 20 Abs. 2 EStG).

	–
	Ist eine natürliche Person an einer Kapitalgesellschaft zu mindestens 1% beteiligt, sind Veräußerungsgewinne auch dann steuerpflichtig, wenn die Anteile ertragsteuerlich zum Privatvermögen gehören (§ 17 EStG).

	–
	Bei Wirtschaftsgütern des Privatvermögens, die keine Kapitalanlagen sind, werden Veräußerungsgewinne erfasst, wenn zwischen Erwerb und Verkauf nicht mehr als zehn Jahre (Grundstücke) bzw ein Jahr (andere Wirtschaftsgüter) liegen (privates Veräußerungsgeschäft nach § 23 iVm § 22 Nr 2 EStG).


Ergebnis: Die Zweiteilung in Gewinn- und Überschusseinkunftsarten besteht zwar noch nach dem Wortlaut des § 2 Abs. 2 S. 1 EStG. Man könnte allerdings auch davon sprechen, dass nach dem geltenden Einkommensteuerrecht Veräußerungsgewinne generell besteuert werden: Bei Gewinneinkunftsarten durch den in § 2 Abs. 2 S. 1 EStG enthaltenen Einkommensbegriff „Gewinn“ und bei den Wirtschaftsgütern, die im Rahmen einer Überschusseinkunftsart oder außerhalb der Einkunftserzielung eingesetzt werden, aufgrund der in § 20 Abs. 2, § 17 und § 23 EStG vorgenommenen Erweiterung der steuerbaren Einkünfte auf Veräußerungsgewinne.






3. Gewinnermittlungsmethoden



a) Betriebsvermögensvergleich
172


Beim Betriebsvermögensvergleich gilt als steuerpflichtiger Gewinn die Vermehrung des Betriebsvermögens (Eigenkapitals), soweit sie auf betriebliche Vorgänge zurückzuführen ist und soweit keine Steuerbefreiungen gelten oder der Abzug von Ausgaben versagt wird (§ 4 Abs. 1 EStG)


	 
	Betriebsvermögen am Schluss des Wirtschaftsjahres

	–
	Betriebsvermögen zu Beginn des Wirtschaftsjahres
(= Betriebsvermögen am Schluss des vorangehenden Wirtschaftsjahres)

	=
	Veränderung des Eigenkapitals

	+
	Entnahmen

	–
	Einlagen

	=
	Gewinn des Wirtschaftsjahres nach § 4 Abs. 1 EStG

	–
	steuerfreie Betriebseinnahmen

	+
	nichtabziehbare Betriebsausgaben

	±
	Investitionsabzugsbetrag nach § 7g Abs. 1–4 EStG

	=
	steuerpflichtiger Gewinn
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Im ersten Block wird die Veränderung des bilanziellen Reinvermögens ermittelt, die sich im abgelaufenen Wirtschaftsjahr ergeben hat. Die Korrektur der Veränderung des Eigenkapitals durch Entnahmen und Einlagen im zweiten Block dient dazu, den privaten Bereich von den betrieblich veranlassten Geschäftsvorfällen zu trennen. Im dritten Block wird berücksichtigt, in welchem Umfang die der betrieblichen Sphäre zuzurechnenden Vermögensmehrungen und Vermögensminderungen Einfluss auf den steuerpflichtigen Teil des Gewinns haben, m.a.W. ob für die Betriebseinnahmen eine Steuerbefreiung gilt bzw welche Betriebsausgaben nichtabziehbar sind. Der Investitionsabzugsbetrag nach § 7g Abs. 1–4 EStG ist ein Instrument der Investitionsförderung.
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Die Gewinndefinition des § 4 Abs. 1 EStG geht von der Bilanz aus. Da das Eigenkapitalkonto mit der Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) und dem Privatkonto zwei Unterkonten hat, lässt sich im System der doppelten Buchführung der Gewinn auch anhand der Gewinn- und Verlustrechnung ermitteln:


	Gewinn- und Verlustrechnung
Erträge – Aufwendungen
= Gewinn als Saldo der GuV
	 
	 
	Veränderungen des Eigenkapitals,
die betrieblich veranlasst sind
(= Gewinn)

	Privatkonto
Einlagen – Entnahmen
= Saldo des Privatkontos
	 
	+
	Veränderungen des Eigenkapitals,
die privat veranlasst sind

	 
	 
	=
	Veränderung des Eigenkapitals (insgesamt)



Eingesetzt in die Berechnungsformel des § 4 Abs. 1 EStG ergibt sich


	 
	Veränderung des Eigenkapitals

	–
	Saldo des Privatkontos (= Einlagen – Entnahmen)

	=
	Saldo der Gewinn- und Verlustrechnung (= Erträge – Aufwendungen)
(= Gewinn des Wirtschaftsjahres, § 4 Abs. 1 EStG)



Die steuerfreien Betriebseinnahmen, die nichtabziehbaren Betriebsausgaben und der Investitionsabzugsbetrag werden außerhalb der Buchführung korrigiert. Durch diese außerbilanziellen Korrekturen wird der in der Buchhaltung berechnete Gewinn des Wirtschaftsjahres in den steuerpflichtigen Gewinn überführt.
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Dem Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG und dem Betriebsvermögensvergleich nach § 5 EStG ist gemeinsam, dass der Gewinn auf der Grundlage einer doppelten Buchführung ermittelt wird, die am Ende des Wirtschaftsjahres zu einer Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung zusammengefasst wird (§ 60 Abs. 1 EStDV). Für den Umfang der Besteuerung sind sowohl die laufenden Geschäftsvorfälle als auch positive und negative Veränderungen des Werts des Vermögens (zB Veräußerungsgewinne oder -verluste) bedeutsam.
Beim Betriebsvermögensvergleich bestimmt sich der Zeitpunkt, zu dem sich ein Geschäftsvorfall erfolgswirksam auswirkt, nach dem Realisations- und (unter Einschränkungen) nach dem Imparitätsprinzip. Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben sind also nicht mit dem Begriffspaar „Ein- und Auszahlungen“, sondern mit „Erträgen und Aufwendungen“ (= periodisierte Zahlungen, § 252 Abs. 1 Nr 4, 5 HGB) gleichzusetzen.
Abgrenzungsmerkmal zwischen den beiden Formen des Betriebsvermögensvergleichs bilden die Grundsätze, die bei Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung zu beachten sind. Der Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs.
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Der Verlag raumt Ihnen mit dem Kauf des ebooks das
Recht ein, die Inhalte im Rahmen des geltenden
Urheberrechts zu nutzen. Dieses Werk, einschlieBlich
aller seiner Teile, ist urheberrechtlich geschiitzt. Jede
Verwertung auBerhalb der engen Grenzen des Urhe-
berrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlages
unzulassig und strafbar. Dies gilt insbesondere fiir Ver-
vielféltigungen, Ubersetzungen, Mikroverfilmungen und
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen
Systemen.

Der Verlag schiitzt seine ebooks vor Missbrauch des
Urheberrechts durch ein digitales Rechtemanagement.
Bei Kauf im Webshop des Verlages werden die ebooks
mit einem nicht sichtbaren digitalen Wasserzeichen
individuell pro Nutzer signiert.

Bei Kauf in anderen ebook-Webshops erfolgt die Signa-
tur durch die Shopbetreiber. Angaben zu diesem DRM
finden Sie auf den Seiten der jeweiligen Anbieter.
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